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Individualisierte Medizin und Gesundheitssystem  ›
(Zukunftsreport, AB-Nr. 126)
Öffentliche elektronische Petitionen und bürger- ›
schaftliche Teilhabe (Endbericht zum TA-Projekt, 
AB-Nr. 127)
Transgenes Saatgut in Entwicklungsländern –  ›
Erfahrungen, Herausforderungen, Perspektiven 
(Endbericht zum TA-Projekt, AB-Nr. 128)
Zum Jahreswechsel 2008/2009 befanden sich fol-
gende Projekte noch in Bearbeitung:
Chancen und Perspektiven behinderungskompen- ›
sierender Technologien am Arbeitsplatz
Stand und Perspektiven der militärischen Nutzung  ›
von unbemannten Systemen
Ubiquitäres Computing ›
Blockaden bei der Etablierung neuer Schlüsseltech- ›
nologien
Biomedizinische Innovationen und klinische For- ›
schung – Wettbewerbs- und Regulierungsfragen
Medizintechnische Innovationen – Herausforde- ›
rungen für Forschungs-, Gesundheits- und Wirt-
schaftspolitik
Chancen und Herausforderungen neuer Energie- ›
pflanzen
Die parlamentarische TA lebt wesentlich durch das 
Engagement der Parlamentarier. Wir danken deshalb 
allen Mitgliedern des Deutschen Bundestages, die das 
TAB bei seinen Bemühungen um parlamentarische 
Relevanz seiner Untersuchungsergebnisse unterstützt 
haben. Insbesondere danken wir den Berichterstat-
terinnen und Berichterstattern für TA im Ausschuss 
für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung, Herrn Axel E. Fischer (CDU/CSU), Herrn Swen 
Schulz (SPD), Herrn Uwe Barth (FDP), Frau Dr. 
Petra Sitte (Die Linke) und Herrn Hans-Josef Fell
(Bündnis 90/DIE GRÜNEN) sowie der Vorsitzenden 
des Ausschusses für Bildung, Forschung und Tech-
nikfolgenabschätzung, Frau Ulla Burchardt (SPD), die
in dieser Eigenschaft den Berichterstatterkreis leitet.
Ausdrücklich danken wir auch ihren Mitarbeitern und 
Referenten, namentlich Herrn Kai M. Bickel, Frau 
Corinna Heiland, Herrn Dr. Wolfram Kreisel und Frau 
Katja Stamm. Unser Dank gilt schließlich auch dem Lei-
ter des Ausschuss-Sekretariates, Herrn Andreas Meyer, 
sowie Frau Blanka Göttsche und Herrn Friedhelm Kap-
penstein. Sie haben die Arbeit des TAB stets konstruk-
tiv begleitet und unterstützt.
Prof. Dr. Armin Grunwald 
Dr. Thomas Petermann
Das Berichtsjahr 2008 war besonders geprägt durch ein 
ausführliches Findungsverfahren für neue TAB-Untersu-
chungen. Auf der Basis von 35 Themen, die von den Frak-
tionen und Ausschüssen vorgelegt und vom TAB kommen-
tiert wurden, einigten sich die Fraktionen des Ausschusses 
für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung 
(ABFTA) auf zwölf Themen. Zunächst wurde am 25. Juni 
2008 eine erste Themenstaffel beschlossen:
Gefährdung und Verletzbarkeit moderner Gesell- ›
schaften – am Beispiel eines großräumigen Ausfalls 
der Stromversorgung
Pharmakologische und technische Interventionen  ›
zur Leistungssteigerung – Perspektiven einer wei-
ter verbreiteten Nutzung in Medizin und Alltag
Klinische Forschung in Deutschland unter besonde- ›
rer Berücksichtigung nichtkommerzieller Studien
Regenerative Energieträger zur Sicherung der  ›
Grundlast in der Stromversorgung – Beiträge, 
Inves titionen und Perspektiven. 
In seiner Sitzung am 15. Oktober 2008 beschloss der 
Ausschuss dann die 2. Themenstaffel:
Welchen Beitrag kann die Forschung zur Lösung  ›
des Welternährungsproblems leisten?
Internationale Wettbewerbsfähigkeit der europä- ›
ischen Wirtschaft im Hinblick auf die EU-Beihilfe-
politik am Beispiel der Nanoelektronik
Fortpflanzungsmedizin – wissenschaftlich-technische ›
Entwicklungen, Herausforderungen und Lösungs-
ansätze
Elektronische Petitionen und Modernisierung des  ›
Petitionswesens in Europa
Gesetzliche Regelungen für den Zugang zur Infor- ›
mationsgesellschaft
Zukunftspotenziale und Strategien von traditio- ›
nellen Industrien in Deutschland – Auswirkungen 
auf Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung
Auswirkungen moderner Technologien auf die  ›
Optimierung von Stromnetzen
Technische Optionen zum Management des CO › 2-
Kreislaufs.
Entsprechend der Aufgabe des TAB war der Großteil 
der Aktivitäten des Jahres der Bearbeitung der in Auf-
trag gegebenen Themen und der Berichterstattung an 
das Parlament gewidmet. Folgende Projekte wurden 
mit der Vorlage von Berichten abgeschlossen:
Energiespeicher – Stand und Perspektiven (Sach- ›
standsbericht zum Monitoring »Nachhaltige Ener-
gieversorgung«, AB-Nr. 123)
Gendoping (Endbericht zum TA-Projekt, AB-Nr. 124) ›
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derungen der Fraktionen und Fachausschüsse in für 
die Zwecke des Deutschen Bundestages geeignete, 
umfassend angelegte Analyseprozesse zu überführen, 
bestens bewährt.
In TA-Projekten werden vor allem komplexe The- ›
men der Wissenschafts- und Technikentwicklung 
bearbeitet, die einen ausgeprägten Querschnittscha-
rakter haben und langfristig von Bedeutung sind.
Im Rahmen von Monitoringaktivitäten werden  ›
Prozesse des Wandels von Wissenschaft, Tech-
nik und Gesellschaft in Einzelschritten bearbeitet. 
Dadurch können in einer jeweils festzulegenden 
Abfolge thematische Teil aspekte (z.B. Regulie-
rung, Innovationsaspekte, Erfahrungen im Aus-
land) analysiert und die Ergebnisse in Sachstands-
berichten vermittelt werden.
Das TAB beteiligt sich auch an der Konzept- und 
Methodendiskussion zur Technikfolgenabschätzung 
und verwandten Ansätzen im In- und Ausland. Ziel 
ist die kritische Selbstreflexion der in der Projektarbeit 
verwendeten Methoden und ihre Verbesserung.
ZUKUNFTSREPORTS, POLITIK-BENCHMARKING 
UND INNOVATIONSREPORTS
Mit diesen Analyseansätzen – für die der Koopera-
tionspartner, das Fraunhofer-Institut für System- und 
Innovations forschung (FhG-ISI), federführend ist – wer-
den spezifisch ergänzende Perspektiven erschlossen:
»Zukunftsreports« sollen die eher mittel- und lang- ›
fristig relevanten technologischen Felder mit mut-
maßlichem parlamentarischem Handlungsbedarf 
identifizieren.
Das »Politik-Benchmarking« liefert internatio nal  ›
vergleichende Studien zu im Ausland praktizierten 
Politikansätzen sowie dort diskutierten politischen 
Handlungsoptionen.
Durch »Innovationsreports« soll das aktuelle Inno- ›
vationsgeschehen in Gebieten mit besonders hoher 
Dynamik und Brisanz bei häufig geringer empi-
rischer Erschlossenheit aufgehellt werden.
EUROPÄISCHE KOOPERATION
Das TAB ist Mitglied des European Parliamentary 
Technology Assessment (EPTA) Network und beteiligt 
sich aktiv an dem Austausch von Projektergebnissen 
sowie von Erfahrungen zu TA-Methoden und -Kon-
ZIELSETZUNG
Seit 1990 berät das Büro für Technikfolgen-Abschät-
zung beim Deutschen Bundestag (TAB) das Parlament 
in wichtigen Fragen des technisch-gesellschaftlichen 
Wandels. Im Auftrag des Parlaments und seiner Gre-
mien werden spezifische Themenfelder aus Wissen-
schaft und Technik analysiert und die Ergebnisse dif-
ferenziert und möglichst aktuell vermittelt.
Technikfolgenabschätzung (TA) im Verständnis des 
TAB soll
die Potenziale neuer wissenschaftlich-technischer  ›
Entwicklungen analysieren und die damit verbun-
denen Chancen ausloten,
die Rahmenbedingungen der Realisierung und  ›
Umsetzung wissenschaftlich-technischer Entwick-
lungen untersuchen,
ihre potenziellen Auswirkungen vorausschauend  ›
und umfassend analysieren sowie die Chancen des 
Technikeinsatzes ebenso wie Möglichkeiten zur 
Vermeidung oder Abmilderung seiner Risiken auf-
zeigen
und auf dieser Grundlage
alternative Handlungs- und Gestaltungsoptionen  ›
für politische Entscheidungsträger entwickeln.
Damit soll vor allem ein Beitrag zur Verbesserung der 
Informationslage des Deutschen Bundestages und eine 
wissenschaftliche Fundierung seiner Meinungsbildung 
und Entscheidungsfindung geleistet werden. Zuneh-
mend bemüht sich das TAB darum, Ergebnisse von 
TA intensiver als bislang einer interessierten Öffent-




Zur Umsetzung der genannten Ziele führt das TAB 
vor allem prospektive Analysen in Form von TA-Pro-
jekten, Monitoring, Zukunftsreports, Politik-Bench-
marking und Innovationsreports durch.
TA-PROJEKTE UND MONITORING
TA-Projekte und Monitoring haben sich insbeson-
dere als Mittel, die zahlreichen thematischen Anfor-
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angelehnten – Themenblöcken Präsentationen gefolgt 
von anregenden Debatten: 
TA.com: Assessing the »P« in profit  ›
TA.edu: How scientific can one be?  ›
TA.org: TA for the people  ›
TA.eu: Finding our voice in the global village  ›
Als Impulsgeber sprachen Michael Braungart (Uni-
versität Lüneburg), der (Mit-)Entwickler des Kreis-
laufkonzepts in der Wirtschaft »Von der Wiege zur 
Wiege«, die Umwelttoxikologin Ellen Silbergeld 
(Johns Hopkins University), die als eine der Ersten 
1975 auf die Gefahren von verbleitem Benzin hinwies, 
der Soziologe Nicolas Rose (London School of Econo-
mics), der die Frage, wie Fortschritte in den Lebens-
wissenschaften und der Biotechnologie zu einer Poli-
tisierung von Medizin und dem menschlichen Leben 
an sich geführt haben, erörtete, sowie Pier Vellinga 
(Amsterdam), einer der Mitbegründer des Weltklima-
rates IPCC. 
Neben der Konferenz fand die jährliche Sitzung des 
EPTA-Councils statt. Die Direktoren der EPTA-Part-
nerinstitute und Parlamentarier der jeweiligen Länder 
diskutierten über organisatorische Fragen der Koope-
ration im Netzwerk. Als wichtigster Punkt stand ein 
Brainstorming über die Zukunft von EPTA auf dem 
Programm. Die beiden zentralen Ergebnisse dieses Mei-
nungsaustausches waren, dass die parlamentarische 
Dimension von EPTA weiterentwickelt und gestärkt 
werden soll und dass die neuen EU-Mitgliedstaaten 
beim Aufbau eigener TA-Kompetenz und bei der 
Institutionalisierung von parlamentarischer TA nach 
Kräften unterstützt werden sollen. Zum Abschluss 
des Treffens wurde der Vorschlag, die Präsidentschaft 
des EPTA-Netzwerks für 2009 nach Großbritannien 
zu vergeben, einhellig begrüßt. Das «Parliamentary 
Office of Science and Technology« (POST) wird 2009 
20 Jahre alt und aus diesem Anlass die nächste EPTA-
Konferenz im Herbst in London ausrichten. 
zepten auf der europäischen Ebene. Das TAB ist auch 
Mitglied im deutschsprachigen »Netzwerk TA«.
Im Rahmen des EPTA-Netzwerks finden jedes Jahr 
regelmäßig zwei Treffen statt: das Direktorentref-
fen im Frühjahr, das dem Erfahrungsaustausch auf 
der Arbeitsebene und der Beratung strategischer und 
konzeptioneller Fragen der TA gewidmet ist, und 
die EPTA-Konferenz im Herbst. Die Konferenz wird 
gemeinsam von den parlamentarischen TA-Einrich-
tungen und den zuständigen Parlamentsmitgliedern 
gestaltet. Sie dient der Vernetzung und dem Informa-
tionsaustausch zwischen den Akteuren der parlamen-
tarischen TA auf europäischer Ebene.
Am 21. und 22. April 2008 fand in Den Haag in 
den Räumen der »Tweede Kamer der Staten Gene-
ral« (Niederländisches Parlament) das turnusgemäße 
Frühjahrstreffen des EPTA-Netzwerks statt. Organi-
siert wurde das Treffen vom Rathenau-Institut, der 
niederländischen TA-Einrichtung, die 2008 die Präsi-
dentschaft von EPTA innehatte.
Das Treffen stand unter dem Motto »What’s coming 
up?«. Ziel war, mögliche neue TA-Themen zu iden-
tifizieren, von denen erwartet wird, dass sie in den 
nächsten drei bis fünf Jahren virulent werden könnten. 
Sehr unterschiedliche, teils auf der Hand liegende und 
teils »exotische« Vorschläge wurden diskutiert. Zum 
Beispiel ist die Thematik »Alternde Bevölkerung in 
Europa« (»The silver Tsunami«) von höchster sozia-
ler Relevanz, hat aber bislang noch wenig Einzug in 
die Agenden der EPTA-Partner gehalten. Diskutiert 
wurde auch die Frage, wie autonome Technologien 
(Haushalts- und Pflegeroboter, Autopiloten, unbe-
mannte militärische Systeme) in unsere Lebenswelt 
eindringen. Unter dem Eindruck des jüngsten Finanz-
marktcrashs sowie weiterer beunruhigender Entwick-
lungen (Energieknappheit, Anstieg des Ölpreises, Was-
ser- und Lebensmittelkrise) wurde diskutiert, welche 
Rolle TA bei Annahme eines Crashszenarios einneh-
men könnte.
Vom 26. bis 28. Oktober fand die EPTA-Konfe-
renz statt. Das Treffen in Den Haag stand unter dem 
Motto »Inspiring Future Politics« und widmete sich 
der Frage, wie Technikfolgenabschätzung am besten 
die politische Debatte befruchten kann. Gerdi Ver-
beet, die Präsidentin des Unterhauses des niederlän-
dischen Parlaments, eröffnete die Konferenz mit ihrer 
Willkommensadresse an die etwa 200 Teilnehmer. Im 






























    
 IIDURCHFÜHRUNG UND ABSCHLUSS VON 
PROJEKTEN
Nach der Beschlussfassung über ein Thema durch den 
Ausschuss liegt die wissenschaftliche und organisato-
rische Durchführung der TA-Vorhaben beim TAB. 
Ein interdisziplinäres Projektteam entwickelt die wei-
tere Konzeption und analysiert den Themenbereich. 
Zu zentralen definierten Fragestellungen schlägt das 
TAB dem Ausschuss die Vergabe von Gutachten an 
externe Experten bzw. wissenschaftliche Einrich-
tungen vor. Die Zusammenarbeit mit solchen exter-
nen Gutachtern und die von diesen erarbeiteten Gut-
achten bilden ein Kernstück der Projektarbeit.
Insbesondere zu Zwischenergebnissen werden Work-
shops und Fachgespräche unter Beteiligung von wis-
senschaftlichen Experten und Abgeordneten veran-
staltet. Häufig werden auch Vertreter gesellschaft-
licher Gruppen einbezogen. Solche Veranstaltungen 
dienen der weiteren Klärung wissenschaftlicher Streit-
fragen, der Integration unterschiedlicher gesellschaft-
licher Problemwahrnehmungen sowie der Herausar-
beitung politischer Handlungsoptionen. 
Die Resultate aller Aktivitäten werden vom TAB zu -
sammengeführt, und das Projekt wird mit einem End-
bericht abgeschlossen. Der Ausschuss prüft und kom-
mentiert die Abschlussberichte, nimmt sie nach Rück-
sprache mit den Ini tiatoren ab und beschließt die Ver-
öffentlichung. Viele TAB-Berichte werden in Form 
von Bundestagsdrucksachen veröffentlicht und als 
sogenannte »Unterrichtung« in den parlamentarischen 
Beratungs- und Entscheidungsprozess eingebracht.
TAB-WORKSHOPS, FACHGESPRÄCHE, 
ÖFFENTLICHE PRÄSENTATIONEN IM AUSSCHUSS
TAB-Workshops und Fachgespräche bieten vor allem 
die Möglichkeit des Gedankenaustauschs zwischen 
Parlamentariern, Wissenschaftlern und Vertretern 
gesell schaftlicher Gruppen, häufig anlässlich der Prä-
sentation und Diskussion von Arbeitsergebnissen des 
TAB. Auch soll hierdurch die Kommunikation zwi-
schen Wissenschaft, Gesellschaft und Deutschem 
Bundestag sowie der Wissens- und Meinungstrans-
fer bereits vor Abschluss der Projekte erfolgen. Die 
Möglichkeit einer erweiterten öffentlichen Sitzung des 
Ausschusses wird fallweise genutzt, um Endberichte 
des TAB nicht nur den Mitgliedern des Ausschusses, 
sondern auch Vertretern von Wissenschaft, Verbän-
den und der Presse vorzustellen.
ZUSTÄNDIGKEITEN UND ABLÄUFE
Das TAB als eine selbstständige wissenschaftliche Ein-
richtung wird vom Forschungszentrum Karlsruhe in 
der Helmholtz-Gemeinschaft – auf der Basis eines 
Ver trags mit dem Deutschen Bundestag – betrieben. 
Seit September 2003 kooperiert das Forschungszen-
trum Karlsruhe beim Betrieb des TAB mit dem Fraun-
hofer-Institut für System- und Innovationsforschung, 
Karlsruhe.
ZUSTÄNDIGKEITEN
Der Leiter des TAB wird vom Forschungszentrum 
Karlsruhe im Einvernehmen mit dem zuständigen Aus-
schuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenab-
schätzung benannt. Prof. Dr. Armin Grunwald, der 
auch das Institut für Technikfolgenabschätzung und 
Systemanalyse (ITAS) des Forschungszentrums Karls-
ruhe leitet, trägt die wissenschaftliche Verantwortung 
für die Arbeitsergebnisse und vertritt sie gegenüber dem 
Deutschen Bundestag. Standort des TAB ist Berlin.
Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung ist als Steuerungsinstanz des TAB 
vor allem zuständig für die Entscheidung über das 
Arbeitsprogramm, die Abnahme von Endberichten 
sowie für die Kommunikation mit den Gremien und 
Mitgliedern des Deutschen Bundestages. Er bildet 
eine ständige »Berichterstattergruppe TA«, die aus je 
einem Mitglied der Fraktionen besteht. Diese bereitet 
alle das TAB betreffenden Entscheidungen des Aus-
schusses vor: vom Beschluss über die Durchführung 
eines TA-Vorhabens bis zur Abnahme des Abschluss-
berichts. Das Sekretariat des Ausschusses unterstützt 
die Berichterstatter bei ihren Aufgaben.
THEMENFINDUNG
Das Arbeitsprogramm des TAB kommt aufgrund 
von Anträgen aus Fachausschüssen und Fraktionen 
des Deutschen Bundestages zustande. Der Ausschuss 
für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschät-
zung sichtet und bündelt entsprechende Anfragen und 
Anträge und entscheidet, welche Themen durch das 
TAB bearbeitet werden sollen.
Zur Vorbereitung dieser Entscheidung erörtern die 
Berichterstatter für TA mit dem TAB die politische 
und wissenschaftliche Relevanz der beantragten The-





Zukunfttrends im Tourismus (Drs. 16/478) ›
Alternative Kulturpflanzen und Anbauverfahren  ›
(Drs. 16/3217)
Precision Agriculture (Drs. 16/3218) ›
Mediennutzung und eLearning in Schulen ›
(Drs. 16/9527)
Zielgruppenorientiertes eLearning für Kinder und  ›
ältere Menschen (Drs. 16/9528)
laufende Beratung
Präimplantationsdiagnostik (Drs. 15/3500) ›
Potenziale und Anwendungsperspektiven der  ›
Bionik (Drs. 16/3774)
Reduzierung der Flächeninanspruchnahme –  ›
Ziele, Maßnahmen, Wirkungen (Drs. 16/4500)
Akademische Spin-offs in Ost- und Westdeutsch- ›
land und ihre Erfolgsbedingungen
(Drs. 16/4669)
Nachfrageorientierte Innovationspolitik  ›
(Drs. 16/5064)
Perspektiven eines CO › 2- und emissionsarmen 
Verkehrs – Kraftstoffe und Antriebe im Über-
blick (Drs. 16/5325)
Biobanken für die humanmedizinische ›
Forschung und Anwendung (Drs. 16/5374)
Industrielle stoffliche Nutzung nachwachsender  ›
Rohstoffe (Drs. 16/7247)
Forschungs- und wissensintensive Branchen – ›
Optionen zur Stärkung ihrer internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit (Drs. 16/7310)
Hirnforschung (Drs. 16/7821) ›
Arbeiten in der Zukunft – Strukturen und  ›
Trends der Industriearbeit (Drs. 16/7959)
Gendoping (Drs. 16/9552) ›
CO › 2-Abscheidung und -Lagerung bei Kraftwer-
ken (Drs. 16/9896)
Internetkommunikation in und mit Entwick- ›
lungsländern – Chancen für die Entwicklungszu-
sammenarbeit am Beispiel Afrika (Drs. 16/9918)
Energiespeicher – Stand und Perspektiven ›
(Drs. 16/10176)
FINANZIERUNG VON EXTERNEN GUTACHTEN
Für die Projektaktivitäten des TAB stellt der Deutsche 
Bundestag zur Vergabe von Gutachten (Kap. VI) zu 
ausgewählten Fragestellungen Mittel zur Verfügung. 
Für die in diesem Tätigkeitsbericht (Kap. III u. IV) auf-
geführten neun TA-Projekte und Monitoringvorhaben 
(deren Laufzeiten aber über das Jahr 2008 hinausrei-
chten) waren vertraglich etwa 1.140.000 Euro vorge-
sehen. Im Haushaltsjahr 2008 gelangten davon rund 
545.000 Euro zur Auszahlung.
VERÖFFENTLICHUNGEN
Die Ergebnisse der TA-Projekte und sonstiger 
Arbeiten des TAB werden in Form von TAB-Arbeits-
berichten sowie als Hintergrund- und Diskussions-
papiere dokumentiert und verfügbar gemacht. Sie ste-
hen auch – solange der Vorrat reicht – einer interes-
sierten Öffentlichkeit kostenlos zur Verfügung. End-
berichte zu TA-Projekten sowie fallweise zu anderen 
Projekten werden als Bundestagsdrucksachen ver-
öffentlicht. Seit 1996 erscheinen ausgewählte TAB-
Berichte auch in der Buchreihe »Studien des Büros für 
Technikfolgen-Abschät zung beim Deutschen Bun-
destag«, edition sigma, Berlin, in spezifischen Fällen 
auch bei Fachverlagen.
Das TAB ist mit aktuellen Informationen im Internet
(www.tab.fzk.de) und im Intranet des Deutschen Bun-
destages vertreten. Der in der Regel zweimal pro Jahr 
erscheinende TAB-Brief enthält vor allem Informatio-
nen über das Arbeitsprogramm des TAB und berichtet 
über die Ergebnisse seiner Aktivitäten (www.tab.fzk.
de/de/tabbrief.htm).
TAB-BERICHTE IN DER PARLAMENTARISCHEN 
BERATUNG
Zahlreiche Berichte des TAB erscheinen nach Abnahme 
im Ausschuss als Bundestagsdrucksache (Drs.) und 
gehen in den Beratungsprozess der parlamentarischen 
Fachausschüsse ein. 2008 wurden fünf TAB-Berichte 
abschließend beraten. 15 Berichte wurden im Berichts-
zeitraum zur Beratung an die Ausschüsse überwiesen 
bzw. waren noch in der Beratung:
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MITARBEITERINNEN UND MITARBEITER
Im Berichtszeitraum waren im TAB neben dem Lei-
ter und dem stellvertretenden Leiter, Dr. Thomas 
Petermann, sechs Wissenschaftlerinnen und Wissen-
schaftler (einige in Teilzeit) sowie zwei Sekretärinnen 
beschäftigt:
Christopher Coenen (Dipl.-Pol.) ›
Ulrike Goelsdorf (Sekretariat) ›
Dr. Reinhard Grünwald (Dipl.-Phys.) ›
Dr. Katrin Gerlinger (Dipl. oec.) ›
Gaby Rastätter (Sekretariat) ›
Dr. Christoph Revermann (Dipl.-Biol.) ›
Ulrich Riehm (Dipl.-Soz.) ›
Dr. Arnold Sauter (Dipl.-Biol.) ›
Bei seiner Arbeit wird das TAB fallweise durch Kol-
leginnen und Kollegen des Instituts für Technikfol-
genabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des For-
schungszentrums Karlsruhe durch gezielte Mitarbeit 
in Projekten unterstützt. Im Berichtsjahr waren dies










    
 IIDas Team des TAB umfasste zudem – im Rahmen der 
Durchführung von Projekten – folgende Kolleginnen 
und Kollegen aus dem Fraunhofer ISI in Karlsruhe:
Prof. Dr. Knut Blind ›
Dr. Bernhard Bührlen ›
Dr. Michael Friedewald ›
Dr. Bärbel Hüsing ›
Dr. Ralf Lindner ›
Dr. Axel Thielmann ›
Peter Zoche war auch in diesem Jahr Koordinator der 
Aktivitäten des FhG-ISI unter dem Dach des TAB. Er 
vertrat den Kooperationspartner zudem in den Treffen
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der Zellen und seiner unterschiedlichen Bestandteile 
und die darauf aufbauenden immer avancierteren 
molekularbiologischen Techniken, von denen sich 
die Medizin neue Therapieansätze gegen Krankheiten 
erhofft, die jedoch auch zu (Gen-)Dopingzwecken 
missbraucht werden können. 
DEFINITION
Der Begriff »Gendoping« wird häufig sehr eng gefasst, 
nämlich lediglich als Missbrauch gen- und zellthe-
rapeutischer Strategien, bei denen genetisches Mate-
rial in Form von DNA oder RNA einer Zelle, einem 
Organ oder einem Organismus zugeführt wird (Gen-
doping im engeren Sinn [i.e.S.]). Das TAB folgte in 
seiner Analyse der weiteren begrifflichen Fassung von 
Gendoping, die auch die Welt-Anti-Doping-Agentur 
(WADA) verwendet. Entsprechend ihrer Verbots-
liste ist Gendoping explizit auch eine Beeinflussung 
der Genaktivität mit anderen Methoden (Gendoping 
im weiteren Sinn [i.w.S.]). 
POTENZIELL MISSBRAUCHSFÄHIGE VERFAHREN
Unter die Gendopingdefinition fallen alle Verfahren 
aus dem Bereich der Gentherapie, also Strategien zur 
Behebung genetischer Defekte, bei denen Gene bzw. 
genetische Elemente in Zellen mittels Transportvek-
toren (»Genfähren«) eingebracht werden. Diese thera-
peutischen Gene können theoretisch in jede Zelle, d.h. 
in normale Körperzellen (somatische Zellen) wie auch 
in Keimbahnzellen (Ei- oder Samenzellen) eingebracht 
werden. Sowohl in Deutschland als auch weltweit gibt 
es jedoch einen weitreichenden Konsens, dass lediglich 
somatische Gentherapieversuche nach genauer wissen-
schaftlicher und ethischer Prüfung sowie unter Einhal-
»Gendoping« geistert wie ein Phantom seit Jahren 
durch die Debatten und Zukunftszenarien des Sports. 
Entstanden ist es durch die Übertragung der weitrei-
chenden Ziele und Anwendungsvisionen der Human-
genomforschung auf die Welt des Sports. Aufgrund 
der langen und ungebrochenen Dopingtradition er-
scheint es vor allem im Spitzensport plausibel, dass 
trotz Verbots und Androhung weitreichender Sanktio-
nen in seinem illegalen und betrügerischen Umfeld 
eine besondere Bereitschaft besteht, auch hochris-
kante und medizinisch kaum geprüfte Mittel und Ver-
fahren auszuprobieren und anzuwenden. Die sich 
abzeichnende gesellschaftliche und politische Brisanz 
ergibt sich aus der wachsenden Anzahl an Möglich-
keiten einer gezielten und subtilen, vermutlich immer 
schwerer nachweisbaren Manipulation der Genaktivi-
tät zur sportlichen Leistungssteigerung.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Angesichts dieser thematischen Brisanz hat der Sport-
ausschuss die Bearbeitung des Themas durch das TAB 
angeregt. Klärungsbedarf bestand vor allem hinsicht-
lich der wissenschaftlichen Kenntnisse und technischen 
Möglichkeiten derer sich Gendoping missbräuchlich 
bedienen könnte, der gesundheitlichen Risiken durch 
diesen Missbrauch, der sich abzeichnenden Einfalls-
tore, der möglichen Reaktionen durch Verbots- und 
Kontrollstrukturen und der Möglichkeiten, beste-
hende Anti-Dopingmaßnahmen durch spezifische 
Anti-Gendopingmaßnahmen zu ergänzen.
Das Projekt wurde im April 2008 mit der Vorlage 
des Endberichts (TAB-Arbeitsbericht Nr. 124) abge-
schlossen. 
ERGEBNISSE
Das wissenschaftliche Fundament neuer (Gen-)Do -
pingmöglichkeiten bilden die zunehmenden Kennt-










WAS GENDOPING NICHT IST
Eine häufig anzutreffende Vorstellung vom Ziel mög-
lichen Gendopings ist die einer »Verbesserung« der 
genetischen Ausstattung (Gendisposition) von Ath-
leten, z.B. mittels gezielten Austauschs oder Hinzu-
fügens von Genvarianten oder gar mittels pränataler 
Auslese. Eine detaillierte Untersuchung der Ergebnisse 
der Genomanalyse ergab jedoch, dass das molekular-
genetische Wissen zu »Hochleistungsgenvarianten« 
bislang äußerst begrenzt, unscharf und widersprüch-
lich ist, sodass »erfolgversprechende« Verfahren zur 
gezielten Veränderung der genetischen Disposition 
auf absehbare Zeit höchst unwahrscheinlich sind. 
Das TAB-Projekt hat also keinerlei Hinweise darauf 
erbracht, dass Strategien der Menschenselektion oder 
-züchtung für sportliche Leistungssteigerungen in 
absehbarer Zukunft technisch umsetzbar wären. Ent-
sprechende Vor- und Darstellungen sind wissenschaft-
lich derzeit nicht untermauert. 
ZIELE, ENTWICKLUNGSSTAND, 
NACHWEISBARKEIT
Die Ziele eines möglichen Gendopings unterschei-
den sich wahrscheinlich nicht wesentlich von bishe-
rigen Dopingstrategien. Sie werden in drei physiolo-
gischen Bereichen und deren molekularer Regulation 
gesehen: 
Skelettmuskulatur:  › Wachstum, Struktur, Kraft, 
Ausdauer, Regeneration
(molekulare Ziele: Myostatin, HGH/IGF/MGF, 
Pax7, PPAR-delta)
Sauerstoffversorgung: ›  Hämoglobinkonzentration, 
Blutgefäßversorgung
(molekulare Ziele: EPO, HIF, VEGF)
Energiebereitstellung: ›  Fettsäure- und Glucosestoff-
wechsel in Leber und Muskel (molekulare Ziele: 
FATPs, GLUTs, PTP-1B)
Konkrete Hinweise auf eine in manchen Darstellun-
gen angeführte genetische Beeinflussung der Schmerz-
empfindlichkeit konnten nicht gefunden werden.
In den genannten Bereichen gibt es unterschiedliche 
Forschungsansätze und Entwicklungsvorhaben zur 
Behandlung von Krankheiten (Muskel-, Blut- oder 
Herzerkrankungen, Krebs, Diabetes, Adipositas), 
denen aufgrund der direkten leistungssteigernden 
Wirkung ein unmittelbares Missbrauchspotenzial 
innewohnt. Diese Verfahren mit direktem Bezug 
tung strenger Überwachungs- und Kontrollverfahren am 
Menschen vertretbar sind. Bisher am Menschen getestete 
somatische Gentherapieversuche richteten sich vor allem 
gegen Krebserkrankungen, monogene Erbkrankheiten, 
Infektionskrankheiten (v.A. HIV) und kardiovaskuläre 
Störungen. Der Gentransfer erfolgte dabei entweder 
ex-vivo, ›  d.h. spezifische, meist Stammzellen wurden 
dem Körper entnommen, mit dem entsprechenden 
therapeutischen Gen bestückt und anschließend 
wieder in den Körper eingebracht (bisher konn-
ten nur wenige Arten somatischer Zellen in Kultur 
genommen werden und nur bei wenigen gelang die 
Rückübertragung in den Körper), oder
in-vivo,  › d.h. das therapeutische Gen wurde direkt 
im Organismus in Zellen eingeschleust (auch hier 
traten bisher unterschiedliche praktische Schwie-
rigkeiten auf, für die auch die verwendeten Vek-
toren verantwortlich gemacht werden; eine Pro-
zesssteuerung ist bei diesem Behandlungsansatz 
bisher kaum möglich). 
Bei allen gentherapeutischen Behandlungsstrategien 
spielen die Transportvektoren eine wichtige Rolle. Es 
gibt unterschiedliche Arten, die auf jede Therapieform 
abgestimmt werden. Bisher wurden meist abgewan-
delte Viren eingesetzt. Da diese jedoch für etliche 
Nebenwirkungen mitverantwortlich gemacht werden, 
testet man zunehmend auch neue Transportmöglich-
keiten bis hin zu sogenannter »nackter DNA«.
Andere therapeutische Strategien versuchen das Ein-
bringen von zusätzlichen Genen zu umgehen und zie-
len stattdessen auf die Veränderung des Expressions-
prozesses einzelner vorhandener Gene (z.B. durch 
Aktivierung, Verstärkung, Abschwächung oder Blo-
ckade). Dabei ist jeder einzelne Schritt der Genexpres-
sion (vom Ablesen der genetischen Information über 
die Produktion bis zur Wirksamkeit der Proteine) einer 
physiologisch hochkomplexen Regulierung unterwor-
fen und bietet Ansatzpunkte zur Modifikation.
Die zugrundeliegenden biochemischen und physiolo-
gischen Prozesse sind jedoch, sowohl auf der Ebene 
der Zellen als auch auf der Ebene der Gesamtregula-
tion im Körper, in ihrer Komplexität bisher nur teil-
weise verstanden. Aus der Erforschung der vernetzten 
Regelkreise leistungsphysiologisch relevanter Eigen-
schaften resultiert eine Vielzahl von Ansatzpunk-
ten für pharmakologische und molekularbiologische 
therapeutische Interventionen, die jedoch auch zum 
(Gen-)Doping missbraucht werden können.
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bräuchlichen Verwendung durch gesunde, zum Teil 
physisch extrem belastete Sportler sind hingegen kein 
Gegenstand medizinischer Forschung. Deshalb können 
die gesundheitlichen Risiken eines Missbrauchs für 
Dopingzwecke auf der Basis klinischer Medikamen-
tenprüfungen prinzipiell nicht abgeschätzt werden. 
Zusätzlich zu den spezifischen Nebenwirkungen ein-
zelner Medikamente traten durch extreme physische 
Belastungssituationen, durch Überdosierungen sowie 
die gleichzeitige Einnahme verschiedener Mittel auch 
in der Vergangenheit bei einzelnen dopenden Sport-
lern Gesundheitsschäden, zum Teil mit Todesfolge, 
auf. Gendopingmethoden dürften kaum weniger ris-
kant sein. Die derzeitige Dopingsituation zeigt jedoch, 
dass sich einzelne Sportler durch unbekannte gesund-
heitliche Risiken und mögliche Nebenwirkungen bis 
hin zur möglichen Todesfolge nicht abschrecken 
lassen. Auch ist anzunehmen, dass einzelne Personen 
nicht warten werden, bis wissenschaftlich fundierte 
Therapiezulassungen vorliegen. 
EINFALLSTORE
Über extrem risikobereite Personen wird Gendoping 
früher oder später Eingang in die Sportwelt finden. 
Auch wenn Aussagen zur Risikobereitschaft von 
Sportlern eher Vermutungen als gesicherte Erkennt-
nisse sind, scheint es plausibel, dass Gendoping an der 
Leistungsspitze des Wettkampfsports sowie im beson-
ders ehrgeizigen Bodybuilding zuerst manifest werden 
wird. Dies wird durch die bestehenden Gendoping-
Verbotstatbestände des Arzneimittelgesetzes und der 
in weiten Teilen des Wettkampfsports gültigen organi-
sationsinternen Anti-Gendopingregelungen aufgrund 
der offenen Nachweisfrage kaum verhindert werden 
können. Wie schnell und stark sich Gendoping von 
dort ausbreiten kann, wird von einer Reihe weiterer 
Barrieren abhängen.
Wie bereits heute werden Sportarten, bei denen Erfolg 
direkt mit vergleichsweise singulären physiologischen 
Leistungen verknüpft ist und mit großem ideellen und 
materiellen Nutzen einhergeht, sowie Sportarten, in 
denen Dopingverhalten wenig thematisiert und wenig 
effizient bekämpft wird, am ehesten betroffen sein.
Erfolgte in der Vergangenheit die Erstanwendung 
von Dopingmitteln zuerst im Spitzensport und brei-
tete sich von dort weiter aus, könnte Gendoping mehr 
oder weniger parallel zum Spitzensport oder sogar 
noch früher auch im Sport zur individuellen Körper-
zur physischen Leistungssteigerung (Induktion der 
Expression von VEGF-2, Hemmung von Myostatin) 
befanden sich meist im präklinischen Stadium (Tier-
versuche; über Anwendungen am Menschen wurde 
bisher noch nicht berichtet). Auch relevante therapeu-
tische Strategien ohne direkten Bezug zu leistungsstei-
gernden Strukturen haben bisher nur vereinzelt die 
klinische Phase III (Wirksamkeitsnachweis) erreicht. 
Noch führte kein therapeutisches Forschungsvorha-
ben zu einer Zulassung. 
Trotzdem bleibt festzuhalten, dass Gewebshormone 
(z.B. Wachstumsfaktoren) – diejenigen Moleküle, die 
bereits heute in der »konventionellen« Dopingpra-
xis interessant sind – besonders häufig Studiengegen-
stand waren. Es erscheint deshalb durchaus plausibel, 
dass zukünftig die Möglichkeiten einer gezielten und 
subtilen, vermutlich immer schwerer nachweisbaren 
Manipulation zunehmen werden. Ob dies durch die 
Übertragung von genetischem Material im eigent-
lichen Sinn (DNA oder RNA) oder sonst wie phar-
makologisch erfolgt, ist zwar für die Entwicklung von 
Nachweis- und Kontrollverfahren wichtig, für eine 
darüber hinausgehende Folgenbetrachtung und Vor-
sorgeforschung insbesondere unter dem Blickwinkel 
zukünftiger Anti-Dopingmaßnahmen jedoch weitge-
hend irrelevant.
Exakte Nachweisverfahren für unterschiedliche Gen-
dopingstrategien gibt es bisher noch nicht. Sehr wahr-
scheinlich wird der Nachweis noch aufwendiger als 
bisher und infolge dessen werden die Anforderungen 
an die Dopingkontroll- und -sanktionssysteme eben-
falls weiter steigen. Die Einhaltung des bereits recht-
lich verankerten Verbots von Gendoping sowohl 
durch das Arzneimittelgesetz als auch durch die weit 
umfangreicheren Anti-Dopingbestimmungen inner-
halb des organisierten Sports lässt sich ohne gerichts-
feste Tests jedoch nicht überprüfen.
RISIKOABSCHÄTZUNG
Die theoretisch »elegante« Gentherapie ist in der Pra-
xis schwierig und nach wie vor extrem risikobehaf-
tet. Komplikationen wie heftige Immunreaktionen, 
leukämieähnliche Zustände oder gar Todesfälle gehen 
mit ihr einher. Bewertungen der gentherapeutischen 
Resultate, die auf einer Abwägung des Krankheits-
verlaufs mit und ohne Therapeutikum basieren, sind 
nach wie vor kontrovers und nur in Zusammenhang 
mit der Schwere der Krankheit zu sehen. Neben-
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Wesentliche Ergebnisse des TA-Projekts »Gendo-
ping« wurden im März 2008 auf einer gemeinsamen 
öffentlichen Sitzung des Ausschusses für Bildung, 
Forschung und Technikfolgenabschätzung und des 
Sportausschusses präsentiert. Die Kombination aus 
der Ergebnispräsentation durch das TAB mit einer 
anschließenden offenen, lebhaften und sachlichen 
Diskussion zwischen den anwesenden Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages, dem TAB-Team, sieben 
Projektgutachtern, Medienvertretern und der inter-
essierten Öffentlichkeit schlug sich in einer starken 
medialen Resonanz nieder. Diese ist sicher auch der 
besonderen Brisanz des Themas zuzuschreiben, denn 
im Gendoping bündelt sich wie in einem Brennglas 
die übergreifende Thematik des Dopings im Sport. 
Es sollte für alle in der Verantwortung stehen-
den Akteure ein starkes Argument für die Fortfüh-





formung Eingang finden – einige Personen aus dem 
Bodybuildingbereich bieten sich bereits heute proak-
tiv als Testpersonen an. 
HANDLUNGSOPTIONEN FÜR SPORT UND POLITIK
Um zu vermeiden, dass durch Gendoping die 
Dopingspirale eine neue Drehung erhält und Erfolge 
im Anti-Dopingkampf entwertet werden, müssten aus 
Sicht des TAB vier Elemente einer spezifischen Anti-
Gendopingstrategie umgesetzt werden:
kontinuierliche Beobachtung gendopingrelevanter  ›
wissenschaftlicher Trends und pharmazeutischer 
Entwicklungsvorhaben im Sinne eines Frühwarn-
systems;
Forschung und Entwicklung im Bereich Nachweis,  ›
Test und Kontrollverfahren;
Konkretisierung der Dopingverbotsliste, um die  ›
Bestimmtheit der bestehenden Straftatbestände zu 
gewährleisten;
Aufklärung und Information (Gendopingpräven- ›
tion sollte als eigenständige Aktivität losgelöst vom 
Dopingkontroll- und -sanktionssystem etabliert wer-
den und alle Risikogruppen in den Blick nehmen).
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Aus Sicht der Bürger erfüllen Petitionen zwei wesent-
liche Funktionen: Sie sind ein Mittel des individuellen 
Rechts- und Interessenschutzes sowie eine Möglich-
keit der Teilhabe am politischen Leben. Auch wenn 
die Institutionen und Verfahren des Rechtsschutzes 
und der politischen Teilhabe üblicherweise nur wenig 
miteinander zu tun haben, gehen sie im Petitionswe-
sen eine besondere Verbindung ein. Denn die indi-
viduelle Beschwerde über eine tatsächliche oder ver-
meintliche Fehlentscheidung einer Behörde gegenüber 
einem Bürger bringt dieser gegebenenfalls nicht nur in 
der Absicht vor, dass ihm persönlich durch den Peti-
tionsausschuss geholfen werde. Er oder sie erwartet 
vielmehr auch, dass geprüft wird, ob sich aus dem 
Einzelfall nicht Hinweise ergeben, die für eine gene-
relle Korrektur einer Behördenpraxis, einer Verord-
nung oder gar eines Gesetzes sprechen. Und selbst 
wenn der Petent diese politische Absicht nicht ver-
folgen sollte, wird sich der Petitionsausschuss in der 
Bearbeitung der Bürgereingaben diese Frage nach 
den allgemeineren politischen Konsequenzen eines 
Einzelfalls immer stellen. Dies macht den eminent 
politischen Charakter der Arbeit des Petitionsaus-
schusses über den einer »Nothilfestelle« hinaus aus. 
Diese spezifische Ausformung des Petitionswesens 
beim Deutschen Bundestag ist eines seiner Erfolgs-
rezepte, die sich in der positiven Wahrnehmung des 
Petitionsrechts durch die Bürger ausdrückt: etwa 
20.000 Eingaben gehen jedes Jahr beim Petitions-
ausschuss ein, zwischen 500.000 und 1 Mio. Bürger 
beteiligen sich jährlich an diesen Petitionen mit ihren 
Unterschriften.
Dieser Erfolg beruht nicht zuletzt auf einer ständigen 
Modernisierung des Petitionswesens, das sich immer 
wieder neuen gesellschaftlichen Bedingungen ange-
passt hatte. So wurden fast in letzter Minute vor der 
Auflösung des Deutschen Bundestages wegen der vor-
gezogenen Neuwahl im Sommer 2005 drei Reform-
maßnahmen beschlossen:
Die Einreichung von Petitionen auch über das  ›
Internet zu ermöglichen – sogenannte Online- oder 
E-Mail-Petitionen.
Petitionen im Internet zu veröffentlichen – so- ›
genannte »Öffentliche Petitionen«. Dies wurde 
im Modellversuch zunächst bis Herbst 2007 be-
fristet.
Ausschuss-Sitzungen mit Petenten öffentlich durchzu- ›
führen, wenn Petitionen von mehr als 50.000 Bür-
gern unterstützt wurden.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Ausgangspunkt und erster Untersuchungsschwer-
punkt des Projekts »E-Petitionen« war die Beglei-
tung des Modellversuchs »Öffentliche Petitionen« des 
Deutschen Bundestages. Durch den Modellversuch 
wurden fünf Neuerungen in das Petitionsverfahren 
eingeführt:
Petitionen können an den Bundestag elektronisch  ›
übermittelt werden.
Petitionen können – nach Prüfung – im Internet  ›
veröffentlicht werden.
In einem Zeitraum von sechs Wochen nach Ver- ›
öffentlichung der Petition im Internet können im 
elektronischen Petitionssystem des Bundestages 
Unterschriften zur Unterstützung der Petitionen 
gesammelt werden.
Im selben Sechs-Wochen-Zeitraum kann über die  ›
Petition im Internet in einem Onlineforum disku-
tiert werden.
Nach Abschluss des Petitionsverfahrens wird der  ›
Beschluss des Petitionsausschusses mit Begrün-
dung im Internet veröffentlicht.
Diese Neuerungen innerhalb des Modellversuchs stel-
len einen bedeutenden Modernisierungsschritt dar. 
Denn der Deutsche Bundestag hatte bisher – weder im 
Internet noch als Bundestagsdrucksache oder in ande-
rer Form – die Petitionstexte und die Beschlussfassung 
mit Begründung zur jeweiligen Petition veröffentlicht. 
ÖFFENTLICHE ELEKTRONISCHE PETITIONEN

















EVALUATION DES MODELLVERSUCHS 
»ÖFFENTLICHE PETITIONEN«
Der Modellversuch »Öffentliche Petitionen« wurde 
insgesamt positiv bewertet. Diese positive Bewertung 
ergibt sich insbesondere aus den Befragungen von 
Petenten, Politikern und Verwaltungsmitarbeitern des 
Bundestages, die eine hohe Akzeptanz zum Ausdruck 
brachten und die prinzipielle Zielsetzung und Kon-
zeption des Modellversuchs als wegweisend auch für 
andere »E-Demokratie-Vorhaben« ansahen. 
Insgesamt wurden im Laufe des Modellversuchs pro 
Jahr einige Hundert öffentliche Petitionen zugelassen, 
einige Tausend Diskussionsbeiträge übermittelt sowie 
einige Hunderttausend Unterschriften gesammelt.
Gleichwohl gab es auch eine Reihe von Problemberei-
chen, von denen drei benannt werden sollen:
Die Software entsprach nicht mehr den Anforde- ›
rungen an Funktionalität, Benutzerfreundlichkeit 
und Barrierefreiheit. Irritierend war auch, dass 
die Webadresse eine schottische war, da die Soft-
ware von einer schottischen Universität betrieben 
wurde. Der Petitionsausschuss hat deshalb aus 
guten Gründen eine eigene Softwareentwicklung 
veranlasst, deren erste Version seit Oktober 2008 
im Einsatz ist.
Das schottische Softwaresystem »Öffentliche Peti- ›
tionen« war eine reine Insellösung, Datenaustausch 
geschweige denn eine Integration in die IT-Um-
gebung des Bundestages gab es nicht, was zu In-
effizienzen im Arbeitsablauf führte.
Schließlich wurde mit den elektronischen Diskus- ›
sionsforen ein ganz neues Element im Petitionsver-
fahren eingeführt. Für alle Beteiligten ist noch nicht 
befriedigend geklärt, welche Ziele mit diesem Dis-
kussionsforum im Einzelnen verfolgt werden und 
wie die Ergebnisse der jeweiligen Diskussion in das 
Petitionsverfahren einfließen können. 
E-PETITIONEN IM AUSLAND
Fallstudien zu elektronischen Petitionssystemen im 
Ausland wurden beim schottischen Regionalparlament 
(dem Vorbild des deutschen Systems), beim britischen 
Premierminister, bei der Exekutive in Südkorea, beim 
Regionalparlament in Queensland (Australien) sowie 
bei norwegischen Kommunen durchgeführt. Außer-
Die Tür zur »Öffentlichen Petition« wurde durch den 
Modellversuch zwar geöffnet, aber bisher nur einen 
Spalt weit. Gegenwärtig werden etwa 2 % aller Peti-
tionen auf diese Weise veröffentlicht.
Bei der wissenschaftlichen Begleitung des Modell-
versuchs wurden u.a. die folgenden Untersuchungs-
aspekte verfolgt: 
die Funktionalität und Benutzerfreundlichkeit des  ›
Softwaresystems,
dessen technische und verfahrensmäßige Einbet- ›
tung in das (informationstechnische) Umfeld des 
Deutschen Bundestages sowie 
die Nutzung und Bewertung des Systems durch  ›
Öffentlichkeit, Petenten, Bundestagsverwaltung 
und Politik.
Die Untersuchungsfelder dieses Projekts gingen über
den Modellversuch des Deutschen Bundestages hin-
aus. Um das Petitionswesen des Bundestages in Bezie-
hung zu ähnlichen Aktivitäten anderer Institutionen zu 
setzen, wurden auch Eingabemöglichkeiten an andere 
staatliche und nichtstaatliche Eingabe-, Beschwerde- 
und Schlichtungsstellen in Deutschland analysiert. 
Internationale Entwicklungen im Petitionswesen wur-
den ebenfalls in den Blick genommen. Von besonde-
rem Interesse war dabei, in welcher Wechselbeziehung 
die unterschiedlichen politischen Systeme und Kultu-
ren zu den Ausprägungen der Institutionen des Peti-
tions- und Ombudswesens stehen und wie sich vor 
diesem Hintergrund spezifische auf das Petitionswe-
sen bezogene Reformansätze herausgebildet haben.
Ein weiterer Schwerpunkt lag auf den durch das 
Internet ermöglichten partizipativen und diskursiven 
Elementen im Petitionsverfahren, die in manchen 
E-Peti tionssystemen angeboten und in Politik, Wis-
senschaft und Öffentlichkeit auf ein breites Interesse 
stoßen.
Das TA-Projekt leistete so einen doppelten Beitrag: 
Einerseits wurden für ein wichtiges E-Demokratie-
projekt des Deutschen Bundestages – den Modellver-
such »Öffentliche Petitionen« – konkrete Empfehlun-
gen zu seiner Fortführung und für die Gestaltung eines 
zukünftigen Systems erarbeitet; andererseits liefer-
ten die Untersuchungsergebnisse zur Einführung und 
Nutzung von E-Petitions systemen im In- und Ausland 
einen Beitrag zur Diskussion um die Internetnutzung 
in der Politik im Allgemeinen und durch Parlamente 
im Besonderen.
veröffentlicht werden, und dass alle wesentlichen 
Dokumente des gesamten Petitionsverfahrens 
ebenfalls im Internet abrufbar sind.
ÜBERGREIFENDE ERGEBNISSE
Unter Berücksichtigung sowohl der beim Bundestag
als auch der im Ausland durchgeführten Untersu-
chungen, kann das Folgende besonders hervorge-
hoben werden:
Durch die Einführung von elektronischen Petitions- ›
systemen bei den Parlamenten konnte bisher kein 
Anstieg des Petitionsaufkommens insgesamt fest-
gestellt werden. 
Die herkömmlichen Formen der Einreichung wer- ›
den weiterhin in beträchtlichem Umfang genutzt. 
Teilweise sind die traditionellen Unterschriften-
sammlungen erfolgreicher als die über das Inter-
net. 
Die soziale Zusammensetzung der Nutzer elek- ›
tronischer Petitionssysteme unterscheidet sich nur 
geringfügig von der sozialen Zusammensetzung 
der herkömmlichen Petenten. Diese sind im Ver-
gleich zum Durchschnitt der Bevölkerung überwie-
gend männlich, besser gebildet und gehören eher 
älteren Altersgruppen an. Eine Öffnung zu ande-
ren Bevölkerungsgruppen über elektronische Peti-
tionssysteme ist bisher nur in Ansätzen gelungen.
Ein schwerwiegender Missbrauch der elektro- ›
nischen Petitionssysteme konnte bisher nicht fest-
gestellt werden. Gleichwohl ist die Aufgabe der 
Moderation nicht zu unterschätzen und bedarf 
entsprechender Personalressourcen.
Im Kontext einer Diskussion um eine stärkere bür- ›
gerschaftliche Teilhabe an parlamentarischen Pro-
zessen unter Nutzung des Internets erscheinen elek-
tronische Petitionssysteme besonders geeignet und 
erfolgreich zu sein. Dies liegt insbesondere daran, 
dass das Bürgerengagement auf ein etabliertes Peti-
tionsverfahren trifft, das ohnehin auf die Bearbei-
tung von Eingaben vorbereitet ist. 
ENTWICKLUNGSOPTIONEN
Der Deutsche Bundestag hat mit dem Modellversuch 
»Öffentliche Petitionen« und der Einreichung über 
das Internet einen entscheidenden Schritt zur Moder-
nisierung des Petitionswesens gemacht und sich damit 
weltweit in der vorderen Reihe parlamentarischer 
E-Demokratieprojekte etabliert. Neben der Medien-
innovation, also der Nutzung des Internets im Peti-
dem wurden auch private Betreiber von Petitions-
plattformen im Internet in die Untersuchungen einbe-
zogen.
Bei all diesen Systemen können Petitionen im Inter-
net veröffentlicht und dazu über das Internet Unter-
schriften gesammelt werden. Aber nicht überall kön-
nen Petitionen auch elektronisch eingereicht werden, 
wie z.B. in Auckland, wo jede Petition einen Abgeord-
neten als »Paten« benötigt. Die Veröffentlichung einer 
Petition im Internet ist also nicht unbedingt mit der 
elektronischen Einreichung gleichzusetzen. In Schott-
land werden beispielsweise auch Petitionen, die per 
Post eingereicht wurden, im Internet veröffentlicht. 
Von den untersuchten E-Petitionssystemen verfügt 
nur ein Teil über ein Diskussionsmodul (das schot-
tische und das der norwegischen Kommunen). Die 
Systeme in Queensland und beim britischen Premier 
bieten eine solche Möglichkeit nicht an. Durch die 
vergleichenden Fallstudien wurde deutlich, dass die 
jeweiligen politischen Systeme und Kulturen die Aus-
prägung der elektronischen Komponenten im Peti-
tionswesen beeinflussen.
Doch welche besonderen Merkmale weisen die aus-
ländischen E-Petitionssysteme darüber hinaus auf und 
welche Anregungen für die Ausgestaltung des Systems 
des Deutschen Bundestages könnten sie eventuell 
geben? 
Einige Petitionssysteme geben den Petenten mehr  ›
Freiheit in der zeitlichen Gestaltung des Verfah-
rensablaufs. Es stellt sich die Frage, warum der 
Petent nicht selbst darüber bestimmen soll, wann 
seine Petition veröffentlicht wird und wie lange die 
Mitzeichnungs- und Diskussionsfrist laufen soll.
Das E-Petitionssystem des britischen Premiers  ›
geht in außergewöhnlicher Weise mit Petitionen 
um, die aus formalen Gründen für das Petitions-
verfahren abgelehnt wurden. Diese werden in der 
Rubrik »nicht zugelassene Petitionen« ebenfalls im 
Internet veröffentlicht und die Begründung für die 
Zurückweisung wird ergänzt. Damit soll dem Ver-
dacht begegnet werden, dass sich die Administra-
tion durch die formale Ablehnung einer Petition 
unliebsamer Themen oder zusätzlicher Arbeit ent-
ledigen wolle.
Das schottische Petitionssystem steht für ein  ›
Höchstmaß an Transparenz und Zugänglichkeit. 
Dies kommt z.B. darin zum Ausdruck, dass alle 
Petitionen – unabhängig davon, ob sie elektronisch 
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–, auf der er sein eigenes umfassendes Profil darstellt, 
gleichzeitig aber auch Bürgern hilft, die für ihr spezi-
fisches Anliegen richtige Stelle zu finden.
WEITERENTWICKLUNG VON ÖFFENTLICHKEIT 
UND TRANSPARENZ IM PETITIONSWESEN DES 
DEUTSCHEN BUNDESTAGES
Vor dem Modellversuch waren Petitionen für die Bür-
ger prinzipiell nicht öffentlich zugänglich. Mit den 
öffentlichen Petitionen wurde ein Pfad zu mehr Trans-
parenz des Petitionsgeschehens eröffnet. Allerdings 
werden gegenwärtig weniger als 2 % aller Petitionen 
im Internet veröffentlicht. Andere parlamentarische 
Petitionssysteme, wie z.B. das schottische und das des 
Europäischen Parlaments veröffentlichen alle Peti-
tionen, wenn die Zustimmung der Petenten vorliegt 
oder nachdem personenbezogene Angaben anonymi-
siert wurden. Die im Rahmen des Projekts befragten 
Petenten herkömmlicher und elektronischer Petitio-
nen haben sich mehrheitlich auch dafür ausgespro-
chen, dass ihre Petition in der Öffentlichkeit bekannt 
gemacht wird. 
Mehr Transparenz und Öffentlichkeit im Petitions-
wesen könnte dazu beitragen, die vertrauensbildende 
Funktion des Petitionswesens zwischen Bürger und 
Politik weiter zu stärken und den politischen Ein-
fluss des Bundestages in Petitionsangelegenheiten zu 
er höhen. 
Der Deutsche Bundestag hat seit Oktober 2008 ein 
neues, nun eigenes elektronisches Petitionssystem im 
Einsatz. Der Petitionsausschuss ist in diesem Zusam-
menhang erneut an den Ausschuss für Bildung, For-
schung und Technikfolgenabschätzung mit der Bitte 
herangetreten, dass das TAB diese neue Phase wei-
terhin wissenschaftlich begleiten soll. Dies wurde im 
Oktober 2008 beschlossen. Das neue Projekt wird im 
Sommer 2009 beginnen. 
PUBLIKATIONEN
Öffentliche elektronische Petitionen und
bürgerschaftliche Teilhabe
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tionswesen, erscheint aus einer institutionellen Per-
spektive der Schritt zur Veröffentlichung von Peti-
tionen mindestens genauso beachtenswert, denn 
öffentliche Petitionen gab es bisher beim Deutschen 
Bundestag überhaupt nicht.
Es seien abschließend drei Entwicklungsoptionen für
das Petitionswesen des Deutschen Bundestages be-
nannt, die in einer mittel- bis langfristigen Perspektive 
diskutiert werden könnten: 
MEDIENVIELFALT AUCH IM PETITIONSWESEN 
ERHALTEN UND AUSBAUEN SOWIE EINE 
BESCHRÄNKUNG AUF DAS INTERNET 
VERMEIDEN
Wenn man das Spektrum der Petenten über die 
erwähnte einseitige soziale Zusammensetzung hinaus 
ausweiten will, dann lohnt es sich darüber nachzuden-
ken, ob der bisherige ausschließlich schriftdominierte 
»Eingabekanal« (postalisch wie auch elektronisch) 
ausreichend ist. Bei allen Eingabe- und Petitionssys-
temen, die mündliche, d.h. persönliche oder telefo-
nische Vorsprachen zulassen, werden diese Möglich-
keiten nach den Untersuchungen des TAB ebenfalls 
sehr stark genutzt. 
PROFILIERUNG DES BUNDESTAGES ALS 
UMFASSENDE PLATTFORM FÜR EINGABEN
UND PETITIONEN
Der Petitionsausschuss des Bundestages ist die 
bekannteste und profilierteste Eingabestelle für Bür-
ger, die über umfassende Kompetenzen und Untersu-
chungsbefugnisse verfügt. Er ist jedoch nicht die ein-
zige Stelle, an die sich Bürger mit ihren Anregungen 
und Sorgen wenden können. In Politik, Wirtschaft 
und Medien gibt es immer mehr Institutionen, die eine 
potenzielle Konkurrenz zum Petitionsausschuss des 
Deutschen Bundestages darstellen. In dieser sich ent-
wickelnden Vielfalt der Eingabe-, Ombuds- und Peti-
tionsstellen ist beobachtbar, dass immer mehr Einga-
ben an den »falschen«, nicht zuständigen Adressaten 
gerichtet werden und dann zurückgewiesen werden 
müssen. Das ist sowohl für Bürger und Petenten als 
auch für Petitionsadressaten ärgerlich und führt zu 
einem vermeidbaren Bearbeitungsaufwand.
Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestages 
könnte sich dahingehend profilieren, dass er eine inter-
netgestützte Plattform anbietet – eine »Leit- und Ser-
vicestelle für Beschwerden, Eingaben und Petitionen« 
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Sowohl Befürworter als auch Gegner eines Einsatzes 
transgenen Saatguts in Entwicklungsländern gehen 
davon aus, dass die Gentechnologie unter den öko-
logischen, ökonomischen, sozialen und institutio-
nellen Bedingungen von weniger entwickelten wie von 
Schwellenländern weitreichende Auswirkungen haben 
kann. Auf der einen Seite stehen große Erwartungen 
an einen Beitrag der Gentechnik zur Ernährungs-
sicherung und zum wirtschaftlichen Anschluss an die 
Industrieländer, auf der anderen Seite gibt es große 
Befürchtungen bezüglich nachteiliger Auswirkungen 
auf kleinbäuerliche Wirtschaftsweisen und den tra-
ditionellen Umgang mit Saatgut. Durch das »Mega-
thema« Bioenergie, das in den vergangenen Jahren die 
weltweite Debatte über Ziele, Wege und Prioritäten 
der zukünftigen Nutzung der natürlichen Ressourcen 
insgesamt intensiviert und verschärft hat, ist auch die 
Frage nach den Potenzialen der Grünen Gentechnik 
mit neuer Dynamik angestoßen worden. In der Per-
spektive der Befürworter gilt die Gentechnik sowohl 
als unverzichtbares Mittel für eine Steigerung der 
Flächenerträge im Ackerbau insgesamt als auch zur 
spezifischen Optimierung von »Energiepflanzen«. 
Kritiker der Agrogentechnik hingegen bezweifeln 
diese Einschätzungen und befürchten eine Potenzie-
rung der von ihnen angenommenen negativen ökolo-
gischen, gesundheitlichen und vor allem sozioökono-
mischen Folgen.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Ziel des vom Ausschuss für wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und Entwicklung angeregten TAB-Projekts 
»Auswirkungen des Einsatzes transgenen Saatguts 
auf die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und poli-
tischen Strukturen in Entwicklungsländern« war es, 
die allgemeine Informations- und Debattenlage zu 
dieser Fragestellung aufzuarbeiten sowie möglichst 
konkret zu erfassen, wie sich der Einsatz transgenen 
Saatguts in den vergangenen zwölf Jahren tatsächlich 
entwickelt hat, welche Folgen identifizierbar sind und 
was daraus für die zukünftige Ausgestaltung der deut-
schen (bzw. auch europäischen) Entwicklungspolitik 
abgeleitet werden kann. Inhaltlicher Schwerpunkt des 
Berichts sind vier Fallstudien zu Ländern mit ausge-
dehntem (Brasilien, China) und solchen mit bislang 
begrenztem Einsatz (Chile, Costa Rica) von gentech-
nisch veränderten Pflanzen (GVP). Die Ergebnisse 
dieser Länderstudien wurden mit Blick auf zentrale 
Frage- bzw. Zielstellungen vergleichend diskutiert: 
zum Bereich Forschung und Entwicklung, zur Frage 
der bisherigen ökonomischen Resultate des Anbaus 
transgener Pflanzen, zu sonstigen sozioökonomischen 
Effekten und Fragen der Teilhabe sowie zur Erfas-
sung, Bewertung und Regulierung von Risiken.
ERGEBNISSE
Im Jahr 2007 wurden transgene Pflanzen in insge-
samt 23 Ländern auf rund 114 Mio. ha angebaut, 
was ca. 5 % der weltweiten Anbaufläche entspricht. 
Diese Flächen konzentrieren sich sehr stark auf fünf 
Länder in Nord- und Südamerika, in denen allein 
88 % der Anbauflächen liegen (USA: 57,7 Mio. ha; 
Argentinien: 19,1 Mio. ha; Brasilien 15,0 Mio. ha; 
Kanada: 7,0 Mio. ha; Paraguay: 2,6 Mio. ha), auf 
Indien (6,2 Mio. ha), China (3,8 Mio. ha) sowie Süd-
afrika (1,5 Mio. ha). Auch nach zwölf Jahren Anbau 
repräsentieren lediglich zwei gentechnisch über-
tragene Eigenschaften, nämlich Herbizidresistenz 
(»HR«) und Bacillus-thuringiensis-Insektenresistenz
(»Bt«), jeweils allein oder kombiniert 99,9 % der 
angebauten GVP und das in nur vier Pflanzenarten 
AUSWIRKUNGEN DES EINSATZES TRANSGENEN 
SAATGUTS AUF DIE WIRTSCHAFTLICHEN, 
GESELLSCHAFTLICHEN UND POLITISCHEN
STRUKTUREN IN ENTWICKLUNGSLÄNDERN 3.
DR. ARNOLD SAUTER
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(51,3 % Soja, 30,8 % Mais, 13,1 % Baumwolle, 
4,8 % Raps). Ein kommerzieller Anbau findet 
nahezu ausschließlich in den sog. Schwellenländern 
statt und beschränkt sich ganz überwiegend auf zwei 
sogenannte Cash Crops: HR-Soja in Südamerika 
(Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay) sowie 
Bt-Baumwolle in Indien und China. Hinzu kommen 
HR- u./o. Bt-Maisflächen v.a. in Südafrika, in Argen-
tinien und auf den Philippinen. Ein Anbau für die 
Ernährungssicherung oder für lokale Märkte spielt 
insgesamt kaum eine Rolle.
Die volkswirtschaftliche Bedeutung dieser als Fut-
termittel und zur Textilherstellung verarbeiteten und 
exportierten pflanzlichen Produkte ist teilweise groß. 
Baumwolle ist z.B. in China das wertmäßig wichtigste 
landwirtschaftliche Produkt überhaupt und wird zu 
ca. 70 % aus transgenen Sorten gewonnen. In Brasi-
lien ist das zentrale landwirtschaftliche Produkt Soja, 
das einen Anteil von ca. 10 % am Gesamtexport des 
Landes hat und 2007 zu etwa zwei Dritteln mithilfe 
transgener Sorten produziert wurde.
FORSCHUNG UND ENTWICKLUNG: 
KAPAZITÄTS- UND ZUGANGSPROBLEME
Eine erfolgreiche nationale Eigenentwicklung trans-
gener Sorten ist nur bei erheblicher wirtschaftlicher 
Potenz und umfassenden Forschungskapazitäten rea-
listisch – unter den Beispielländern ist dies nur in 
China der Fall. Hinzu kommen hier als begünstigen-
der Faktor die besonders großen Steuerungsmöglich-
keiten des autoritären Staates. In den anderen Län-
dern werden Forschung und Entwicklung zum Teil 
stark von internationalen Firmen dominiert (Brasi-
lien), oder der Umfang der Aktivitäten und Kapazitä-
ten erscheint begrenzt (Costa Rica und Chile). Wich-
tige Hemmnisse und Schranken sind die Patentierung 
vieler Verfahren und Produkte (dazu noch in der 
Hand weniger großer Unternehmen) sowie die zum 
Teil unklare Regulierungslage, welche die Erfolgs-
aussichten eines FuE-Engagements schwer kalkulier-
bar macht.
Insbesondere in kleinen oder armen Ländern sind die 
wissenschaftlichen und infrastrukturellen Kapazitä-
ten für eine eigenständige landwirtschaftliche For-
schung im Allgemeinen und zu gentechnologischer 
Entwicklung im Speziellen unzureichend. Daher 
muss in den betreffenden Ländern geklärt werden, 
welche Art der Kooperation (mit privaten Firmen, 
internationalen Institutionen/Organisationen, öffent-
licher FuE in Industrieländern) bei der Suche nach 
bestmöglichen Lösungen für landesspezifische Pro-
blemstellungen besonders erfolgversprechend und 
wünschenswert ist. Eine Beteiligung von Kleinbau-
ernvertretern und anderen sozialen Gruppen bei der 
Formulierung von Forschungsbedarf und der Suche 
nach neuen (technologischen) landwirtschaftlichen 
Strategien ist bislang meist gering oder kaum entwi-
ckelt.
BISHERIGE ÖKONOMISCHE RESULTATE: 
SCHWACHE DATENLAGE
Eine abschließende Bewertung der betriebs- und volks-
wirtschaftlichen Höhe und Verteilung der Gewinne, 
die durch den Anbau transgener Pflanzen in Entwick-
lungs- und Schwellenländern erzielt worden sind, ist 
aufgrund unzureichender Daten derzeit nicht möglich. 
Studien, die beanspruchen, dies leisten zu können, sind 
wissenschaftlich nicht untermauert und basieren auf 
nichtbelastbaren Hochrechnungen. Auch die Fallstu-
dien zu China und Brasilien konnten hier keine Abhilfe 
schaffen: Die bisher publizierten Untersuchungen zu 
den ökonomischen Ergebnissen des Bt-Baumwollan-
baus in China basieren auf Daten aus wenigen Jahren
von wenigen Hundert ha (bei einer Gesamtanbau-
fläche von 5,5 Mio. ha) und zeigen enorme Schwan-
kungen; und zu Brasilien existieren überhaupt keine 
Veröffentlichungen zu Anbauergebnissen, sondern 
lediglich Schätzungen. Unumstritten ist, dass insbe-
sondere in China und Indien, aber auch auf den Phi-
lippinen und in Südafrika die transgenen Sorten über-
wiegend von kleinen und mittleren Betrieben angebaut 
werden. Diese Beobachtung lässt aber keine Schlüsse 
auf Anbauergebnisse oder über Gewinnhöhe und -ver-
teilung zu.
In seriösen wissenschaftlichen Übersichtsstudien 
wird auf das grundsätzliche Problem verwiesen, dass 
der tatsächliche bzw. mögliche Nutzen und Gewinn 
aus der Verwendung transgenen Saatguts in vielfa-
cher Weise durch regionale und betriebliche Fak-
toren beeinflusst wird, u.a. durch die vorhandene 
bzw. vorher verwendete Anbautechnik, die Schäd-
lingsintensität, den stark schwankenden Saatgut-
preis, die Konkurrenzsorten u.v.a.m. Es ist zwar 
möglich, durch Einzelfallbetrachtungen unter umfas-
sender Berücksichtigung der spezifischen Bedingun-
gen sowie im Vergleich mit sorten- und anbautechni-
schen Alternativen quantitativ zu ermitteln, wie sich 
der Anbau einer bestimmten (transgenen) Pflanzen-
sorte unter spezifischen Bedingungen in einem defi-
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haltigkeitskonzept, der Verteilung der ökonomischen 
Vorteile und auch bei der Frage nach dem Umgang 
mit möglichen Risiken. Insbesondere die Fallstudien 
zu Brasilien und Costa Rica machen deutlich, dass die 
heftigen Kontroversen in diesen Ländern ganz zentral 
um die Themen Teilhabe und Sozialverträglichkeit 
kreisen und nicht vorrangig um »technisch-naturwis-
senschaftliche« Fragen von »biologischer Sicherheit«. 
Doch nicht nur im Bereich der Forschung, sondern 
auch bei der Risikoregulierung stellt eine Beteiligung 
von Interessengruppen außerhalb von Industrie und 
Wissenschaft nach wie vor eher ein Desiderat dar, das 
aber auch in der EU nach wie vor stark umstritten 
ist.
RISIKEN – BEWERTUNG UND REGULIERUNG
Eine Bewertung der möglichen Risiken ebenso wie 
von tatsächlich beobachteten negativen Effekten der 
Nutzung transgener Sorten ist entscheidend abhängig 
vom gewählten Vergleichsmaßstab sowie den betrach-
teten Wirkungsebenen. Deshalb erscheinen sowohl 
eine unrelativierte (also ohne Vergleich mit der bis-
herigen bzw. sonstigen landwirtschaftlichen Praxis) 
als auch eine zu stark fokussierte Risikoanalyse (auf 
naturwissenschaftlich oder agrarökonomisch unzwei-
felhaft bewiesene Effekte) unangemessen.
Bei einer Betrachtung von Bt-Sorten als eine mögliche 
Option des Pflanzenschutzes – aber nicht als unbe-
grenzt nutzbare Lösung der Schädlingsproblematik –, 
die seriös gegen andere Optionen abgewogen werden 
muss, relativieren sich viele der in der Debatte ange-
führten besonderen Risiken (Wirkung auf Nichtziel-
organismen, sonstige Ökotoxizität, Resistenzproble-
matik). Gleichzeitig ist zu fordern, dass als Vergleichs-
maßstab für Bt-Sorten nicht nur die konventionelle 
Praxis, sondern andere innovative, wissensbasierte 
Optionen z.B. aus dem Bereich des integrierten Pflan-
zenschutzes und des ökologischen Landbaus herange-
zogen werden sollten.
Eine Risikobewertung von HR-Sorten erscheint noch 
komplexer, weil von ihrem Einsatz vielfältige und 
indirekte Effekte auf die Anbautechnik (Reduzierung 
der Bodenbearbeitung, Treibstoffeinsparung) und die 
Landnutzung (Fruchtfolgen, Flächenausdehnung) aus-
gehen. Diese müssten im Rahmen einer umfassenden 
Risikoabschätzung und -bewertung zusätzlich zu den 
»unmittelbaren« Wirkungen der verwendeten und 
der eingesparten Herbizide auf Mensch und Umwelt 
betrachtet und gegen diese abgewogen werden.
nierten Zeitraum entwickelt hat und welche öko-
nomischen (und ökologischen) Implikationen dabei 
aufgetreten sind. Der Einfluss einzelner Faktoren, 
z.B. des gentechnisch übertragenen Merkmals, auf 
die einzelnen Effekte und den Gesamtertrag wird 
aber in den meisten Fällen nicht exakt zu bestimmen 
sein. Deshalb ist nicht zu erwarten, dass methodisch 
verbesserte ökonomische Untersuchungen die funda-
mentalen Kontroversen über die Potenziale der Grü-
nen Gentechnik substanziell entschärfen können.
SOZIOÖKONOMISCHE ASPEKTE UND FRAGEN 
DER TEILHABE
Weitere sozioökonomische Folgen einer verbreiteten 
Nutzung transgener Sorten sind auf zwei Ebenen zu 
beobachten: dem Saatgutmarkt (einschließlich der 
Ausgestaltung der Schutzsysteme für geistiges Eigen-
tum) sowie den agrarstrukturellen Gegebenheiten wie 
Betriebsgrößen und Eigentumsverhältnissen. Ange-
sichts der teils monopolartigen Machtstellung der gro-
ßen Biotechsaatgutunternehmen im Bereich transgener 
Sorten, die zum Teil auf wenig entwickelte, dezentrale 
Saatgutmärkte trifft, ergeben sich drängende Fragen 
zu den Möglichkeiten einer Steuerung der weiteren 
Entwicklung.
Kritiker der Verbreitung der HR-Soja in Brasilien 
gehen beispielsweise davon aus, dass ein möglicher 
ökonomischer Vorteil nicht den landwirtschaftlichen 
Familienbetrieben und traditionellen Erzeugergemein-
schaften zugute komme. Diese seien vielmehr im Zuge 
der immer stärkeren Weltmarktorientierung der bra-
silianischen Landwirtschaft, die von der Verbreitung 
der HR-Soja weiter befeuert werde, zunehmend der 
Gefahr der Marginalisierung ausgesetzt. Nutznießer 
in der Landwirtschaft seien Großbauern und Genos-
senschaften, eindeutige Verlierer seien die Anbieter 
explizit gentechnikfreier Ware, darunter die ökolo-
gisch anbauenden Landwirte, deren Markt durch das 
Risiko der Kontamination mit transgener Soja gefähr-
det werde. Darüber hinaus ist im brasilianischen 
Sojaanbau ein negativer Einfluss durch die Dominanz 
der HR-Soja von Monsanto auf die Zahl der kleinen 
und mittleren Saatgutproduzenten und deren Sorten-
angebot erkennbar.
Fragen der gesellschaftlichen Teilhabe stellen sich in 
praktisch allen Teilbereichen der Entwicklung und 
Nutzung transgenen Saatguts: bei der Frage nach der 
Zielsetzung und der Ausgestaltung der FuE-Agenda 
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Schwellenländern nicht umfassend gegeben. Dies 
rechtfertigt die bisherige Konzentration der deut-
schen Entwicklungszusammenarbeit auf das »capa-
city building« im Bereich der biologischen Sicherheit 
im Sinne bzw. zur Umsetzung des Cartagena-Proto-
kolls. Eine solche Unterstützung erscheint angesichts 
dessen, dass GVP in wachsendem Umfang angebaut 
werden und kontinuierlich, z.T. auf unkontrollierten 
Wegen in immer mehr Länder vordringen, sinnvoll 
und notwendig.
Drei Aspekte des Themenbereichs biologische Sicher-
heit und Regulierung dürften von besonderer zukünf-
tiger Bedeutung für Entwicklungsländer sein (bzw. 
bleiben) und sind daher Aufgabenfelder für eine inten-
sive Zusammenarbeit.
Verbesserung von Risikobewertung und ›  Risi-
kokommunikation: Mit Blick auf den Import 
und den Anbau von transgenem Saatgut, das 
in einem anderen Land entwickelt, als sicher 
bewertet und erstmalig zugelassen worden ist, 
wäre die Weiterentwicklung von Kriterien und 
Verfahren der Entscheidungsfindung hilfreich, 
welche Elemente bereits durchgeführter Sicher-
heitsbewertungen übernommen werden können 
und welche landes- bzw. regionenspezifisch neu 
zu untersuchen sind. Dabei erscheint eine Einbe-
ziehung besonders betroffener gesellschaftlicher 
Gruppen sinnvoll und notwendig. Hinzu müsste 
eine umfassende und umsichtige Risikokommu-
nikation kommen.
Konkretisierung und Substanziierung des Wis- ›
sens über die Bedrohung der Biodiversität durch 
die Nutzung transgener Sorten: Obwohl die bio-
logische Vielfalt das übergeordnete ökologische 
Schutzgut darstellt, ist das Wissen hierzu in vie-
lerlei Hinsicht rudimentär. Die Beeinflussung der 
Landsortenvielfalt (und sonstiger Agrobiodiver-
sität) als Folge veränderter Anbautechnik und 
von Entwicklungen in den Saatgutmärkten sowie 
mögliche Folgen des Anbaus von GVP in den Zen-
tren der Vielfalt (über die Auskreuzung der trans-
genen Eigenschaften in verwandte Wildsorten 
bzw. -arten) bilden nach wie vor wichtige Unter-
suchungsthemen, bei denen der Nutzung bäuer-
lichen Wissens ein hoher Stellenwert zukommen 
sollte.
Etablierung von funktionierenden Systemen der  ›
Koexistenz, des Herkunftsnachweises und der 
Kennzeichnung: Ganz unabhängig von der Nut-
zung transgener Sorten gilt »identity preserva-
Mit Blick auf die biologische Vielfalt als übergeord-
netes ökologisches Schutzgut gelten zwei Wirkungs-
ketten transgener Sorten als besonders relevant: zum 
einen die Beeinflussung der Landsortenvielfalt (und 
sonstiger Agrobiodiversität) als Folge veränderter 
Anbautechnik und von Entwicklungen in den Saat-
gutmärkten und zum anderen der mögliche Einfluss 
einer Auskreuzung in natürliche bzw. konventionelle 
Bestände, insbesondere in den sog. Zentren der Viel-
falt. Auch wenn das Wissen hierzu immer noch sehr 
begrenzt ist, besteht weitgehender Konsens darüber, 
dass eine unkontrollierte Transgenverbreitung unter-
bunden werden sollte, wofür die Maßnahmen in vie-
len Ländern nicht ausreichend sind.
Im Bereich der Risikoregulierung gelten in vielen Län-
dern die Regelungsstrategien und Regelwerke nach wie 
vor als mangelhaft, oder sie fehlen ganz. China und 
Brasilien haben seit Langem umfassende Vorschriften 
zum Umgang mit GVO, in Costa Rica und Chile sind 
entsprechende Gesetzentwürfe noch im parlamenta-
rischen Verfahren. Wie effizient und umfassend die 
Umsetzung und Kontrolle der Vorschriften in China 
erfolgen, kann nicht verlässlich eingeschätzt werden, 
die Ressourcen wären zweifellos vorhanden. Das Bei-
spiel Brasilien zeigt jedoch, dass auch eine entwickelte 
Gesetzgebung wenig nützt, wenn die politischen und 
ökonomischen Machtverhältnisse einer Anwendung 
entgegenstehen.
HANDLUNGSPERSPEKTIVEN
Zwei Aufgaben beim Umgang mit dem Einsatz trans-
genen Saatguts im Rahmen der Entwicklungszusam-
menarbeit sind perspektivisch von besonderer Bedeu-
tung: die (kontinuierliche) Aufgabe einer Förderung 
von Kapazitäten und Rahmenbedingungen im Bereich 
Biosicherheit und Regulierung sowie die Beantwor-
tung der zentralen Frage, wie ein mögliches zukünf-
tiges Potenzial transgener Züchtungsansätze für Ent-
wicklungs- und Schwellenländer besser als bisher eru-
iert und genutzt werden könnte.
FÖRDERUNG VON KAPAZITÄTEN UND
RAHMEN-BEDINGUNGEN IM BEREICH 
BIOSICHERHEIT UND REGULIERUNG
Wie die Projektergebnisse zeigen, sind nach »stren-
gen« deutschen bzw. europäischen Maßstäben die 
wissenschaftlichen und politischen/regulativen Vor-
aussetzungen in den meisten Entwicklungsländern 
immer noch nicht und selbst in weitentwickelten 
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sende Dominanz dieser wenigen, großen Biotechsaat-
gutfirmen erwarten, die natürlich ein vorrangiges 
Interesse an erfolgreichen, gewinnbringenden Sor-
ten haben, deren transgene Eigenschaften möglichst 
lange bei möglichst vielen Anwendern ihre Funktion 
erfüllen. Einer Diversifizierung sind unter den Bedin-
gungen des Weltagrarmarktes relativ enge ökonomi-
sche Grenzen gesetzt, sodass eine spezielle Sorten-
entwicklung z.B. für arme Entwicklungsländer oder 
Regionen von den Firmen aus eigenem Antrieb realis-
tischerweise nicht erwartet werden kann.
Viele Befürworter der Grünen Gentechnik sehen 
neben der Firmeninteressen- und Patentschutzproble-
matik weitere wichtige Gründe für die geringe Zahl 
entwicklungsländerspezifischer Sorten in der – nach 
ihrer Ansicht übertrieben strengen – Regulierung 
sowie den Kampagnen der Gegner. Doch unabhän-
gig davon, welche Faktoren dominieren – fest steht: 
Die Entwicklung einer marktfähigen transgenen Sorte 
ist langwierig, aufwendig und teuer und kann daher 
von öffentlichen Institutionen, auf jeden Fall in klei-
neren Ländern, oder von kleineren Firmen nicht gelei-
stet werden. Insgesamt herrscht auch 25 Jahre nach 
Entwicklung der ersten transgenen Pflanze und nach 
zwölf Jahren des großflächigeren Einsatzes von trans-
genem Saatgut eine große Unsicherheit, 
ob in der Gentechnik ungewecktes Potenzial für  ›
eine nachhaltige Landwirtschaft – in Industrie- wie 
in Entwicklungsländern – steckt,
ob dieses angesichts v.a. der wirtschaftlichen  ›
und rechtlichen Rahmenbedingungen überhaupt 
geweckt werden könnte bzw.
ob nicht andere Optionen ökonomisch, ökologisch  ›
und sozial erfolgversprechender und daher vorzu-
ziehen sind.
Wie bei anderen Technologieanwendungen auch, sind 
Fragen wie diese oftmals nicht eindeutig und abschlie-
ßend zu beantworten. Zudem finden Entwicklung und 
Anwendung transgener Sorten im Kontext eines so 
komplexen, multifaktoriellen Wirkungsgefüges statt, 
dass eine kausalitätsorientierte Folgenanalyse nur 
wenig erklärenden Wert haben kann. Die Komple-
xität der ökologischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Aus- bzw. Wechselwirkungen hat zur Folge, dass eine 
technologiefixierte Bewertung (»Chancen und Risiken 
der Grünen Gentechnik«) angesichts der großen Inte-
ressen- und Zielkonflikte verschiedener gesellschaft-
licher Gruppen realistischerweise nicht der Schlüssel 
zu einer übergreifenden Verständigung sein kann.
tion« (IP) als eine zentrale An- und Herausfor-
derung einer immer stärker internationalisierten 
und industrialisierten Lebensmittelproduktion, die 
im Zuge der »Supermarktisierung« gerade in den 
urbanen Zentren der Entwicklungsländer immer 
intensiver wird. Deutschland und die anderen EU-
Länder haben bei Verfahren der Kennzeichnung 
und des Herkunftsnachweises umfassendes Know-
how anzubieten und sind außerdem als Import- 
und Exportländer in der Pflicht. Nachdem die 
globale Einigung auf verpflichtende Standards im 
Rahmen des Cartagena-Protokolls wohl auf abseh-
bare Zeit schwierig bleiben wird, stellen bilaterale 
bzw. freiwillige Systeme und Vereinbarungen eine 
wichtige Option dar.
Über diese konkreten Aufgaben im Themenbereich 
biologische Sicherheit und Regulierung hinaus wäre es 
für viele Länder eine wichtige Zukunftsaufgabe, eine 
bessere Fundierung und Rahmung der Risikobewer-
tung durch eine grundsätzliche Verständigung über 
die Ziele, Strategien und Wege einer nachhaltigen 
Landwirtschaft zu erreichen. 
GRÜNE GENTECHNIK ALS 
LANDWIRTSCHAFTLICHE ZUKUNFTSOPTION?
Die im Frühjahr 2008 aufgeflammte Debatte über 
die Zukunft der weltweiten Landwirtschaft bzw. 
über Ziele, Wege und Prioritäten der zukünftigen 
Nutzung der natürlichen Ressourcen insgesamt hat 
auch die Frage nach den Potenzialen der (Grünen) 
Gentechnik neu auf die Tagesordnung gesetzt. Eini-
ges spricht dafür, dass es für eine Bewertung des 
zukünftigen Problemlösungspotenzials gentechni-
scher Züchtungsansätze nicht ausreicht, vorhandene 
Entwicklungen zu betrachten, weil die kommerziell 
verfügbaren und zumindest auch die in fortgeschrit-
tener Entwicklung befindlichen transgenen Pflanzen-
sorten nur einen beschränkten Ausschnitt repräsen-
tieren. Die Erforschung gentechnischer Züchtungs-
ansätze erfolgt zwar dezentral auch in öffentlich 
finanzierten Einrichtungen sowie in kleineren Fir-
men, die eigentliche Entwicklung von GVP hingegen 
erfolgt ganz überwiegend durch wenige große Saat-
gutunternehmen, von denen viele der bedeutendsten 
auch wichtige Agrochemikalienproduzenten sind. Es 
ist naheliegend, dass die auf dem Markt verfügba-
ren GVP diejenigen repräsentieren, die am besten in 
das Portfolio dieser Firmen passen. Eine Fortschrei-
bung der bisherigen Entwicklung lässt eine minde-
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voll Optionen der Grünen Gentechnik prüfen. Ana-
loges gilt für das Problem der Mikronährstoffdefizite 
und vieles andere mehr. Selbstverständlich entbindet 
dies nicht von einer Berücksichtigung technikspezifi-
scher Dimensionen (z.B. der höheren Anforderungen 
an Maßnahmen zur Gewährleistung der biologischen 
Sicherheit) – dies muss Teil des Abwägungsprozes-
ses sein.
PUBLIKATION
Transgenes Saatgut in Entwicklungsländern – 
Erfahrungen, Herausforderungen, Perspektiven 
TAB-Arbeitsbericht Nr. 128
Dies spricht stark für eine Hinwendung zu einer 
ernsthaft problem(lösungs)orientierten Herange-
hensweise bei der Suche nach zukunftsfähigen Agrar-
technologien und Bewirtschaftungsweisen. Mit Blick 
auf transgene Pflanzen bedeutet dies, im Rahmen 
einer Prüfung gentechnische Optionen ohne Vorab-
festlegung zu prüfen. So wäre mit Bezug auf die Her-
ausforderungen des Klimawandels und Probleme der 
Wasserverfügbarkeit oder sonstige Stressfaktoren 
zunächst einmal nach den vorhandenen und absehba-
ren landwirtschaftlichen Herausforderungen insge-
samt zu fragen und erst dann nach Wegen einer mög-
lichen bzw. nötigen Anpassung der Anbaumethoden. 
Dabei wird man in Teilfragen zum Beitrag der Pflan-
zenzucht gelangen, und erst dann lassen sich sinn-
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In Deutschland leben derzeit rund 8,6 Mio. Menschen 
mit amtlich anerkannter Behinderung, davon etwa die 
Hälfte im erwerbsfähigen Alter. Etwa 6,7 Mio. Men-
schen sind schwerbehindert (d.h. Grad der Behinde-
rung von mindestens 50), einige sind dies von Geburt 
an, die meisten als Folge von Unfall, Krankheit oder 
altersbedingten Leiden. Politik für behinderte Men-
schen ist somit kein Minderheitenthema, sondern eine 
gesamtgesellschaftliche Gestaltungsaufgabe für (mehr) 
Selbstbestimmung und Teilhabe. 
Grundsätzlich verfügt Deutschland im Rahmen der 
Sozialgesetzgebung und des Arbeitsrechts über ein 
großes Instrumentarium der Rehabilitation und eine 
lange Tradition in der beruflichen Eingliederung von 
Menschen, die von Behinderung bedroht oder betrof-
fen sind. Zudem ist der Einsatz spezieller Technologie 
bzw. technischer Maßnahmen für die Inklusion von 
Menschen mit Behinderung ein wichtiger Bestandteil 
der möglichen Interventionsstrategien. Dennoch muss 
festgestellt werden, dass die politischen Zielvorstel-
lungen und die Projekte der letzten Jahre in Bezug auf 
die Integration von Behinderten in reguläre bzw. ange-
passte Beschäftigungsverhältnisse nach wie vor Umset-
zungsdefizite aufweisen. Jedoch gehen Forschung und 
Politik davon aus, dass auch durch die Entwicklung 
und den Einsatz innovativer behinderungskompen-
sierender Technologien (bkT) sowie die weitere Ver-
besserung der Zugangsstrukturen für eine berufliche 
Rehabilitation diese Defizite weiter gemildert werden 
können.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Die Entwicklung und Anwendung von Technolo-
gien im Kontext von »Behinderung und Arbeits-
platz« haben kontinuierlich an Bedeutung gewonnen 
und werden von den relevanten öffentlich-rechtlichen 
Institutionen, von Wirtschaft und Arbeitgebern sowie 
Verbänden und Betroffenen seit Langem thematisiert 
und gefordert bzw. in ihrer Umsetzung vorangetrie-
ben. Dabei gilt allgemein der Grundsatz: Wo zur dau-
erhaften Integration ins Arbeitsleben wegen Art oder 
Schwere der Behinderung besondere behinderungs-
spezifische Unterstützungen erforderlich sind, sollen 
diese Leistungen entsprechend zur Verfügung stehen. 
Die Ermittlung der jeweiligen individuellen Fähigkei-
ten (aber auch notwendiger Voraussetzungen) sowie 
deren Nutzbarmachung und Förderung ist zentrales 
Anliegen und zugleich Verpflichtung der beruflichen 
Rehabilitation bzw. Integration. Diese »fähigkeitsbe-
zogene« Sichtweise hat sich mittlerweile durchgesetzt 
und unterscheidet sich vom eher »defizitorientierten 
Rehabilitationsverständnis« früherer Jahre.
Zudem wandeln sich die Tätigkeitsspektren und Anfor-
derungen der Arbeitswelt seit Jahren zum Teil erheb-
lich – weg von körperlichen hin zu geistigen Anforde-
rungsprofilen. Diese Transformation der Arbeitswelt 
wird sich weiter fortsetzen. In Folge könnten sich die 
prinzipiellen Möglichkeiten der Teilhabe am Erwerbs-
leben trotz vorliegender Behinderung verändern bzw. 
verbessern. Und schließlich gibt es diverse neue tech-
nologische und organisatorische Entwicklungen, die 
helfen, existierende individuelle Einschränkungen so 
zu kompensieren, dass hierdurch eine Teilhabe am 
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt erleichtert wird.
Prinzipiell ist die Beschäftigung mit diesem Themen-
feld noch aus einem weiteren Grund von hoher Aktua-
lität: Der demografische Wandel bzw. die zunehmende 
Alterung der Gesellschaft werden in den kommenden 
Jahrzehnten in Deutschland einen wachsenden Bedarf 
an behinderungskompensierenden und/oder senioren-
gerechten Technologien induzieren.
CHANCEN UND PERSPEKTIVEN 
BEHINDERUNGSKOMPENSIERENDER
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haft werden typische Arbeitsplatzanforderungen und 
persönliche Voraussetzungen identifiziert und mögli-
che bkT hierfür benannt. 
Zudem sollen die sozialgesetzlichen und sozialpoliti-
schen Rahmenbedingungen für den Einsatz von bkT 
am Arbeitsplatz gesichtet und aufgearbeitet werden 
sowie eine Einordnung und Beurteilung der regulati-
ven Rahmenbedingungen hinsichtlich ihrer Eignung 
für die Entwicklung und den Einsatz von bkT erfol-
gen. Auch Fragen der betrieblichen Prävention am 
Arbeitsplatz sowie die verschiedenen arbeitsrecht-
lichen Normen im Blick auf Behinderung und bkT 
werden analysiert. Die für das Berichtsthema erforder-
lichen Verantwortlichkeiten und sozialen Leistungs-
systeme für die Rehabilitation und Teilhabe behinder-
ter Menschen bilden hier einen Schwerpunkt. Neben 
den unmittelbaren arbeitsplatzbezogenen Regelungen 
wird auch das relevante Umfeld in Bezug auf Barriere-
freiheit der Wege und baulichen Umgebung sowie der 
Informations- und Kommunikationssysteme in den 
Blick genommen. 
Auf dieser Basis soll der Anpassungsbedarf für einen 
verbesserten Einsatz von bkT am Arbeitsplatz erör-
tert werden. Auch wenn die Distribution arbeitsplatz-
relevanter bkT kaum über Marktstrukturen im eigent-
lichen Sinn geschieht, prägen spezifische Akteurs-
gruppen und die sie umgebenden sozioökonomischen 
Rahmenbedingungen die Nachfrage und so auch die 
Forschungsanstrengungen und Entwicklungen bei 
bkT. Eine Abschätzung der sich daraus abzeichnen-
den Chancen und Grenzen soll eine weitere Grund-
lage bilden, um politische Handlungsräume aufzuzei-
gen, die einen Beitrag darstellen könnten, dass bkT 
im Zusammenspiel mit weiteren sozial- und arbeits-
marktpolitischen Elementen Betroffenen helfen kön-
nen, ihren Teilhabeanspruch möglichst umfassend zu 
realisieren. 
Der Fokus des Projekts richtet sich auf den Arbeits-
platz, seine Erreichbarkeit, Einrichtung und Ausge-
staltung, um verschiedene Behinderungen zu kom-
pensieren oder vermeiden zu können. Die für die Inte-
gration von behinderten Menschen in die Arbeitswelt 
nötigen Modalitäten und Anforderungen zur schritt-
weisen Barrierefreiheit bezüglich der Mobilität und 
Motorik, der Kommunikation und des Informations-
bzw. Wissenstransfers stehen im Zentrum des TA-
Projekts. Die zentralen Fragen sind: Welche techni-
schen Möglichkeiten gibt es derzeit? Welche zentra-
len Trends lassen sich beobachten? Welche Personen-
gruppen können dadurch unterstützt oder auch nach 
wie vor nicht erreicht werden? Wie sehen die Zustän-
digkeits- und Verantwortungsräume aus? Welche 
wesentlichen Akteursgruppen gibt es, und wie prä-
gen diese die Verteilungs- und Zugangsstrukturen? 
Welche Handlungsmöglichkeiten sind daraus abzu-
leiten? 
STAND DER ARBEITEN
Mit dem Ziel einer breiten wissenschaftlichen Fundie-
rung wurden im Herbst 2007 sowie im Sommer 2008 
insgesamt vier Gutachten vergeben. Mithilfe der Gut-
achten sowie durch eigene Recherchen und Analysen 
soll der Abschlussbericht die wissenschaftlichen und 
gesellschaftspolitischen Dimensionen des Themas mit 
verschiedenen Schwerpunktsetzungen erschließen. 
Anhand von sechs Fallbeispielen wird der Einsatz von 
bkT am Arbeitsplatz für Menschen mit Schädigungen 
des Bewegungsapparates, mit Sehschädigung oder mit 
Hörschädigung beschrieben. Anhand dieser weitver-
breiteten Behinderungen soll verdeutlicht werden, mit 
welchen besonderen Herausforderungen Menschen 
mit Behinderung an ebenfalls »modellhaften« Arbeits-
platzsituationen konfrontiert sind und wie Technik 
hier kompensierend eingesetzt werden kann. Beispiel-
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schätzung zu aktuellen nationalen und internationa-
len Entwicklungen und Perspektiven vorgenommen. 
Geplant sind Analysen zu folgenden Schwerpunkten:
aktuelle und angedachte Einsatzkonzepte und -sze- ›
narien im Kontext von relevanten Bedrohungssze-
narien und Fähigkeitsanalysen mit Schwerpunkt 
Deutschland;
Entwicklungsstand und Perspektiven bei FuE und  ›
den relevanten Schlüsseltechnologien und Syste-
men in Bezug auf die Anforderungen bzw. Fähig-
keitskategorien der Streitkräfte;
volkswirtschaftliche, rüstungswirtschaftliche und  ›
innovationspolitische Relevanz, Angebots- und 
Nachfragestrukturen (auch für zivile Anwen-
dungen);
sicherheits- und rüstungskontrollpolitische Ein- ›
ordnung auch unter Berücksichtigung von terroris-
tischen Bedrohungsszenarien;
verkehrsrechtliche Aspekte sowie völkerrechtliche  ›
Implikationen;
nationale und multinationale Handlungs- und  ›
Gestaltungsmöglichkeiten (z.B. FuE, Rüstungs- 
und Exportkontrolle).
STAND DER ARBEITEN
Zu den folgenden Fragestellungen sind im Berichts-
zeitraum insgesamt drei Gutachten vergeben worden.
Modul 1: Sicherheitspolitische und militärische Kon-
zepte für unbemannte Systeme
Es wurden die aktuellen sicherheitspolitischen und 
militärstrategischen Grundvorstellungen daraufhin
analysiert, welche zentralen Vorgaben und aktu-
Unbemannte Systeme sind Fahrzeuge, die zu Land, 
zur See und in der Luft – autonom oder ferngesteu-
ert – Missionen durchführen. Sie bieten für die Streit-
kräfte die Möglichkeit, sich der Einwirkung feind-
lichen Feuers zu entziehen, zugleich aber aufzuklären, 
den Gegner zu erkennen und ggf. zu bekämpfen. Im 
Kontext von robusten Militäreinsätzen ebenso wie bei 
internationalen friedenserhaltenden Missionen redu-
zieren solche Systeme insbesondere in asymmetrischen 
Bedrohungslagen das Risiko für die Soldaten. Zudem 
erhofft man sich bedeutende Kostensenkungspoten-
ziale bei Material und Personal. Zugleich stellt sich 
die Frage, ob mit unbemannten Systemen (UMS) ten-
denziell die Schwelle von Waffeneinsätzen absinkt und 
das Risiko von Begleitschäden erhöht wird. 
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Mittlerweile sind UMS weltweit in die Streitkräfte 
integriert. Sie wurden und werden zudem bereits in 
großem Umfang in kriegerischen Auseinanderset-
zungen (Irak, Afghanistan) und bei UN-Missionen 
eingesetzt. Aus der Sicht der Streitkräfte zeigen diese 
Erfahrungen, dass beispielsweise luftgestützte Systeme 
– verglichen mit traditionellen Systemen und Kon-
zepten – vielfach effektiver und weniger verwundbar 
sind, die operativen Möglichkeiten erhöhen und das 
Fähigkeitsspektrum der Streitkräfte erweitern. Welt-
weit werden deshalb intensive Forschungs- und Ent-
wicklungsanstrengungen unternommen, um die Eig-
nung solcher Systeme für die operative Nutzung in 
naher Zukunft zu verbessern. Die technologischen 
Fortschritte, die die Nutzung solcher Systeme ermög-
licht haben, eröffnen auch zahlreiche nichtmilitärische 
hoheitliche und weitere zivile Anwendungsperspek-
tiven.
Das Thema wird auf Initiative des Verteidigungsaus-
schusses im Rahmen eines TA-Projekts bearbeitet. 
Aus verteidigungs-, industrie-, innovations- und for-
schungspolitischer sowie völkerrechtlicher Sicht wird 
eine umfassende Bestandsaufnahme und Folgenab-
STAND UND PERSPEKTIVEN DER MILITÄRISCHEN 
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Modul 4: Völkerrechtliche und rüstungskontrollpoli-
tische Einordnung einschließlich der Frage der Export-
kontrolle
In diesem Modul wurden die Entwicklung und eine 
intensivierte Nutzung unbemannter Systeme einer 
völkerrechtlichen sowie sicherheits- und rüstungs-
kontrollpolitischen Beurteilung unterzogen. Es wurde 
geprüft, ob und inwiefern geltendes Vertragsrecht von 
der Einführung und Nutzung berührt ist.
Angesichts des jetzt schon bestehenden Umfangs der 
Produktion und Verbreitung von UMS sind Risiken 
der Proliferation offensichtlich. Am Markt verfüg-
bare Plattformen können relativ leicht als Waffenträ-
ger (auch und gerade für Massenvernichtungswaffen) 
umgerüstet werden und bieten daher auch Optionen 
für terroristische Gruppen oder »states of concern«. 
Untersucht wurde deshalb, inwieweit bestehende 
Exportkontrollregimes in der Lage sind, solche Ent-
wicklungen zu begrenzen. Schließlich wurde eine völ-
kerrechtliche und rüstungskontrollpolitische Einord-
nung augenblicklicher und erwartbarer zukünftiger 
Systeme vorgenommen. Es wurde erörtert, ob und in 
welcher Weise UMS in bestimmten Kontexten und 
Einsatzszenarien spezifische Risiken mit sich bringen 
und ob politische Ansätze zur Eindämmung riskanter 
Folgen beitragen könnten. 
Modul 5: Verkehrsrechtliche Aspekte unbemannter 
Systeme – unter besonderer Berücksichtigung luftge-
stützter Systeme
Das geltende Recht ist nur bedingt anwendbar auf 
einen zukünftig verstärkten Einsatz unbemannter Sys-
teme. Angesichts einer allgemein erwarteten Inte-
gration von UMS in zivile Luft- und Verkehrsräume 
werfen UMS eine Fülle von Rechtsfragen auf (Zulas-
sung, Verkehrsteilnahme). Sowohl für die militärische 
als auch die zivile Nutzung müssen national wie 
internatio nal geeignete Regelungen gefunden werden. 
Aufgabe des Gutachtens war es, den augenblicklichen 
Stand der (rechtswissenschaftlichen) Diskussion dar-
zustellen, die wichtigsten zu überwindenden Probleme 
zu skizzieren und entsprechende Regelungsoptionen 
zur Diskussion zu stellen. Der Schwerpunkt lag auf 
den fliegenden Systemen. Boden- und see gestützte 
Systeme und die damit verbundenen verkehrsrecht-
lichen Probleme wurden kursorisch erörtert.
ellen Zielgrößen mit Relevanz für die kurz- und mit-
telfristig geplanten UMS dort formuliert werden.
Der Fokus liegt auf Deutschland in seiner Einbin-
dung in das internationale Umfeld; die USA und 
weitere Staaten sind exemplarisch in die Gesamtbe-
trachtung einbezogen worden. Die Analyse hat auch
herausgearbeitet, wie aus Sicht der (Teil-)Streitkräfte
die spezifischen Aufgaben- und Leistungsprofile von 
UMS das eigene Fähigkeitsspektrum erweitern und 
verbessern könnten.
Modul 2: Stand und Perspektiven von Forschung und 
Entwicklung bei den kritischen Technologiefeldern 
unbemannter Systeme
Auftragsgemäß wurden in diesem Modul der Stand der 
Technik sowie die Entwicklungsperspektiven der für 
UMS relevanten Technologien erhoben. Dabei wurde 
die gesamte FuE-Landschaft (international, zivil/mili-
tärisch) in den Blick genommen sowie FuE-Schwer-
punkte und -Trends, definierte Zielsetzungen, Mei-
lensteine, Engpässe u.Ä. herausgearbeitet. Fallweise 
wurden auch die langfristigen Perspektiven herausge-
arbeitet und bewertet.
Modul 3: Ökonomische Aspekte der militärischen 
und zivilen Entwicklung und Nutzung unbemannter 
Systeme
Angesichts des globalen Interesses von Staaten an der 
intensivierten Nutzung von UMS für die Streitkräfte 
ist es plausibel, von einem stetig weiter wachsenden 
militärisch geprägten Weltmarkt auszugehen. Neben 
diesem Marktsegment könnten sich weitere Märkte 
entwickeln: für zivile hoheitliche Anwendungen sowie 
für privatwirtschaftliche Nutzungen.
Im Gutachten zu diesem Modul wurden die verschie-
denen ökonomischen Dimensionen unbemannter 
Systeme behandelt. Unter anderem wurde geprüft,
welche zivilen (hoheitlich, privatwirtschaftlich)  ›
Einsatzmöglichkeiten und Märkte erwartbar sein 
könnten; 
welche volkswirtschaftliche und innovationspoli- ›
tische Bedeutung den UMS angebots- und nachfra-
geseitig augenblicklich und zukünftig beigemessen 
werden kann; 
wie insbesondere aus rüstungswirtschaftlicher  ›
Sicht die jetzige und zukünftige Relevanz von UMS 
für die wehrtechnischen Kernfähigkeiten sowie die 
FuE-Basis in Deutschland zu beurteilen ist. 
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Die angestrebte verstärkte Nutzung von Pflanzen als 
nachwachsende Energieträger ist eine wichtige wis-
senschaftliche Fragestellung und eine Herausforde-
rung im Schnittpunkt von Energie-, Umwelt-, Agrar-, 
Forschungs- und Wirtschaftspolitik. In Wissenschaft 
und Politik werden mögliche Optionen und Strategien 
sowie die damit verbundenen sozioökonomischen und 
umweltrelevanten Auswirkungen intensiv diskutiert.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Zur Verringerung des Ausstoßes klimarelevanter 
Gase und der Abhängigkeit von Importen fossiler 
Energieträger hat die EU beschlossen, bis zum Jahr 
2020 20 % des Primärenergiebedarfs aus erneuerba-
ren Energieträgern zu decken. Biomasse ist sowohl in 
der Europäischen Union als auch in Deutschland der 
wichtigste erneuerbare Energieträger mit einem Anteil 
von rund zwei Dritteln an diesen. Ihr wird auch eine 
große Bedeutung in den Ausbaustrategien für erneu-
erbare Energien zugeordnet. Aufgrund der staatlichen 
Förderung sind in Deutschland die Biokraftstoff- und 
die Biogaserzeugung in den letzten Jahren stark ange-
stiegen. Dieser Teil der Bioenergie beruht im Wesent-
lichen auf dem Energiepflanzenanbau.
Zunehmend wird allerdings die Befürchtung geäußert, 
dass durch den Ausbau der Biokraftstoffproduktion 
die Lebensmittelpreise parallel zu den Kraftstoffpreisen 
steigen werden, weil Nahrungsmittel- und Biokraftstoff-
produktion um dieselben Anbauflächen konkurrieren. 
Dies würde dazu führen, dass Nahrungsmittel und die 
Ressourcen zu ihrer Herstellung insgesamt teurer und 
für Arme sogar unerschwinglich werden könnten. Ein 
weiterer Diskussionspunkt ist, in welchem Umfang die 
ambitionierten Ausbauziele zum Import von Bioener-
gieträgern führen und in den tropischen Exportländern 
eine Ausweitung der Anbauflächen eine Reduktion des 
Regenwaldes nach sich ziehen würde. Eine Regenwald-
rodung würde sogar eine Erhöhung von Treibhausgas-
emissionen anstelle einer Minderung bedeuten.
Ein Ausbau der Bioenergie- und Energiepflanzennut-
zung erfolgt aufgrund der bislang mangelnden Wirt-
schaftlichkeit nicht von selbst, sondern bedarf der 
politischen Gestaltung. 
Das TA-Projekt »Chancen und Herausforderungen 
neuer Energiepflanzen« (Kurztitel »Energiepflanzen«)
ist vom Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung am 27. September 2006 
beschlossen worden, basierend auf insgesamt sieben 
Projektvorschlägen aus den Fraktionen der CDU/
CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 
Aufgrund der Bedeutung der sehr komplexen The-
matik und der vielfältigen Anforderungen an das 
Ergebnisspektrum wird ein gestuftes TA-Projekt 
durchgeführt. Angesichts der umfangreichen Ergeb-
nisse zahlreicher aktueller bzw. seit Kurzem vorlie-
gender Studien wurde zunächst der Forschungsstand 
aufgearbeitet und in Form eines synoptischen Ver-
gleichs umfassend ausgewertet. Im Zusammenhang 
mit der Erarbeitung dieses Überblicks ist dann das 
weitere spezifische Arbeitsprogramm (Schwerpunkt-
setzung und vertiefende Analysen) festgelegt wor-
den.
STAND DER ARBEITEN UND
ERSTE ERGEBNISSE
In der ersten Projektphase stand die Sichtung und ver-
gleichende Auswertung vorliegender Studien im Mit-
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telpunkt, die vom TAB selbst durchgeführt wurde. 
Damit soll ein Überblick über den Stand des Wissens, 
strittige Einschätzungen und offene Fragen gegeben 
werden. Ergänzend wurden Gutachten zur Energie-
pflanzenzüchtung sowie zu Zielvorgaben und Förder-
politiken in Auftrag gegeben.
Zu der vergleichenden Studienauswertung, ergänzt 
um Ergebnisse aus den Gutachten, hat das TAB einen 
ersten Bericht (TAB-Arbeitsbericht Nr. 121) vorge-
legt. Schon im Juli 2007 sind von den TA-Berichter-
stattern die Untersuchungsschwerpunkte für die zweite 
Projektphase beschlossen worden. Entsprechend dem 
Vorschlag des TAB werden seit Oktober 2007 fol-
gende Themenbereiche vertiefend untersucht:
Dimensionen einer umweltverträglichen Energie- ›
pflanzenproduktion,
Ausbau der Energiepflanzennutzung und Flächen- ›
konkurrenz national und international,
Zertifizierung biogener Energieträger. ›
Diese Untersuchungsschwerpunkte beziehen sich zum 
einen auf zentrale Themenbereiche aus der Konzep-
tion für das Gesamtprojekt und sind zum anderen aus 
den Ergebnissen der Auswertung vorliegender Studien 
abgeleitet. Die Untersuchungsschwerpunkte werden 
im Folgenden vorgestellt.
DIMENSIONEN EINER UMWELTVERTRÄGLICHEN 
ENERGIEPFLANZENPRODUKTION
Ein Ausbau der Bioenergieproduktion wird vorwie-
gend aus klimaschutz- und energiepolitischen Ziel-
setzungen angestrebt und sollte selbst so umwelt-
freundlich wie möglich gestaltet werden. Angesichts 
der Begrenztheit der verfügbaren landwirtschaftlichen 
Nutzfläche (zweiter Untersuchungsschwerpunkt) 
sowie der Konkurrenz durch die Bioenergieträgerpro-
duktion auf überlegenen Standorten weltweit (dritter 
Untersuchungsschwerpunkt) ist es beim Energiepflan-
zenanbau erforderlich, dass – in Deutschland und den 
meisten europäischen Ländern – möglichst hohe Bio-
masseerträge pro Flächeneinheit angestrebt werden. 
Dies steht potenziell im Konflikt zur umweltpoliti-
schen Zielsetzung, die landwirtschaftlichen Umwelt-
belastungen im Rahmen einer nachhaltigen Landbe-
wirtschaftung zu verringern.
In diesem Untersuchungsschwerpunkt wurden für 
heute oder zukünftig relevante Energiepflanzen die 
Auswirkungen auf die Schutzgüter von Natur und 
Landschaft ermittelt. Diese Schutzgüter sind im ein-
zelnen Boden, Wasser, Luft/Klima, Pflanzen/Tiere 
und Landschaftsbild/Erholung. Die Analyse erfolgte 
im Vergleich zu den Umweltauswirkungen bisheriger 
landwirtschaftlicher Nutzung. Dafür wurden für die 
einzelnen Kulturen bzw. für aggregierte Kategorien 
von Kulturen und die unterschiedlichen Anbauver-
fahren die jeweiligen Produktionselemente beschrie-
ben und die Unterschiede zum konventionellen 
Anbau herausgearbeitet. Dabei wurde das gesamte 
Spektrum von ein- und mehrjährigen Energiepflan-
zen sowie Dauerkulturen betrachtet, die nach unter-
schiedlichen Anbauverfahren wie dem Einfrucht-, 
dem Zwischenfruchtanbau oder auch dem Ökoland-
bau bewertet wurden. Die Analyse der Wirkungen 
des Biomasseanbaus erfolgte getrennt nach einzelnen 
Wirkkomplexen anhand bereits aus der konventio-
nellen Landbewirtschaftung bekannter Indikatoren 
und Wirkfaktoren.
Daran anschließend wurden die Auswirkungen zu all-
gemeinen naturgutspezifischen Empfindlichkeiten in 
Bezug gesetzt. Auf diese Weise konnten die Wirkun-
gen in ihrer Intensität bewertet werden. Abschließend 
wurden diese Einzelwirkungen zu einer Gesamtbeur-
teilung für jedes Schutzgut aggregiert und daraus ihre 
Wirkung auf die Umwelt abgeleitet. 
Bei der Einschätzung der Auswirkungen des Energie-
pflanzenanbaus auf die Schutzgüter müssen grundsätz-
lich zwei Ebenen betrachtet werden. Zunächst sind 
Unterschiede zwischen den Anbauverfahren der einzel-
nen Energiepflanzenkulturen, aber auch im Vergleich 
zum Anbau von Kulturen zur Lebens- und Futtermit-
telproduktion feststellbar. In diesem Fall lassen sich die 
Art und Intensität der Wirkungen über einen Vergleich 
der einzelnen Produktionselemente von der Bodenbe-
arbeitung bis hin zur Ernte analysieren. Die Wirkung 
wird auf einer Fläche/einem Schlag direkt sichtbar 
(Bodenerosion, Verdrängung von Wildpflanzen etc.). 
Ferner ist auch die räumliche Dimension des Anbaus 
der jeweiligen Energiepflanzenkulturen in einer Land-
schaft oder Region für die Bewertung der Wirkung 
auf die Schutzgüter entscheidend. Geht beispielsweise 
von einer Kultur eine starke negative Wirkung (hohe 
Wirkintensität) aus, so kann diese auf einzelne Schutz-
güter dennoch gering bleiben, wenn nur wenige Flä-
chen mit dieser Kultur bewirtschaftet werden. Das gilt 
unter anderem für die Wirkung auf Grund- und Ober-
flächenwasser, auf das Artengefüge einer Landschaft 
oder auf das Landschaftsbild.
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baus (unter den Szenarienbedingungen). Ziel ist es, die 
möglichen Dimensionen des Konkurrenzproblems zur 
Nahrungsmittelerzeugung und die Möglichkeiten einer 
Berücksichtigung in politischen Ausbaustrategien zur 
Bioenergie herauszuarbeiten. 
Die Szenarien des Millennium Ecosystem Assessment 
(MEA) der Vereinten Nationen, die als am besten aus-
gearbeitete Szenarien möglicher globaler Entwicklun-
gen gelten, werden im TAB-Projekt verwendet. Auf 
der globalen Ebene werden die Szenarienanalysen des 
MEA-Projekts im Hinblick auf die Bioenergienutzung 
und ihre Wirkungen ausgewertet und mit anderen Stu-
dien verglichen. Hier werden also keine eigenen Sze-
narienrechnungen durchgeführt.
Für Deutschland werden aus den globalen MEA-Szena-
rien Annahmen zur Ausgestaltung entsprechender Sze-
narien für Deutschland abgeleitet, um die zukünftige 
Entwicklung von Konkurrenzen auf nationaler Ebene 
zu untersuchen. Im Mittelpunkt stehen dabei Annah-
men zur Energiepflanzennutzung in Deutschland im 
Jahr 2020, differenziert nach Biokraftstoffen und Ener-
giepflanzen zur Strom- und Wärmegewinnung. Für die 
nationale Ebene war es nicht möglich, mittels ökonomi-
scher Modellberechnungen aus den Rahmendaten die 
zukünftige Entwicklung der Energiepflanzennutzung zu 
bestimmen. Deshalb wird ein Satz konsistenter Annah-
men für die MEA-D-Szenarien entwickelt. Vergleichend 
werden zwei Business-as-usual-Szenarien (BAU-Szena-
rien) für Deutschland zur Entwicklung der Biomasse-
nutzung aus landwirtschaftlichem Anbau für Nichtnah-
rungszwecke herangezogen. Auf dieser Basis wird der 
resultierende Flächenbedarf (differenziert nach inlän-
dischem und ausländischem Flächenbedarf) bestimmt. 
Aus dem Flächenbedarf für die Energiepflanzennutzung 
und dem Flächenbedarf für Ernährung und für stoffli-
che Nutzung von Biomasse werden der gesamte globale 
Flächenbedarf Deutschlands für den inländischen Kon-
sum landwirtschaftlicher Waren abgeleitet und die dar-
aus resultierenden Konkurrenzsituationen diskutiert.
Schließlich werden regionale Flächen- und Ressourcen-
nutzungskonkurrenzen und die entsprechenden Wir-
kungszusammenhänge analysiert, indem die vier MEA-
Szenarien zur Ableitung von Annahmen für ein regiona-
les Ressourcennutzungsmodell genutzt werden. Dabei 
werden drei Regionen (Region mit intensivem Acker-
bau, Region mit Verbundbetrieben, Region mit intensi-
ver Tierhaltung) mit einheitlichen Agrarstrukturen und 
einer Größe von 20 bis 50 Gemeinden betrachtet. Es 
werden sowohl Flächennutzung als auch Ertragsmen-
Die tatsächlichen Folgen einer Anbaukultur für die 
Schutzgüter wird neben der räumlichen Dimension 
maßgeblich durch die Empfindlichkeiten des Natur-
haushaltes geprägt. Aussagen zu größeren räumlichen 
Ausschnitten wie Regionen oder Bundesländern kön-
nen daher nur das Risiko, im Sinne von »Eintritts-
wahrscheinlichkeiten«, der Wirkungen vieler Bewirt-
schaftungsfaktoren darstellen.
Vor diesem Hintergrund kann generell festgehalten 
werden, dass vom derzeitigen Energiepflanzenanbau 
Wirkungen auf alle Schutzgüter zu erwarten sind, je 
nach den standörtlichen Gegebenheiten, der Anbau-
kultur und -verfahren jedoch sehr unterschiedliche. 
Um die Risiken zu mindern, wurden Gestaltungsop-
tionen entwickelt, mit denen der Energiepflanzenan-
bau umweltverträglicher gestaltet werden kann. Dafür 
wurden die Produktionselemente der verschiedenen 
Anbauverfahren dahingehend analysiert, durch wel-
che Anpassungen oder Veränderungen in der Bewirt-





Bei einem verstärkten Anbau von Energiepflanzen 
gewinnt zunehmend das Thema an Bedeutung, inwie-
weit dieser in Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduk-
tion tritt und zur Verknappung bzw. Verteuerung von 
Nahrungsmitteln führt. In den vorliegenden Studien 
wird durchweg mit Potenzialabschätzungen und Aus-
baustrategien für die Bioenergienutzung (sogenannte 
normative Szenarien) gearbeitet, um u.a. die Frage zu 
beantworten, welchen maximalen Beitrag der Anbau 
von Energiepflanzen zur Energieversorgung zukünftig 
leisten kann. Teilweise wird die Flächenkonkurrenz 
mit Natur- und Landschaftsschutz berücksichtigt. 
Eine mögliche Konkurrenz zur Nahrungsmittelpro-
duktion ist bisher nur ansatzweise diskutiert worden.
In Abhängigkeit von günstigeren und ungünstigeren 
sozioökonomischen und politischen Rahmenbedingun-
gen werden mittels sogenannter explorativer Szenarien 
im Untersuchungsschwerpunkt denkbare zukünftige 
Entwicklungen der Energiepflanzennutzung beschrie-
ben. Ihre Wirkungen werden auf globaler, nationa-
ler (für Deutschland) und auf regionaler Ebene analy-
siert. Im Mittelpunkt steht die Ausprägung der jewei-
ligen Konkurrenz zur Nahrungsmittelproduktion für 
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Im Anschluss werden die Möglichkeiten und Begren-
zungen diskutiert, denen Zertifizierungssysteme für 
Bioenergieträger unterliegen. Besonderes Interesse 
besteht bezüglich der Wirkreichweite dieser Zerti-
fizierungssysteme. Da sie systemimmanent auf den 
Geltungsbereich der Systeme beschränkt ist, können 
negative Effekte der Nutzung von biogenen Roh-
stoffen in Wirtschaftszweigen und Ländern, die die-
ser Zertifizierung nicht unterliegen, auch nicht ver-
hindert werden. Aus diesem Grund können Verdrän-
gungseffekte ein zentrales Problem der Zertifizierung 
biogener Energieträger darstellen: Durch die Zerti-
fizierung von Bioenergieträgern auf bereits existie-
renden landwirtschaftlichen Flächen kann nicht ver-
hindert werden, dass die bisherige landwirtschaftliche 
Produktion auf diesen Flächen auf neue Landflächen 
verdrängt wird und dort negative Effekte verursacht. 
Mechanismen zur Vermeidung von Verdrängungsef-
fekten wurden bisher in kein Zertifizierungssystem 
aufgenommen.
In weiteren Untersuchungsschritten werden Fragen 
der Funktionalität der Systeme (wie die konkrete Aus-
gestaltung von Nachhaltigkeitsindikatoren bei der 
Zertifizierung und die Kontrolle des Zertifizierungs-
verfahrens), die Folgewirkungen durch die Einfüh-
rung von verpflichtenden Zertifizierungssystemen 
auf die betroffenen Unternehmen, die Preise der von 
den Systemen regulierten Bioenergieträger sowie die 
Hauptanbauregionen der eingesetzten bioenergenen 
Rohstoffe analysiert.
Im Untersuchungsschwerpunkt des TAB-Projekts 
wird kein eigener Vorschlag für ein Zertifizierungs-
system entwickelt. Es werden vielmehr die grundsätz-
lichen Möglichkeiten und Begrenzungen der Zertifi-
zierungen von Bioenergieträgern und ihre politische 
Gestaltbarkeit herausgearbeitet.
PUBLIKATION
Chancen und Herausforderungen neuer Energie-
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gen für verschiedene Wertschöpfungsketten der Lebens-
mittel- und Bioenergieerzeugung sowie die ökonomi-
schen und ökologischen Folgewirkungen bestimmt. Mit 
den regionalen Analysen wird gezeigt, dass sich bedingt 
durch die agrarspezifischen Charakteristika der Regio-
nen die Konkurrenzen zwischen der Bioenergie- und der 
Nahrungsmittelproduktion in den Regionen sehr unter-
schiedlich darstellen.
ZERTIFIZIERUNG BIOGENER ENERGIETRÄGER
Mit der Ausweitung des Energiepflanzenanbaus 
stellt sich zunehmend die Frage, in welchem Umfang 
zukünftig biogene Energieträger importiert werden 
sollen bzw. müssen. Einzelne Länder bzw. Regio-
nen in Lateinamerika und Südostasien verfügen über 
erhebliche Potenziale zur Energiepflanzenproduktion, 
die allerdings nicht notwendig in einer umweltver-
träglichen bzw. nachhaltigen Weise erfolgen wird. Die 
Gefahr besteht, dass eine Ausweitung u.a. auf Kosten 
tropischer Regenwälder erfolgt. 
Die Zertifizierung von Bioenergieträgern anhand von 
Nachhaltigkeitskriterien wird derzeit als zentrales 
politisches Instrument zur Vermeidung der genannten
Effekte diskutiert. Aus diesem Grund werden zurzeit 
auf EU-Ebene wie auch in mehreren EU-Mitglied-
staaten verpflichtende Zertifizierungssysteme für 
biogene Energieträger entwickelt. Dabei ist zwischen 
Systemen mit Berichtspflicht (in Großbritannien und 
den Niederlanden) und Systemen mit Erfüllungspflicht 
in Deutschland und auf der EU-Ebene) zu unter-
scheiden.
In diesem Untersuchungsbereich wurde zuerst eine 
Bestandsaufnahme der wichtigsten freiwilligen und 
verpflichtenden Zertifizierungssysteme vorgenommen. 
Während freiwillige Zertifizierungssysteme zum Teil 
schon vor längerer Zeit eingeführt wurden, begannen die 
ersten Vorarbeiten zu verpflichtenden Zertifizierungs-
systemen für Bioenergieträger erst in den letzten Jah-
ren. Die systematische Analyse der bereits exis tierenden 
Zertifizierungssysteme zeigt, dass es erhebliche Unter-
schiede bezüglich der angelegten Kriterien und der pro-
zessbezogenen Ausgestaltung der Systeme gibt.
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Als Lebensadern hochtechnisierter fortgeschrittener 
Industrienationen gelten ihre Infrastrukturen: sichere 
Energienetze, funktionierende Wasserversorgung, 
Verkehrsträger und Transportwege sowie eine jeder-
zeit zugängliche Informations- und Telekommunika-
tionstechnik. Abhängigkeit und Verletzbarkeit der 
Gesellschaft von diesen (kritischen) Infrastrukturen 
haben sich in Deutschland in der Folge von Natur-
katastrophen und technischen Störungen in den letz-
ten Jahren bereits mehrfach gezeigt (Elbehochwasser 
2002, Stromausfall Münsterland 2005, Sturm Kyrill 
2007).
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Die bei den damaligen Ereignissen erkennbaren Ver-
sorgungsengpässe, Störungen der öffentlichen Sicher-
heit, Beeinträchtigungen im Straßen- und Schie-
nenverkehr sowie höchste Anforderungen an das 
Gesundheits-, Notfall- und Rettungswesen haben 
einen Eindruck von den Gefährdungslagen moderner 
Gesellschaften gegeben. Sie haben zudem gezeigt, dass 
der Schutz kritischer Infrastrukturen sowie ein Kri-
sen- und Notfallmanagement für die Prävention und 
Bewältigung möglicher Folgen eine Herausforderung 
ersten Ranges darstellt. Zu Recht stellt deshalb die 
Schutzkommission des BMI fest, dass »unsere Gesell-
schaft ein ernstzunehmendes Maß an Verletzlichkeit 
(›Vulnerabilität‹) besitzt«. Grundsätzlich herrscht des-
halb Einverständnis darüber, wie wichtig für Sicher-
heit und Schutz der Bevölkerung die Identifikation 
und Analyse von Risiken und Gefahren sowie darauf 
aufbauende Konzepte eines integrierten Risiko- und 
Krisenmanagements sind.
Da die Mehrzahl sogenannter kritischer Strukturen 
in Privateigentum ist, ist hier eine Sicherheitspartner-
schaft von Staat und Unternehmen erforderlich, um 
Sicherheit und Schutz der Bürger gewährleisten zu 
können. Gleichwohl bleiben Bund und Länder hier 
in einer besonderen Verantwortung. Diese hat sich 
u.a. bereits in Schutzkonzepten (Basisschutzkonzept-
Empfehlungen für die Unternehmen, Nationaler Plan 
zum Schutz der Informationsinfrastrukturen, Neue 
Strategie zum Schutz der Bevölkerung in Deutsch-
land), Richtlinien und Empfehlungen niedergeschla-
gen. National und in internationalen Forschungsver-
bünden werden insbesondere durch Klimawandel und 
Naturkatastrophen induzierte Risiken und Gefahren 
erforscht. Hierzu liegen bereits Forschungsergebnisse 
vor.
Aufgrund der großen Abhängigkeit nahezu aller kri-
tischen Infrastrukturen von der Stromversorgung 
kommt einem Szenario eines großflächigen und län-
gerfristigen Stromausfalls mit der Folge massiver Ver-
sorgungsstörungen eine zentrale Bedeutung zu. Eine 
hierzu 2004 erfolgte Stabsrahmenübung (Lükex) hat 
die problematischen Folgen und Folgenketten sowie 
die enormen Schwierigkeiten, eine solche Krisenlage 
ohne Vorwarnung in den förderalen Strukturen zu 
bewältigen, deutlich gemacht.
Gleichwohl sind – soweit erkennbar – die möglichen 
Folgen eines solchen Ereignisses in der Literatur 
ebenso wie in offiziellen behördlichen Dokumenten 
noch nicht intensiv und systematisch durchdacht wor-
den. Überhaupt zeigt die bisherige Forschung Lücken 
bei der Messung und Analyse potenzieller Verwund-
barkeit der betroffenen gesellschaftlichen Teilbereiche 
sowie ihrer Bewältigungspotenziale. Einige aktuelle 
GEFÄHRDUNG UND VERLETZBARKEIT MODERNER 
GESELLSCHAFTEN – AM BEISPIEL EINES GROSS-
RÄUMIGEN AUSFALLS DER STROMVERSORGUNG 7.
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Forschungsprojekte gehen aber mittlerweile in diese 
Richtung, wobei allerdings Naturrisiken wie Erdbe-
ben und Hochwasser im Mittelpunkt stehen. Inte-
grierte Folgenanalysen zu einem Szenario »Stromaus-
fall« liegen nach bisheriger Kenntnis nicht vor.
Gemäß einem Antrag aus dem Innenausschuss soll 
in einem TA-Projekt untersucht werden, wie sich ein 
langandauernder und großflächiger Stromausfall auf 
besonders kritische Infrastrukturen, wie z.B. Trink-
wasser, Abwasser, IuK-Systeme, Finanz- und Gesund-
heitsdienstleistungen, auswirken könnte, insbesondere 
im Fall eines Kaskadeneffekts über Länder- und natio-
nale Grenzen hinweg.
Es sind folgende thematische Schwerpunkte bzw. 
Arbeitsschritte ins Auge gefasst worden:
Identifikation der Vulnerabilität exemplarischer  ›
Sektoren und Infrastruktureinrichtungen, auch der 
institutionellen Verwundbarkeit (Organisationen, 
Verfahren);
Erfassung der Bewältigungskapazitäten in spezi- ›
fischen gesellschaftlichen und behördlichen Teilbe-
reichen;
Übersicht und Bewertung von Instrumenten und  ›
Stellschrauben, die Verwundbarkeit reduzieren 
(z.B. Frühwarnsysteme, vorsorgende Planung, 
effektiver Versicherungsschutz);
Fallspezifische Aufarbeitung der Grenzen und  ›
Möglichkeiten von Risikokommunikation, Sensi-
bilisierung und Aufklärung der Bevölkerung, Akti-
vierung der Selbsthilfepotenziale in der Bevölke-
rung, psychosoziale Prävention und Nachsorge;
Möglichkeiten und Grenzen der Warnung und  ›
fortdauernde Unterrichtung der Bevölkerung sowie 
Information der Organisationen des Bevölkerungs-
schutzes und der Katastrophenhilfe;
Abschätzung wirtschaftlicher, aber auch sozialer  ›
und ökologischer Schadenspotenziale.
Vor dem Hintergrund der fachpolitischen Interes-
sen und Aufgaben des themeninitiierenden Innen-
ausschusses sind alle Analysen in besonderem Maße 
ausgerichtet auf die Beantwortung der Frage, wie gut 
Deutschland auf eine solche spezifische Großschaden-
lage vorbereitet ist.
STAND DER ARBEITEN
Aufgrund der komplexen Materie, der sehr ausdiffe-
renzierten Kompetenz- und Akteursstrukturen beim 
Katastrophen- und Bevölkerungsschutz (EU, Bund, 
Länder, privat-öffentlich, zivil-militärisch) sowie 
der sehr zerstreuten und lückenhaften Literatur-, 
Dokumenten- und Datenlage wurden zunächst in 
einer konzeptionellen Vorphase durch Erfassung von 
Daten und Informationen sowie der (wissenschaft-
lichen) Diskussion zwei Ziele verfolgt: Einmal sollen 
für ausgewählten Sektoren erste Ergebnisse zu mög-
lichen Folgen und Folgeketten eines Stromausfalls 
sowie zu den dort vorfindbaren Bewältigungskapa-
zitäten und Defiziten erarbeitet werden. Daneben 
wurden konzeptionelle, begriffliche und methodi-
sche Überlegungen zu einem integrierten Verwund-
barkeitsassessment für die Hauptphase des TA-Pro-
jekts entwickelt.
Analysen und Überlegungen erfolgten dabei aus ver-
schiedenen Perspektiven, u.a. im Blick auf:
ausgewählte, vor allem »kritische« Sektoren hin- ›
sichtlich spezifischer Verletzbarkeiten, Schadens-
potenziale und Bewältigungskapazitäten,
ausgewählte Strukturen/Netze (Verkehre, Festnetz/ ›
Mobilfunk, Ent-/Versor gung),
Herausforderungen für verschiedene Akteure und  ›
Strukturen und ihre Bewältigungskapazitäten in 
kritischen Sektoren sowie übergreifend die poli-
zeilich-nichtpolizeiliche Gefahrenbewältigung, die 
zivil-militärische Zusammenarbeit, das öffentlich-
private Gesundheitssystem, das Alarmierungssys-
tem, die Selbstschutzkapazitäten in der Bevölke-
rung etc.
Hierzu wurden zwei Gutachten vergeben. Ein Unter-
suchungsauftrag galt der konzeptionellen Abklärung 
des Projektthemas durch eine Machbarkeitsstudie. 
Eine weitere Beauftragung zielte auf die Exploration 
des Themenbereichs »Risiko- und kommunikations-
psychologische Bestimmungsfaktoren des Umgangs 
mit einem großräumigen Ausfall der Stromversorgung 
in der Bevölkerung«.
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Eine besondere psychische, in vieler Hinsicht aber 
auch physische Leistungsfähigkeit gilt zunehmend als 
Voraussetzung für eine erfolgreiche berufliche und 
persönliche Lebensgestaltung in modernen Industrie-
gesellschaften. Dieser gesellschaftliche Trend mani-
festiert sich in verschiedenen Teilbereichen und wird 
durch unterschiedliche Entwicklungen ökonomischer, 
sozialer und wissenschaftlicher Art beeinflusst.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Eine wichtige Grundlage sind die pharmakolo-
gische und medizintechnische Forschung sowie 
deren Erkenntnisse und Produkte, die eigentlich 
der Behandlung von Krankheiten dienen und pri-
mär hierfür entwickelt werden. Durch etliche die-
ser Substanzen und Technologien können einerseits 
bestimmte psychische oder physische Defizite behan-
delt oder zumindest verringert werden und anderer-
seits gezielt Teilaspekte des individuellen psychischen 
oder physischen Leistungsvermögens (z.B. Konzen-
trationsfähigkeit, Muskelkraft) über ein »normales« 
Maß hinaus gesteigert werden. Dabei wird es zuneh-
mend schwieriger, Grenzen zwischen medizinisch 
eindeutig indizierter, medizinisch ebenfalls begründ-
barer (»off-label-use«) und medizinisch nichtindi-
zierter, ggf. missbräuchlicher Verwendung phama-
kologischer und (neuro-)technischer Interventions-
möglichkeiten zu ziehen. Es ist zu erwarten, dass 
die dadurch mögliche individuelle Verbesserung der 
Leistungsfähigkeit zukünftig immer mehr Lebensbe-
reiche durchdringt, ohne dass die Folgen einer sol-
chen Entwicklung hin zu einem »Alltagsenhance-
ment« ausreichend bewusst sind.
Nach wie vor bestehen jedoch große Unsicherheiten 
in Bezug auf viele der wissenschaftlichen und tech-
nischen Möglichkeiten, deren Entwicklungsstand und 
daraus resultierende Zeithorizonte für eine breitere 
Diffusion, mögliche Nebenwirkungen sowie über das 
Ausmaß und die Ausprägung von gesellschaftlichen 
Folgedimensionen. Ziel des Projekts ist eine Bestands-
aufnahme bereits jetzt erkennbarer Tendenzen, eine 
Diskussion der gesellschaftlichen Ursachen und mög-
licherweise betroffene Folgedimensionen sowie eine 
Ableitung zukünftiger Fragestellungen für Politik und 
Gesellschaft. Diese erscheinen äußerst vielfältig und 
betreffen u.a. Aspekte der Sicherheit, des ärztlichen 
Selbstverständnisses, volkswirtschaftlicher Folgedi-
mensionen sowie Verfahrens- bzw. Zuständigkeitsfra-
gen. Für den Bundestag ist dabei eine entscheidende 
Frage, ob und wie eine entsprechende Regulierung 
aussehen könnte.
Die Herausforderung dieses TA-Projekts besteht darin, 
die Vielfalt wissenschaftlicher Entwicklungen, rele-
vanter Technologiefelder und möglicher gesellschaft-
licher Auswirkungen umfassend, aber fokussiert auf 
politisch relevante Fragestellungen zu erfassen, darzu-
stellen und zu analysieren. Hierfür wurde das Projekt 
in zwei Phasen unterteilt, eine Explorations- und eine 
Vertiefungsphase.
Die Explorationsphase dient einer breiter angelegten 
Bestandsaufnahme, der Auswahl von Schwerpunkten 
sowie der Findung des Analysekonzepts für die Vertie-
fungsphase. Erarbeitet werden soll insbesondere, 
was alles unter »pharmakologische und technische  ›
Interventionen«» fallen kann;
PHARMAKOLOGISCHE UND TECHNISCHE INTERVEN-
TIONEN ZUR LEISTUNGSSTEIGERUNG – PERSPEKTIVEN
EINER WEITER VERBREITETEN NUTZUNG IN MEDIZIN
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ein erster Überblick zu vorliegenden empirischen  ›
Daten, wie verbreitet Formen des Enhancements 
bereits heute sind;
eine Sammlung von Einschätzungen zur aktu- ›
ellen und zukünftigen Bedeutung des Phänomens 
»Enhancement« in verschiedenen gesellschaft-
lichen Bereichen, einschließlich einer ersten Dis-
kussion möglicher sozioökonomischer Ursachen 
sowie von Fragen der Abgrenzung und Abgrenz-
barkeit von medizinischer und nichtmedizinischer 
Nutzung neuer Technologien und Medikamente.
Hierfür sollte die mittlerweile beträchtliche Zahl 
kürzlich abgeschlossener und auch laufender Untersu-
chungen zum Thema Enhancement (u.a. durch BMBF 
und EU geförderte Projekte sowie Aktivitäten anderer 
europäischer TA-Einrichtungen) ausgewertet werden, 
wozu die verschiedenen Kurzgutachten einen Beitrag 
liefern sollen.
In der Vertiefungsphase werden dann für ausgewählte 
Verfahren gesellschaftlich relevante Chancen und 
Risiken sowie ethische Fragen untersucht und disku-
tiert (z.B. Gesundheitsrisiken und mögliche negative 
Auswirkungen auf soziale Beziehungen, Veränderung 
des Krankheitsbegriffes, Wettbewerbsvorteile, Vertei-
lungsgerechtigkeit), mit einem speziellen Fokus auf 
Fragen der zukünftigen politischen Meinungsbildung 
über gesellschaftlich erwünschte und unerwünschte 
Tendenzen, des möglichen Regulierungsbedarfes 
sowie der Ausgestaltung rechtlicher Rahmenbedin-
gungen auf nationaler und internationaler Ebene.
STAND DER ARBEITEN
In der Explorationsphase wurden sechs Kurzgutachten ver-
geben.
»FuE« › : Welche (pharmazeutischen) Substan-
zen, (medizintechnischen) Produkte und Verfah-
ren eignen sich für eine Steigerung der individu-
ellen Leistungsfähigkeit (psychisch/mental, die Sin-
neswahrnehmungen betreffend, physisch) bzw. 
Verbesserung oder »Verschönerung« körper-
licher Merkmale (kosmetisch/ästhetisch), und wel-
che Wirkung kann damit erzielt werden? Was ist 
über Nebenwirkungen bekannt? Welche diesbe-
züglichen Forschungs- und Entwicklungsvorha-
ben zeichnen sich für einen Zeitraum von fünf bis 
zehn Jahren ab? Wie sehen eventuell existierende 
Marktpotenzialanalysen aus?
»Empirie« › : In welchen Teilen der Gesellschaft 
sind welche Formen der individuellen Leistungs-
steigerung besonders verbreitet? Wie stellen sich 
Möglichkeiten und Grenzen einer quantitativen 
Erfassung derzeit dar? Welche Daten wären 
nötig, und wie könnten sie erhoben werden? 
»Relevanz« – »Triebkräfte« – »Übergänge und  ›
Grenzen«: Wie sehen verschiedene Disziplinen 
der Sozial-, Geistes- und Kulturwissenschaften 
die angesprochenen Entwicklungen? Was sind 
relevante Trends und Bestimmungsfaktoren des 
Untersuchungsgegenstandes »Enhancement«? 
Welchen Einfluss haben die Zielstellungen 
und Strategien der pharmazeutischen Indus-
trie? Welche Rolle spielen Mediziner, Patienten 
bzw. Nutzer? Was sind die fördernden (und ggf. 
hemmenden) Bedingungen in unterschiedlichen 
Arbeits- und Lebenswelten? Welchen Einfluss 
haben rechtliche Rahmenbedingungen?
Auf der Basis einer Auswertung der Gutachten und 
weiterer Quellen soll im Frühjahr 2009 dann mit 
dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Tech-
nikfolgenabschätzung der Vorschlag für die Schwer-
punktsetzung des Projekts in der Hauptphase disku-
tiert werden.
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Der Ausbau der Stromerzeugung aus regenerativen 
Energien ist ein zentraler Bestandteil der deutschen 
Energie- und Klimapolitik. Der Anteil erneuerbarer 
Energien am Stromverbrauch soll bis zum Jahre 2020 
auf 25 bis 30 % steigen und auch danach kontinu-
ierlich weiter wachsen. Ein Großteil des Ausbaus der 
regenerativen Energien wird auf Basis von Techno-
logien mit fluktuierender Einspeisung erfolgen (v.a. 
Windenergie, aber zunehmend auch solare Stromer-
zeugung). Durch den stark ansteigenden Anteil fluk-
tuierender Einspeisung verändern sich die Anforde-
rungen an die Stromversorgung sowie deren Struktur 
nachdrücklich. Die zentrale Fragestellung dieses Pro-
jekts ist, welchen Beitrag zur Sicherung der Grundlast 
erneuerbare Energien leisten können. 
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Als Grundlast wird diejenige Stromnachfrage bezeich-
net, die im Tagesgang nicht unterschritten wird. Gegen-
wärtig wird die Grundlast vor allem durch Laufwas-
ser-, Kernenergie- sowie Braunkohleanlagen gedeckt. 
In diesem Zusammenhang wird auch über den Bei-
trag nachgedacht, den erneuerbare Energien (über die 
Wasserkraft hinaus) zur Sicherung der Grundlast leis-
ten können. Ein zentraler Begriff in der Diskussion ist 
die sogenannte »gesicherte Leistung«. Sie beschreibt 
den Beitrag, den eine Technologie – konventionell 
oder erneuerbar – mit einer bestimmten Sicherheit zur 
Deckung der Stromnachfrage beitragen kann. 
Während die Windenergie und vor allem die Pho-
tovoltaik (PV) für sich genommen nur eine geringe 
gesicherte Leistung aufweisen, liegt sie bei Biomasse, 
Wasserkraft und Geothermie im Bereich vergleich-
barer Anlagen des konventionellen Energiesystems. 
Werden die verschiedenen regenerativen Stromerzeu-
gungstechnologien als Verbund betrachtet, fällt die 
gesicherte Leistung insgesamt höher aus, weil es z.B. 
zwischen PV und Windenergie zu Ausgleichseffekten 
kommt.
Die gesicherte Leistung allein sagt jedoch nur wenig 
aus über die Frage, wie gut die Stromnachfrage durch 
erneuerbare Energien gedeckt werden kann und wel-
cher Kraftwerkspark zur Deckung der Nachfrage vor-
gehalten werden muss. Insofern muss bei der Betrach-
tung des Beitrags erneuerbarer Energien zur Sicherung 
der Grundlast auch der Lastgang der Nachfrage mit 
einbezogen werden. Aus der Differenz von erneuer-
barer Erzeugung und Nachfrage ergibt sich die Last, 
die durch konventionelle Kraftwerke gedeckt werden 
muss. Führt der Ausbau der erneuerbaren Energien 
hier zu einer Reduktion des notwendigen Einsatzes 
von Grundlastkraftwerken kann von einem Beitrag 
zur Sicherung der Grundlast gesprochen werden. 
STAND DER ARBEITEN
Der Themenkomplex »Grundlast« kann von seinem 
Wesen her nicht isoliert untersucht werden, sondern 
muss eingebettet werden in eine Gesamtbetrachtung 
der Struktur der Stromerzeugung (Kraftwerkspark, 
ökonomische und ökologische Determinanten des 
Kraftwerkseinsatzes, »virtuelle Kraftwerke«, Inves-
titionsentscheidungen etc.) sowie der Nachfrage 
nach Strom (z.B. Lastmanagement, Maßnahmen zur 
Energieeinsparung und rationellen Energieverwen-
dung). Zur Behandlung der daraus resultierenden 
Fragestellungen bedarf es einer Methodik, wel-
che sowohl den kurzfristigen Kraftwerkseinsatz im 
Stundenintervall als auch die langfristigen Investi-
tionsentscheidungen im Energiemarkt abdeckt. Ins-
besondere ist die Betrachtung der Auswirkungen ver-
schiedener Szenarien künftiger Investitionspfade im 
Bereich der erneuerbaren Energien auf den Strom-
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markt und der kurzfristige Kraftwerkseinsatz von 
Bedeutung. 
Zur Strukturierung des Feldes wurden verschiedene 
konzeptionelle Arbeiten durchgeführt, die in der öffent-
lichen Ausschreibung eines Gutachtens mündeten. 
Insgesamt sind folgende Arbeitsschritte geplant:
Zusammenstellung und vergleichende Analyse  ›
der Ergebnisse bisheriger wissenschaftlicher For-
schung;
modellgestützte Analysen zur Entwicklung der  ›
Stromnachfrage und der Bedarfsdeckung im beste-
henden und zukünftigen Stromversorgungssystem;
Untersuchung des gegenwärtigen bzw. zu erwar- ›
tenden Beitrags der regenerativen Energien zur 
Sicherung der Grundlast in der Stromversorgung;
Analyse der verbesserten Systemintegration durch  ›
Investitionen im Bereich der erneuerbaren Ener-
gien, des Netzausbaus, der Speichertechnologien 
und im übrigen Stromsektor;
Ableitung von Anforderungen für das zukünftige  ›
Stromversorgungssystem;
Identifizierung von Optionen, wie bei ambitionier- ›
ten Ausbauzielen für erneuerbare Energieträger 
die Deckung der Grundlast sichergestellt werden 
kann.
Nach der Auswahl der Gutachter haben zwischen-
zeitlich die Arbeiten an dem Gutachten begonnen. 
Parallel dazu werden zurzeit vom Fraunhofer ISI 
modellgestützte Analysen zum Ausbau erneuer-
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Für eine wachsende Einbindung von Patientinnen 
und Patienten in die Gesundheitsversorgung besteht 
bereits heute medizinischer Bedarf, der sich zukünf-
tig wahrscheinlich verstärken wird. Technikvisio nen 
deuten darauf hin, dass aus der Zusammenführung 
dieses Trends mit Erkenntnissen der Lebenswissen-
schaften in etwa 20 Jahren eine »individualisierte 
Gesundheitsversorgung« entstehen könnte: Medi-
zinischen Leistungen, die spezifischer als bisher an 
das Individuum angepasst werden können, wird ein 
Potenzial zugeschrieben, sodass anspruchsvollere 
Qualitäts- und Kostenziele in der Gesundheitsver-
sorgung erreichbar wären. Eine solche individua-
lisierte Medizin könnte alle Stufen der Leistungs-
erbringung – von der Prävention über (Früh-)Dia-
gnostik bis zu Therapie und Nachsorgemonitoring 
– durchdringen. Sie stützt sich auf so unterschied-
liche wissenschaftlich-technische Entwicklungen 
wie Genomanalysen, Nanomedizin, autologe Zell-
therapien, molekulares Imaging, Nutrigenomik 
oder die Ermittlung patientenspezifischer Protein-
expressionsmuster.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Der Ausschuss für Bildung, Forschung und Technik-
folgenabschätzung hat einen Zukunftsreport zur noch 
ganz überwiegend im Stadium der Forschung und Ent-
wicklung befindlichen Thematik in Auftrag gegeben. 
Bereits in der Frühphase der forschungs- und gesund-
heitspolitischen Diskussion über die Zukunftsoption 
sollte analysiert werden,
welche Entwicklungslinien in den Lebenswissen- ›
schaften zu einer individualisierten Medizin beitra-
gen können, 
wie der aktuelle Stand von Wissenschaft und Tech- ›
nik und die möglichen künftigen Entwicklungen 
einzuschätzen sind,
welche Implikationen sich für die Technikentwick- ›
lung und die Einbettung dieser Techniken in das 
zukünftige Gesundheitssystem ergeben, wenn sie 
einen Beitrag zu einer individualisierten Medizin 
leisten sollen und
welche Implikationen sich aus einer individuali- ›
sierten Medizin für die medizinische Versorgung, 




Die individualisierte Medizin beruht wesentlich dar-
auf, dass Patientenpopulationen – über den bisherigen 
Status quo hinausgehend – in klinisch relevante Unter-
gruppen (sog. Strata) eingeteilt werden, z.B. in Grup-
pen mit erhöhtem Erkrankungsrisiko oder in Gruppen 
mit besonders gutem Ansprechen auf eine bestimmte 
Therapie, und diesen Strata dann eine gruppenspezifi-
sche Intervention angeboten wird. Leitend ist dabei die 
Annahme, dass Diagnosen, Ermittlungen des Erkran-
kungsrisikos und Interventionen umso zielgenauer sein 
können, je mehr bzw. je spezifischere Kriterien zur 
Gruppeneinteilung herangezogen werden. Für diese 
Unterteilung werden in der individualisierten Medizin 
neue und spezifischere Biomarker auf der Ebene des 
Genoms, des Transkriptoms, des Proteoms, des Meta-
boloms sowie der Morphologie und Zellbiologie heran-
gezogen, die vor allem aus der Genom- und Postgenom-
forschung und molekularen Medizin hervorgehen. Vor-
INDIVIDUALISIERTE MEDIZIN UND
GESUNDHEITSSYSTEM 1.
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aussetzung hierfür sind Detektions- und Messverfahren 
für diese Biomarker, wie z.B. Genchips oder hochauflö-
sende und hochspezifische bildgebende Verfahren.
Zwar wird durch den Begriff der individualisierten 
Medizin suggeriert, dass diese Stratifizierung in Teil-
populationen bis hin zu Einzelpersonen geführt wird. 
Aus Gründen der Wirtschaftlichkeit, der Praktikabili-
tät und des Nutzens ist dies jedoch nicht zu erwarten, 
sodass der Begriff einer »stratifizierten Medizin« bes-
ser zuträfe.
STAND UND PERSPEKTIVEN DER FORSCHUNG 
– ANALYSE INDIVIDUELLER GENOME WEIT 
FORTGESCHRITTEN
Zurzeit liegt der Schwerpunkt der Forschungsaktivitä-
ten und der Technologieentwicklung auf der Identifi-
zierung und Charakterisierung neuer krankheitsasso-
ziierter Biomarker und Techniken zu ihrer Messung. 
Genetische und genomische Biomarker wurden bislang 
am intensivsten untersucht, sodass dort die Entwick-
lung am weitesten fortgeschritten ist. Da die genetische 
Ausstattung jedes Menschen einzigartig, individuell 
und unverwechselbar ist, können alle genombasierten 
Verfahren zur Stratifizierung von Patientenpopulatio-
nen anhand ausgewählter krankheitsrelevanter Gene 
als Teil der individualisierten Medizin aufgefasst wer-
den. Für diese genombasierte individualisierte Medizin 
kann an Diskurse angeknüpft werden, die im Kontext 
der prädiktiven Gendiagnostik und der Gendiagnos-
tik multifaktorieller Krankheiten schon seit Längerem 
geführt werden.
Genombasierte Tests können als »Vorreiterprodukte« 
einer individualisierten Medizin bezeichnet werden: 
Seit Kurzem bieten weltweit einige Dutzend Firmen 
– meist über das Internet – spezielle Untersuchungen 
des Erbguts für Privatpersonen für wenige Hundert 
Euro an. Diese Tests sollen Aufschluss darüber geben, 
ob die betreffende Person ein erhöhtes Erkrankungsri-
siko für häufig vorkommende Zivilisationskrankhei-
ten wie z.B. Diabetes oder Krebs aufweist. Experten 
sind sich jedoch einig, dass der medizinische Nutzen 
von reinen Erbgutanalysen unter Ausblendung ande-
rer Einflussfaktoren die medizinische Entscheidungs-
findung in den allermeisten Fällen nicht maßgeblich 
verbessern wird. 
Daher besteht die Herausforderung über das Genom 
hinausgehende Biomarker auf Transkriptom-, Pro-
teom- und Metabolomebene mit ihren jeweiligen Funk-
tionen und Interaktionen verstärkt zu erforschen. Dar-
über hinaus müssten die zurzeit jeweils messtechnisch 
bedingten, biomarkerklassenspezifischen Wissensbe-
stände mithilfe der Systembiologie, spezieller Analyse- 
und Auswertungssoftware und geeigneter Datenban-
ken zu einem Gesamtbild zusammengeführt werden. 
Auf diese Weise könnte in den kommenden 20 Jah-
ren die Technologie- und Wissensbasis für eine indivi-
dualisierte Medizin geschaffen werden. Sie würde ein 
umfassenderes Verständnis der Entstehung und des 
Verlaufs von Krankheiten auf molekularer Ebene, die 
Aufklärung von Gen-Umwelt- und Gen-Ernährungs-
Interaktionen sowie ein umfassenderes Verständnis 
der Determinanten von gesundheitsförderndem Ver-
halten bzw. Ernährungsverhalten ermöglichen.
Allerdings ist die Nutzung dieser prognostizierten 
Technologie- und Wissensbasis für eine individuali-
sierte Medizin nur eine von mehreren Anwendungs-
möglichkeiten: Zurzeit dominieren der Erkenntnis-
gewinn über die den jeweiligen Krankheiten zugrun-
deliegenden biologischen und molekularen Prozesse, 
das Generieren neuer Hypothesen für die weitere 
Forschung, die konzeptionelle Erweiterung der For-
schungsansätze und die Bereitstellung von Forschungs-
ressourcen für weiterführende Arbeiten. Außerdem 
wenden forschende Pharmaunternehmen die Erkennt-
nisse vor allem mit dem Ziel an, auf diese Weise die 
Effizienz ihrer pharmazeutischen Forschung und Ent-
wicklung zu steigern, ohne jedoch eine Überführung 
in die klinische Anwendung im Sinne einer Individua-
lisierung bereits systematisch anzustreben. Eine indi-
vidualisierte Medizin wird sich somit nicht »automa-
tisch« aus einer Zunahme entsprechender Technolo-
gie- und Wissensbestände ergeben. Vielmehr müssten 
explizit Anreize geschaffen werden, dass ressourcen-
starke Akteure strategische Schwerpunkte setzen und 
auch tragfähige Geschäftsmodelle entwickeln.
EINFÜHRUNG IN DIE MEDIZINISCHE 
VERSORGUNG
Das Beispiel der genombasierten Tests zeigt aber auch, 
dass in der individualisierten Medizin die Gefahr 
besteht, dass Tests direkt nach der Identifizierung 
potenziell krankheitsrelevanter Biomarker Patientin-
nen und Patienten angeboten werden. Dies erfolgt 
bereits zu einem Zeitpunkt, zu dem die absolut not-
wendigen, zeit- und ressourcenaufwendigen Untersu-
chungen zur Bestimmung der klinischen Validität und 
des klinischen Nutzens noch nicht erfolgt sind. Diese 
Untersuchungen sind bisher keine Voraussetzung für 
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die Zulassung entsprechender Testverfahren. Deshalb 
können in breiterem Umfang genetische Tests mit 
fragwürdigem oder unklarem medizinischem Nutzen 
angeboten werden. Dies kann weitreichende, nichtin-
tendierte Folgen haben (z.B. Irreführung der Patien-
tinnen und Patienten; körperliche, psychische und 
finanzielle Belastungen durch falsch-positive oder 
falsch-negative Ergebnisse; Auslösen von Zusatzun-
tersuchungen). Insgesamt könnte dies zu einer Fehlal-
lokation der Ressourcen bei Patienten, in der Gesund-
heitsversorgung und bei Kostenträgern führen, ohne 
dass dies mit einem entsprechenden Zugewinn an 
Gesundheit und Lebensqualität verbunden wäre.
Für die künftige Entwicklung der individualisierten 
Medizin und die Ausschöpfung ihrer Nutzenpoten-
ziale ist es deshalb von entscheidender Bedeutung, nur 
ausreichend validierte Verfahren in die medizinische 
Versorgung einzuführen, sodass diese tatsächlich ver-
bessert werden kann. Um dies zu erreichen, gibt es 
Handlungsbedarf in verschiedenen Feldern:
Bei der künftigen Schwerpunktsetzung von For- ›
schungsprogrammen sollte geprüft werden, wie 
eine Ausweitung der Wissensbasis über genomische 
Krankheitsfaktoren hinaus erfolgen kann, z.B. 
indem auch Gen-Umwelt-Interaktionen einbezogen 
und die Möglichkeiten zur Erfassung von Umwelt-
faktoren und Expositionen verbessert werden.
Für die klinische Validierung von Biomarkern ist  ›
es erforderlich, Kapazitäten für entsprechende 
Forschungsarbeiten und Bewertungsprozesse aus-
zubauen und diese Bewertungen auch mit gesund-
heitspolitischen Entscheidungen zu verzahnen. 
Hierfür muss auch der Diskurs darüber fortge-
führt werden, welches Maß der Validität z.B. für 
eine Marktzulassung oder eine Kostenerstattungs-
entscheidung notwendig und ausreichend ist, und 
welche Akteure diese Nachweise erbringen müssen.
Eine Option stellt die Anpassung der In-vitro-
Diagnostika-Richtlinie in der Weise dar, dass die 
klinische Validität für bestimmte Testverfahren 
nachgewiesen werden muss, um überhaupt die 
Zulassung zu erhalten.
Darüber hinaus ist für die Einführung innovati- ›
ver Verfahren in die Gesundheitsversorgung noch 
Kreativität von Forschung, Krankenkassen, Leis-
tungserbringern und Gesundheitspolitik gefordert. 
Neben der sukzessiven Anwendungsausweitung 
von Tests parallel zum wachsenden Wissen über 
die Validität und den Nutzen gilt es auch neue For-
men zu erproben, wie Innovationen schrittweise 
und kontrolliert in die Versorgung eingeführt wer-
den können.
KENNTNIS DES INDIVIDUELLEN 
ERKRANKUNGSRISIKOS ALS BASIS
BESSERER VORSORGE?
Eine Besonderheit der individualisierten Medizin 
besteht darin, dass sie in besonderer Weise die Vor-
sorge durch den Einzelnen betont: Im Kontext der 
individualisierten Medizin wird immer wieder die 
Vorstellung vorgetragen, dass mithilfe geeigneter Bio-
marker individuelle Risikoprofile erstellt werden kön-
nen. In Kenntnis dieser Risikoprofile würden Betrof-
fene selbstbestimmt vorsorgende Maßnahmen zur 
Gesunderhaltung ergreifen, z.B. durch eine Änderung 
der Lebensführung hin zu einem gesünderen Lebens-
stil oder die Wahrnehmung von engmaschigeren Früh-
erkennungsuntersuchungen. Die Analyse im Rahmen 
des Zukunftsreports ergab, dass diese Vorstellung im 
Hinblick auf den Nutzen von Biomarkern für eine bes-
sere Vorsorge differenzierter betrachtet werden sollte.
Einmal reicht die wissenschaftliche Basis noch nicht 
aus, um eine Einschätzung des individuellen Erkran-
kungsrisikos mit höherer Treffsicherheit als bisher zu 
ermöglichen. Außerdem ist das Wissen lückenhaft, 
welche Vorsorge- und Präventionsmaßnahmen bezo-
gen auf die individuelle Disposition wirksam sind. 
Und schließlich wird – unreflektiert und oft fälsch-
licherweise – impliziert, dass eine Beeinflussung der 
Risikofaktoren im Einflussbereich des Einzelnen läge. 
Jedoch muss die Frage nach Verhaltens- und Verhält-
nisprävention stets sorgfältig geprüft werden.
Bislang ist wenig erforscht inwieweit einzelne Perso-
nen überhaupt bereit wären, ihr individuelles Erkran-
kungsrisiko ermitteln zu lassen. Zudem wäre ein 
hohes Maß an Gesundheitskompetenz bei diesen Per-
sonen erforderlich, um das Testergebnis in ein – aus 
medizinischer und gesundheitspolitischer Perspektive 
– »sinnvolles« und angemessenes gesundheitsbezoge-
nes Handeln umzusetzen. 
Bildungsnähere und einkommensstärkere Personen 
werden wahrscheinlich in absehbarer Zeit zu einer 
bevorzugten Zielgruppe entsprechender medizinischer 
Leistungsangebote werden. Umgekehrt wird es für 
Menschen aus bildungsfernen und materiell schwäche-
ren Milieus schwierig sein, Zugang zur individualisier-
ten Medizin zu erlangen. Durch zielgruppenspezifische 
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Höchstens punktuell wurde bisher untersucht, wie 
Risikopersonen mit prognostischen Tests zur Bestim-
mung des Erkrankungsrisikos und deren Ergebnissen 
umgehen. Daher besteht dringender Bedarf, durch 
entsprechende sozialwissenschaftliche Forschung das 
Wissen über künftig mögliches Adressaten- und Nut-
zerverhalten zu erweitern. Präferenzen und Verhal-
ten dieser Zielgruppe sollten bei der Gestaltung der 
Technik und der Rahmenbedingungen ihres Einsatzes 
berücksichtigt werden. 
WELCHE MEDIZIN EMPFINDEN PATIENTINNEN 
UND PATIENTEN ALS INDIVIDUELL?
Der Begriff »individualisierte Medizin« weckt die 
Erwartung, dass hier Patientinnen und Patienten 
in besonderer Weise in den Mittelpunkt gestellt 
und ihrer individuellen Gesundheitssituation sowie 
ihren Präferenzen Rechnung getragen wird. Die von 
Krankheit konkret Betroffenen erwarten und erhof-
fen Unterstützung bei der Bewältigung des Krank-
heitsgeschehens über die rein medizinische Behand-
lung hinaus – auch vom ärztlichen Personal. Von 
Kranken wird deshalb häufig gerade eine Medizin als 
»individuell« empfunden, die in besonderem Maße 
die seelische Dimension und die Frage, wie mit der 
Krankheit weitergelebt werden kann, im Arzt-Pa-
tient-Verhältnis thematisiert und daraus Handlungs-
optionen gemeinsam entwickelt. 
Die individualisierte Medizin, wie sie aus der mole-
kularbiologischen Forschung hervorgeht, stellt jedoch 
Optionen zur Krankheitsbewältigung bereit, die 
befund- und krankheitsprozessorientiert sind – die see-
lische Dimension also nicht berücksichtigen. Vielmehr 
sind gerade bei schweren Erkrankungen mit denjeni-
gen Verfahren der individualisierten Medizin, die prä-
diktiv-probabilistische Informationen liefern, sogar 
besondere psychische Belastungen verbunden. Zudem 
muss die schwierige Aufgabe gelöst werden, die Test-
ergebnisse zu interpretieren und in Alltagshandeln 
umzusetzen. Dies weist auf die Notwendigkeit hin, die 
Leistungserbringung in der individualisierten Medizin 
in Kontexte einzubetten, die im Bedarfsfall den Betrof-
fenen durch »sprechende Therapie« und psychoso-
ziale Unterstützung Hilfestellung leisten.
AKZENTVERSCHIEBUNGEN IM 
GESELLSCHAFTLICHEN DISKURS
Im aktuellen gesundheitspolitischen Diskurs wird dem 
Einzelnen – aus verschiedenen Gründen – zunehmend 
mehr Verantwortung für seine Gesundheit zugebil-
ligt, zugleich aber auch übertragen. Dennoch dür-
fen Personen im Erkrankungsfall auf die Solidarität 
der Gesunden zählen, ohne ihnen gegenüber rechen-
schaftspflichtig zu sein. Im Kontext der individuali-
sierten Medizin werden jedoch häufig Argumenta-
tionsmuster gewählt, die in der Tendenz darauf hin-
auslaufen, dass Risikopersonen oder Erkrankte sich 
Dritten gegenüber für ihr Gesundheitsverhalten recht-
fertigen müssen bzw. von Dritten – moralisch, finan-
ziell, durch Anreize – in die Pflicht genommen wer-
den, ein bestimmtes Gesundheitsverhalten zu zeigen. 
In den gesundheitspolitischen Diskussionen der jün-
geren Vergangenheit gab es immer wieder kontro-
verse Debatten zu der Frage, wie weit die Inpflicht-
nahme des Einzelnen durch die Solidargemeinschaft 
gehen darf und welches Maß an Gesundheitsverhal-
ten und Eigenbeitrag die Solidargemeinschaft vom 
Einzelnen einfordern darf. Diese Debatte wird auch 
in Zukunft gerade im Kontext der individualisierten 
Medizin weiter zu führen sein. Hier besteht die Her-
ausforderung zu klären, ob und wie individualisierte 
Medizin legitimiert werden kann und welche wirk-
samen und ethisch angemessenen Wege beschritten 
werden können.
PUBLIKATION
Individualisierte Medizin und Gesundheitssystem 
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Der Begriff »Ubiquitäres Computing« (UbiComp) 
bezeichnet die Vision der Allgegenwärtigkeit von 
kleinsten, miteinander drahtlos vernetzten Compu-
tern. Entscheidend ist dabei, dass sie unsichtbar in 
beliebige Alltagsgegenstände eingebaut oder an diese 
angeheftet werden können. Damit wird die Möglich-
keit geschaffen, mithilfe von Sensoren die Umwelt 
eines Gegenstands zu erfassen. Diese mit Informations-
verarbeitungs- und Kommunikationsfähigkeiten aus-
gestatteten Gegenstände werden in die Lage versetzt 
zu »wissen«, wo sie sich befinden, welche anderen 
Gegenstände in der Nähe sind und was in der Vergan-
genheit mit ihnen geschah. 
Aus der Perspektive des Nutzers stellt diese technische 
Vision einen Paradigmenwechsel dar. Statt der her-
kömmlichen Mensch-Maschine-Interfaces sollen weit-
gehend autonome computergestützte Dienste zur Ver-
fügung stehen, die sich im Hintergrund agierend auf 
die Bedürfnisse des Nutzers einstellen und diesen bei 
einer Vielzahl von Aufgaben und Tätigkeiten selbst-
tätig unterstützen. Die potenziellen Anwendungsbe-
reiche beschränken sich dabei nicht nur auf das Private, 
sondern sind in nahezu allen Branchen, Arbeits- und 
Geschäftsfeldern in einer Fülle von Funktionsausprä-
gungen denkbar. 
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Beispiele für die Anwendungsbereiche des ubiqui-
tären Computings sind Handel, Produktion und 
Logistik, Verkehr (sowohl öffentlicher als auch 
individueller), Gesundheit etc. Das Potenzial vie-
ler gegenwartsnaher Anwendungen basiert auf der 
Möglichkeit zur »intelligenten« Kennzeichnung von 
Gegenständen. Vor allem im Bereich Logistik und 
Handel werden die bisher mit Barcodes markierten 
Waren zunehmend mit Radiofrequenz-Identifika-
tions-Etiketten (RFID) ausgestattet, auf denen wei-
ter gehende Informationen gespeichert und draht-
los abgefragt werden können. Mit der intensivierten 
Vernetzung von Objekten, Sensoren, Steuerungs-
elementen und Datenbanken ist indessen nicht nur 
eine massive Erhöhung der im Umlauf befindlichen 
Datenmengen verbunden. Zunehmend werden die 
mithilfe verschiedener Technologien (Biometrie, 
RFID, internetbasierte Informations- und Filterpro-
gramme) erfassten Datenbestände vieler Einzelan-
wendungen miteinander verknüpft und intelligent 
ausgewertet. 
Zur Vision einer weitgehenden Vernetzung des All-
tags sind mittlerweile zahlreiche Studien vorgelegt 
worden. Zunehmend werden auch Studien publi-
ziert, die sich insbesondere zu Fragen des Daten- 
und Verbraucherschutzes sowie zu den soziokultu-
rellen Wirkungen des Einsatzes von RFID kritisch 
äußern. Auf europäischer und nationaler Ebene 
wurden verschiedene Projekte gestartet, die sich 
der Thematik widmen. In der Wirtschaft wurden 
Initiativen gestartet, die dazu beitragen sollen, das 
Potenzial funkbasierter Vernetzungstechnologien 
in konkreten Demonstrationsprojekten zu erschlie-
ßen.
Das Spektrum der Studien und Initiativen sowie 
des Engagements unterschiedlicher Akteure unter-
streicht die hohe Relevanz des Themas für Wirt-
schaft, Gesellschaft und Politik angesichts vielfäl-
tig offener technischer, juristischer, sicherheits-, 
umwelt- und gesellschaftspolitischer Fragen. Aus 
nationaler Perspektive besteht Bedarf an einer sach-
bezogenen Bestandsaufnahme der technologischen 
Entwicklungslinien des ubiquitären Computings. 
Diese Bestandsaufnahme ist eine Voraussetzung, um 
die möglichen forschungspolitischen Optionen zur 
Weiterentwicklung herausarbeiten zu können. Eine 
sachgerechte Information von Entscheidungsträ-
gern aus Politik und weiteren Bereichen über aktu-
elle und potenzielle Entwicklungen könnte zudem 
dazu beitragen, die kultur- und gesellschaftspoli-
tische Debatte frühzeitig zu begleiten und die tech-
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Ziel dieses Zukunftsreports ist es,
die für ubiquitäres Computing relevanten Ent- ›
wicklungsperspektiven der IuK-Technologien zu 
beschreiben, 
Entwicklungspotenziale in wichtigen Anwendungs- ›
bereichen aufzuzeigen, 
Bedingungen für die Realisierung dieser Entwick- ›
lungspotenziale (z.B. Standardisierung, Regulie-
rung, Forschungsförderung) herauszustellen, 
darauf aufbauend zu untersuchen, wo mit Blick auf  ›
Chancen und unerwünschte Effekte Handlungs-
bedarf besteht.
STAND DER ARBEITEN
Die Bearbeitung des Themas erfolgte in vier thema-
tischen Blöcken:
Erarbeitung eines Gesamtüberblicks über aktu- ›
elle und zukünftig absehbare Technologieentwick-
lungen, die zur Realisierung des ubiquitären Com-
putings beitragen. Auf diese Weise wird aufgezeigt, 
welche der in Zukunftsvisionen diskutierten Funk-
tionen und Dienste schon heute möglich sind, wo 
Lösungen in näherer Zukunft absehbar sind und 
wo noch Forschungs- und Entwicklungsbedarf 
besteht;
Betrachtung von ausgewählten Anwendungsbe- ›
reichen des ubiquitären Computings und deren 
wirtschaftlicher und gesellschaftlicher Bedeu-
tung sowie fördernder und hemmender Faktoren. 
Damit wird der Tatsache Rechnung getragen, dass 
die Rahmenbedingungen des ubiquitären Compu-
tings in verschiedenen Anwendungen und Bran-
chen höchst unterschiedlich sind; 
Analyse von potenziell problematischen Aspekten  ›
des ubiquitären Computings, beispielsweise daten-
schutz- oder verbraucherschutzrelevante Implika-
tionen sowie deren Wahrnehmung in der Öffent-
lichkeit;
internationale Einordnung des Stellenwerts von  ›
ubiquitären Computing in der Forschungspolitik 
unterschiedlicher Länder. 
In diesem Rahmen wurden bislang umfangreiche 
Literatur- und Dokumentenanalysen, ein Fachge-
spräch mit Experten sowie Interviews bzw. Fallstu-
dien von Vorreiterunternehmen durchgeführt. Für 
die Betrachtung der in der Öffentlichkeit diskutier-
ten Ängste und Hoffnungen wurde die Berichterstat-
tung der wichtigsten deutschen Printmedien systema-
tisch analysiert.
Die Analysen ergaben, dass das ubiquitäre Com-
puting für Deutschland mittel- bis langfristig ein 
erhebliches wirtschaftliches und gesellschaftliches 
Nutzenpotenzial aufweist. Bereits heute haben deut-
sche Unternehmen eine Vorreiterrolle bei der Ein-
führung von Anwendungen auf Basis der Radio-
frequenz-Identifikation, die dazu genutzt werden, 
Unternehmens prozesse schneller, zuverlässiger und 
effizienter zu gestalten. Mit weiteren Fortschritten 
bei der technischen Entwicklung bieten sich darüber 
hinaus künftig Möglichkeiten zur Schaffung neuer 
Dienstleistungen. Die Analyse zeigt aber auch, dass 
ubiquitäres Computing in den verschiedenen Ein-
satzbereichen sehr unterschiedliche Herausforde-
rungen stellt.
Auf Ebene der Technik existiert demnach noch eine 
ganze Reihe von ungelösten Problemen, die einer 
breiten Nutzung des ubiquitären Computings ent-
gegenstehen. Dazu gehören vor allem die Schaffung 
international einheitlicher Standards bei Frequen-
zen, Architekturen und Datenformaten. Zudem lässt 
sich Forschungs- und Entwicklungsbedarf vor allem 
im Bereich der Sicherheit, bei Verfahren der Mensch-
Technik-Interaktion (Benutzbarkeit, Konfigurierbar-
keit) sowie bei Aspekten der Umweltverträglichkeit 
(Materialbedarf, Entsorgung) feststellen. Dazu gehö-
ren zunächst Fragen der Wirtschaftlichkeit, die insbe-
sondere durch heute kaum abschätzbare Kosten für 
die Systemintegration und Reorganisation von Prozes-
sen sowie für den Aufbau einer leistungsfähigen Infra-
struktur bestimmt werden. Darüber hinaus wird die 
Nutzung des ubiquitären Computings zur erheblichen 
Veränderungen von Arbeitsplätzen und Tätigkeitsin-
halten führen.
Die Verfügbarkeit von detaillierten Informationen, 
die beim ubiquitären Computing über die Nutzer 
gesammelt werden, ermöglichen auch völlig neue 
Formen des Wirtschaftens. Sie bietet beispielsweise 
sehr viel individuellere Angebote, die auf Interes-
sen, Nutzungsintensitäten etc. angepasst sind. Dazu 
gehören u.a. Möglichkeiten zur Ermittlung dyna-
mischer Preise, über die beispielsweise »gute« Kun-
den an ein Unternehmen gebunden werden können, 
aber auch maßgeschneiderte Zuschläge für risiko-
bereite Versicherungsnehmer. Damit verbunden ist 
die Frage nach der Herstellung eines neuen Gleich-
gewichts zwischen den Rechten von Betreibern 
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und Nutzern von UbiComp-Diensten, um auch in 
Zukunft Diskriminierung zu verhindern und eine 
gerechte Teilhabe an wichtigen Bereichen des täg-
lichen Lebens sicherzustellen. Mit solchen Informa-
tionssammlungen und individuellen Diensten stellt 
sich auch die – in der Presse viel diskutierte – Frage 
nach der Angemessenheit des deutschen Daten-
schutzrechts. Die Analyse zeigt, dass es hier Hand-
lungsbedarf gibt, um die derzeitige Rechtssituation 
an die Herausforderungen des ubiquitären Compu-
tings anzupassen. 
Schließlich zeigt sich, dass eine umfassende Informa-
tisierung, wie sie vom ubiquitären Computing ange-
strebt wird, weitere soziale bzw. psychologische Fra-
gen aufwirft. Dazu gehören die Zurechenbarkeit von 
Handlungen, Verantwortung und Haftung in komp-
lexen Systemen mit teilweise automatisierten Entschei-
dungen, aber auch Ängste vor dem Verlust der Kon-
trolle über die Technik, der Abhängigkeit von bzw. 
Unentziehbarkeit vor einer allgegenwärtigen Technik 
sowie die Frage nach einem gesellschaftlich vertret-
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Medizintechnik fällt in den Zuständigkeitsbereich 
sowohl der Gesundheits-, Forschungs- und Wirt-
schaftspolitik. Dabei besteht die innovationspoli-
tische Herausforderung darin, die teilweise synergis-
tischen, teilweise aber auch divergierenden Zielset-
zungen, Maßnahmen und Instrumente der jeweiligen 
Politikfelder so aufeinander abzustimmen, dass güns-
tige Rahmenbedingungen für die Entwicklung und 
klinische Anwendung von medizintechnischen Inno-
vationen geschaffen werden, die eine qualitativ hoch-
wertige und zugleich kosteneffiziente Gesundheits-
versorgung gewährleisten und außerdem einen posi-
tiven Beitrag zur wirtschaftlichen Entwicklung leisten. 
Schnittstellenprobleme zwischen verschiedenen Poli-
tikfeldern ergeben sich zum einen in der zeitlichen 
Koordination, zum anderen aber auch bei der Prio-
risierung von Zielen und der Auflösung von Zielkon-
flikten.
Aus aktuellen Studien zur Medizintechnik in Deutsch-
land gibt es Hinweise, dass durch eine adäquate 
Gestaltung der Schnittstellen zwischen Forschungs-, 
Gesundheits- und Wirtschaftspolitik Beiträge zur 
Überwindung bestehender Hemmnisse und Heraus-
forderungen in der Medizintechnik geleistet werden 
könnten. Aufgrund der großen Bedeutung der Medi-
zintechnik sowie der Herausforderung an eine förder-
liche Gestaltung der Rahmenbedingungen wird im 
Auftrag des Ausschusses für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung ein Politik-Benchmarking 
durchgeführt.
ZIEL DER UNTERSUCHUNG UND 
VORGEHENSWEISE
Ziel dieser Studie ist es, mit Blick auf die Medizin-
technik an den Schnittstellen zwischen Forschungs-, 
Gesundheits- und Wirtschaftspolitik zu analysieren,
welche Anforderungen sich an die Forschungspo- ›
litik für die Medizintechnik aus gesundheits- und 
wirtschaftspolitischen Zielsetzungen und Strate-
gien ergeben, inwieweit diese synergistisch, kom-
plementär oder konfligierend sind, 
durch welche Mechanismen, Prozeduren und Instru- ›
mente dieser Situation in der Praxis Rechnung ge-
tragen werden könnte bzw. getragen wird, um 
Zielkonflikte aufzulösen und Synergien zu nutzen,
welche »Good-Practice«-Beispiele für erfolgreiche  ›
Medizintechnikförderung in ausgewählten Refe-
renzländern existieren, diese zu charakterisieren 
und zu überprüfen, inwieweit sie auf die Verhält-
nisse in Deutschland übertragbar sind und somit 
als Vorbilder dienen können, 
welche Handlungsoptionen sich auf dieser Basis in  ›
Bezug auf Prozeduren, Prozesse und Instrumente 
für eine erfolgreiche Innovationspolitik aus for-
schungspolitischer Sicht in der Medizintechnik in 
Deutschland eröffnen.
Dazu wird der Fokus auf die Politik zur Bereitstellung 
der Wissensbasis für medizintechnische Innovationen 
gerichtet.
Die Untersuchung umfasst folgende Arbeitsschritte:
Zunächst wird eine Stärken-Schwächen-Analyse der 
Situation der Medizintechnik(branche) in der Bundesre-
publik Deutschland durchgeführt, insbesondere um jene 
kritischen Bereiche zu identifizieren, für die Lösungs-
vorschläge zu entwickeln sind. Dieser Arbeitsschritt 
liefert zudem wichtige Anhaltspunkte für die pro-
blemorientierte Auswahl von thematischen Bereichen, 
die einer vertieften Betrachtung unterzogen werden.
Auswahl und Konzeption der Vertiefungsstudien 
orien tieren sich vorwiegend an den wichtigsten Pha-
MEDIZINTECHNISCHE INNOVATIONEN – HERAUSFOR-
DERUNGEN FÜR FORSCHUNGS-, GESUNDHEITS- UND 
WIRTSCHAFTSPOLITIK (POLITIK-BENCHMARKING) 3.
DR. RALF LINDNER, FHG-ISI
PROJEKTDATEN
THEMENINITIATIVE Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung
PROJEKTSTART April 2007
ABSCHLUSSBERICHT geplant April 2009
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sen der Wertschöpfungskette, die Medizinprodukte 
typischerweise durchlaufen, und an den in der Stär-
ken-Schwächen-Analyse identifizierten Problemlagen.
Auf der Grundlage der in den Vertiefungsstudien 
gewonnenen Erkenntnisse werden schließlich Hand-
lungsoptionen in Bezug auf Strategien, Prozesse und 
Instrumente für eine koordinierte Innovationspoli-
tik für die Medizintechnik aus forschungspolitischer 
Sicht entwickelt.
STAND DER ARBEITEN
Zu Beginn der Untersuchung wurde eine erste explora-
tive Feldphase durchgeführt, in deren Rahmen Exper-
tengespräche insbesondere mit Vertretern der für die 
Medizintechnik relevanten Ministerien, FuE-Akteuren 
und Anwendern geführt wurden. Parallel dazu wurde 
eine Stärken-Schwächen-Analyse der Medizintechnik 
in Deutschland auf der Basis bestehender Studien und 
der Untersuchung ausgewählter Indikatoren erarbeitet.
Basierend auf den in diesen beiden Arbeitsschritten
gewonnenen Erkenntnissen wurde die Konkretisierung 
der Vertiefungsbereiche und deren konzeptionelle Aus-
gestaltung vorgenommen. Folgende drei Bereiche wur-
den ausgewählt:
Forschungs- und innovationspolitische Strategie- ›
entwicklung in internationaler Perspektive: In 
diesem Vertiefungsbereich werden die Ausgestal-
tungsprozesse der nationalen Förderstrategien im 
Bereich der Medizintechnik in zwei europäischen 
Ländern analysiert. Ausgewählt wurden Groß-
britannien und die Schweiz, da beide Länder eine 
sehr erfolgreiche Medizintechnikbranche haben, 
zugleich aber sehr unterschiedliche forschungspo-
litische Ansätze verfolgen. Zielsetzung der verglei-
chenden Betrachtung war, »Good-Practice«-Bei-
spiele hinsichtlich der Einbindung und Integration 
unterschiedlicher Akteure sowie der Entwicklung 
von forschungspolitischen Leitbildern und Priori-
täten zu identifizieren, die auch auf die Situation in 
Deutschland übertragen werden können.
Berücksichtigung der Regulierungs- und Zulas- ›
sungsanforderungen für Medizinprodukte in der 
Forschungspolitik: Die Regulierung und Überwa-
chung des Zulassungsverfahrens für Medizinpro-
dukte (Medizinprodukterecht) in Deutschland fällt 
bekanntlich in die Zuständigkeit des Bundesminis-
teriums für Gesundheit. Da in diesem Zusammen-
hang häufig von einer »Innovationshürde« oder 
von einem »Innovationshemmnis« gesprochen 
wird, wurde die aktuelle Situation der Zulassung 
von Medizinprodukten in Deutschland und der 
Beitrag der Forschungs- und Innovationspolitik zur 
Schaffung innovationsfreundlicher Rahmenbedin-
gungen in Bezug auf den Zulassungsprozess ver-
tiefend betrachtet. Von besonderem Interesse sind 
dabei Fragen der vorausschauenden Planung des 
Marktzugangs sowie der regulatorischen Voraus-
schau bei neuartigen Medizinprodukten.
Nachhaltige Integration von KMU in interdiszipli- ›
när ausgerichtete Innovationsnetzwerke: Verschie-
dene aktuelle Trends in der Medizintechnik (v.a. 
zunehmend wissensintensive Produktentwicklung, 
Multidisziplinarität, Internationalisierung, neue 
Vermarktungsstrategien) stellen für viele KMU 
eine Herausforderung dar. Befürchtet wird, dass 
diese in der industriellen Medizintechnikforschung 
künftig an Bedeutung verlieren werden. Vor die-
sem Hintergrund werden in diesem Vertiefungs-
bereich Kooperationsmodelle zwischen KMU und 
Forschungseinrichtungen beleuchtet, die dazu bei-
tragen können, die identifizierten Defizite der 
KMU zu überwinden.
Die Analyse dieser drei Vertiefungsbereiche wird 
Anfang 2009 weitgehend abgeschlossen sein. Danach 
werden auf der Grundlage der erarbeiteten Ergebnisse 
konkrete Handlungsoptionen zur Verbesserung der 
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PROJEKTDATEN
THEMENINITIATIVE Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung
PROJEKTSTART Juni 2007
ABSCHLUSSBERICHT geplant März 2009
BIOMEDIZINISCHE INNOVATIONEN UND 
KLINISCHE FORSCHUNG – WETTBEWERBS- UND 
REGULIERUNGSFRAGEN (INNOVATIONSREPORT) 4.
DR. BERNHARD BÜHRLEN, FHG-ISI
Auch wenn das frühere Image als »Apotheke der 
Welt« schon seit Längerem verblasst, behält Deutsch-
land nach wie vor eine starke Position im Bereich der 
Arzneimittelentwicklung und Medizintechnikbranche.
Die klinische Forschung ist zentraler Bestandteil der 
Entwicklung neuer diagnostischer und therapeu-
tischer Methoden, denn sie ist die Quelle von Infor-
mationen über Dosierung, Wirksamkeit und sicherer 
Anwendung. Die klinische Forschung ist somit ein 
wichtiges Bindeglied zwischen der Entwicklung und 
der Anwendung neuer Methoden und Verfahren und 
hat sowohl für die Industrie als auch für die Versor-
gung eine immense Bedeutung.
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Die klinische Forschung betreffende Richtlinien sind 
weitgehend entwickelt, gesetzlich kodifiziert und auch 
international anerkannt. Trotzdem bestehen interna-
tional zum Teil deutliche Unterschiede in ihrer Umset-
zung. Fragen, die sich in der Praxis daraus ergeben, 
betreffen u. a. Hemmnisse für die klinische Forschung 
aufgrund von möglicherweise restriktiven Rahmenbe-
dingungen oder Abläufen, die Verlagerung klinischer 
Erprobungen ins Ausland, aus der Abwanderung 
resultierende Konsequenzen für die Einführung inno-
vativer Therapien im deutschen Gesundheitssystem 
und für die Beschäftigung, aber auch die Sicherheit 
der Patienten sowohl innerhalb von Studien als auch 
im späteren Versorgungsalltag. 
Mit der Änderung gesetzlicher Vorgaben, mit Maß-
nahmen zur Stärkung der Forschungsinfrastruktur, 
aber auch mit der Förderung einzelner Studien hat 
die Politik die klinische Forschung in Deutschland in 
der Vergangenheit unterstützt. Trotzdem beklagen 
die öffentliche Forschung wie auch die entwickelnde 
Industrie weiterhin bestehende Hemmnisse. 
Unter dem Einfluss neuer Grundlagendisziplinen hat 
sich die Entwicklung neuer Behandlungsverfahren in 
der jüngeren Zeit verändert. Innovative, meist auf 
Biotechnologie, aber z.B. auch auf Nanotechnolo-
gie basierende diagnostische und therapeutische Ver-
fahren gewinnen zunehmend an Bedeutung. Daraus 
er geben sich für die klinische Forschung besondere 
Problemstellungen, welche u. a. mit neuartigen Wirk-
mechanismen und Risiken sowie Fragen der ethischen 
Bewertung zusammenhängen.
Ziel des Innovationsreports ist eine Bestandsauf-
nahme der aktuellen Situation der klinischen For-
schung insbesondere im Hinblick auf neue therapeu-
tische Verfahren, die Darstellung der regulatorischen 
Rahmenbedingungen, eine Analyse der Stärken und 
Schwächen der klinischen Forschung am Standort 
Deutschland, und die Erarbeitung von Handlungs-
empfehlungen, mit denen ermittelte Hemmnisse und 
Problemstellungen behoben werden könnten. Dabei 
werden die Erfahrungen aus mehreren europäischen 
Vergleichsländern und den USA zurate gezogen, ein 
weiteres Vergleichsland für die Studie mit einer auf-
strebenden klinischen Forschung ist China.
STAND DER ARBEITEN
Auf der Basis der gesetzlichen Vorgaben und gän-
giger Definitionen wurde eine Arbeitsdefinition der zu 
betrachtenden neuartigen Therapieverfahren entwi-
ckelt. Anhand der wissenschaftlichen Literatur wur-
den die typischen Problembereiche und dazu bereits 
beschriebene Lösungsansätze auch aus dem Ausland 
aufgearbeitet. Mittels einer Übersicht zu den regula-
torischen Vorgaben und zu den staatlichen Förder-
programmen, statistischer Daten u. a. zu klinischen 
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Prüfungen im internationalen Vergleich wurden die 
Standortfaktoren beschrieben. Experteninterviews 
mit Vertretern und Vertreterinnen aus Forschung und 
Entwicklung, Versorgung und Anwendung einschließ-
lich Patienten und ein Workshop zur Diskussion der 
Zwischenergebnisse ergänzen die Datengrundlage.
Die Analysen ergeben, dass sich die Situation der kli-
nischen Forschung in Deutschland in den vergangenen 
Jahren deutlich verbessert hat. Verschiedene Maßnah-
men zur Förderung zeigen eine positive Wirkung: In 
Relation zu den wichtigsten Vergleichsländern, die 
traditionell in der klinischen Forschung ebenfalls 
stark engagiert sind, konnte Deutschland seine Posi-
tion deutlich verbessern.
So zeigen die Zahlen zur Entwicklung aktiv rekru-
tierender klinischer Studien für Deutschland einen 
Anstieg von 212 im Jahr 2004 auf 1.481 im Jahr 2008.
Zum Vergleich: In Großbritannien gab es einen Anstieg 
von 216 auf 1.099 und in Frankreich von 208 auf 
1.325. »Spitzenreiter« sind nach wie vor die USA. Dort 
stieg die Zahl von 2.638 (2004) auf 10.436 (2008).
Gegenwärtig ist zu beobachten, dass klinische Stu-
dien teilweise in »aufstrebende« Länder, v.a. nach 
Asien verlagert werden, was mit Kosten aber auch 
Präsenz auf neuen Absatzmärkten begründet wird. 
Aufgrund der hohen Qualität der klinischen For-
schung in Deutschland und der Notwendigkeit, auch 
Daten zur Wirksamkeit und Sicherheit neuer Verfah-
ren in der deutschen Population zu gewinnen, wird 
jedoch ein substanzieller Anteil klinischer Studien 
im Land verbleiben. Die bisherigen Bemühungen, 
diesen Anteil wieder zu steigern und zu erhalten, 
haben bereits erste Wirkung gezeigt, trotzdem blei-
ben bei einzelnen Punkten noch Verbesserungsmög-
lichkeiten.
Auf der Grundlage dieser Ergebnisse werden Hand-
lungsoptionen für eine Weiterentwicklung regulato-
rischer Rahmenbedingungen und für konkrete Maß-
nahmen zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit des 
deutschen Innovationssystems im Bereich der kli-
nischen Forschung formuliert. Der Abschlussbericht 
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BLOCKADEN BEI DER ETABLIERUNG NEUER 
SCHLÜSSELTECHNOLOGIEN (INNOVATIONSREPORT) 5.
DR. AXEL THIELMANN, FHG-ISI
PROF. DR. KNUT BLIND, FHG-ISI
PROJEKTDATEN
THEMENINITIATIVE Ausschuss für Bildung, Forschung 
und Technikfolgenabschätzung 
PROJEKTSTART März 2007
ABSCHLUSSBERICHT geplant März 2009
Deutschland ist innovativ und im weltweiten Ver-
gleich exzellent in der Grundlagenforschung und 
Technologieentwicklung. Deutschland ist stark in 
seinen traditionellen Märkten, wie dem Maschi-
nen- und Fahrzeugbau oder der Elektrotechnik. 
Deutschland hat aber auch Probleme, wenn es um 
die schnelle und breite Umsetzung der innovativen 
Ideen und Ergebnisse der Forschung und Entwick-
lung (FuE) in konkrete Anwendungen vor allem zur 
Etablierung neuer, zukunftsorientierter Schlüssel-
technologien geht. Auch die Diffusion der aus neuen 
Schlüsseltechnologien entstandenen Anwendungen 
am Markt stellt die Unternehmen und Unternehmer 
oftmals vor kaum oder schwer zu überwindende 
Blockaden. 
GEGENSTAND UND ZIEL DER 
UNTERSUCHUNG
Zielsetzung des Projekts »Blockaden bei der Eta-
blierung neuer Schlüsseltechnologien« ist daher 
die Untersuchung der in Deutschland existierenden 
Innovationshemmnisse, welche die Etablierung neuer 
Schlüsseltechnologien und die Schaffung deutscher 
Vorreitermärkte (»lead markets«) bzw. die Ablö-
sung traditioneller Exporttechnologien durch neue 
Schlüsseltechnologien blockieren oder erschweren. 
Es sollen dabei aber auch Faktoren identifiziert wer-
den, welche sich besonders förderlich auswirken. 
Auf dieser Grundlage werden spezifische Technolo-
gien bzw. Märkte identifiziert, in welchen Deutsch-
land sein Diffusions- und Marktpotenzial noch nicht 
ausgeschöpft hat oder dies besonders gut gelungen 
ist. Durch eine Analyse der Faktoren, auf welche 
diese Defizite oder Erfolge zurückgeführt werden 
könnten, sollen schließlich politische Einflussmög-
lichkeiten eruiert werden, welche zum Abbau beste-
hender Blockaden und der Förderung positiver Fak-
toren beitragen können.
Um diese Ziele zu erreichen, wird im Rahmen des 
Projekts ein in vier Projektphasen gegliederter, kom-
binierter Ansatz aus einer technologieübergreifen-
den Innovationssystemanalyse sowie dreier techno-
logiespezifischer, vertiefender Fallstudien zur Unter-
suchung konkreter Schlüsseltechnologien gewählt. 
Der Innovationssystemansatz basiert auf einer umfas-
senden Literatur- und Datenanalyse (erste Projekt-
phase) und soll ein solides Untersuchungsraster für die 
drei Fallstudien liefern. Dabei zielt die Innovations-
systemanalyse primär auf das Erfassen und Struk-
turieren der zentralen hemmenden und fördernden 
Faktoren ab, welche in den Fallstudien konkret unter-
sucht und bewertet werden sollen. Als Fallstudien 
wurden ausgewählt: 
Nanoelektronik als eine Querschnittstechnologie, ›
Windenergie als eine Anwendungstechnologie, ›
MP3-Player und Mini-Beamer als Anwendungen  ›
bzw. Produktinnovationen. 
Im Rahmen dieser Fallstudien werden jeweils meh-
rere Experteninterviews mit relevanten Interessens-
vertretern (zweite Projektphase) sowie ein Work-
shop im Deutschen Bundestag mit Vertretern aus 
Wissenschaft, Wirtschaft und Politik durchgeführt 
(dritte Projektphase). Die Ergebnisse der drei Fall-
studien werden über das Untersuchungsraster har-
monisiert, um abschließend die identifizierten Blo-
ckaden und abgeleiteten Maßnahmen bzw. Hand-
lungsoptionen auf einer verallgemeinerten Basis 
vergleichend zu betrachten (vierte Projektphase). 
Dabei sollen Blockaden mit geeigneten Maßnah-
men in Beziehung gesetzt und mögliche Beiträge 
für involvierte Akteure identifiziert werden, sodass 
der Abbau bestehender Blockaden und die Etablie-
rung neuer Schlüsseltechnologien unterstützt wer-
den kann.
54
STAND DER ARBEITEN UND ERSTE 
ERGEBNISSE
Die allgemeine Innovationssystemanalyse ist bereits 
Ende 2007 fertiggestellt worden. Jeweils drei bis fünf 
Experteninterviews werden zwischen Oktober 2008 
und Januar 2009 zu den drei Fallstudien durchge-
führt. Der gemeinsame Workshop mit drei Arbeits-
gruppen zu den Themen Nanoelektronik, Windener-
gie und MP3-Player und Mini-Beamer wird Mitte 
Januar 2009 im Deutschen Bundestag veranstaltet. 
Im Rahmen der allgemeinen Analyse wurde zunächst 
eine Bestandsaufnahme von Einflussgrößen (Innova-
tionsdeterminanten) vorgenommen, welche auf Innova-
tionen förderlich oder hemmend wirken können. Dabei 
wurde nach unterschiedlichen Innovationsarten (z.B. 
Produkt-, Prozessinnovation) und den einzelnen Phasen 
des Innovationsprozesses (z.B. FuE, Umsetzung, Diffu-
sion) unterschieden. Das Ergebnis dieser technologie-
übergreifenden Analyse ist ein Kategorisierungs- bzw. 
Untersuchungsraster, welches die zentralen Blocka-
den bzw. Hemmnisfaktoren bei der Etablierung neuer 
Schlüsseltechnologien in vier Dimensionen – Kosten-
faktoren, Wissensfaktoren, Marktfaktoren und institu-
tionelle Faktoren – zusammenfasst und bewertet.
Dieser Untersuchungsansatz wurde auch zur Analyse 
der drei konkreten Fallbeispiele herangezogen, welche 
einerseits mit unterschiedlichen bzw. technologiespe-
zifischen Problemen zu kämpfen haben, aber anderer-
seits auch gemeinsame bzw. technologieübergreifende 
Hemmnisse in den vier zentralen Dimensionen aufwei-
sen. In der vergleichenden Analyse wurden spezifische 
und übergreifende Innovationsdeterminanten identifi-
ziert und miteinander in Bezug gesetzt. Dabei zeigte 
sich zunächst, dass sich Schlüsseltechnologien auf 
mindestens drei zentralen Ebenen entwickeln können, 
welche nicht voneinander unabhängig sind und daher 
in ihrem Zusammenspiel betrachtet werden sollten: 
auf der Ebene von Querschnittstechnologien, Anwen-
dungstechnologien und konkreten Anwendungen (wie 
z.B. Produkte oder Verfahren).
Im Fall der Nanoelektronik war aufgrund des breiten 
Forschungs- und Entwicklungsquerschnitts eine wei-
tere Differenzierung nach zentralen Entwicklungsrich-
tungen bzw. Technologiefeldern sinnvoll, bevor nach 
Innovationsphasen in den vier Hemmnisdimensionen 
unterschieden werden konnte. Blockaden lagen insbe-
sondere in den FuE-Phasen vor, die bis in die Umset-
zungsphasen wirken. 
Für die Windenergie war aufgrund des klaren Anwen-
dungsbezugs eine Untersuchung entlang der Innova-
tionsphasen nach FuE, Umsetzung und Diffusion ziel-
führend. Relevante Blockaden wurden in allen Phasen 
sichtbar, wobei der Umsetzungs- bzw. Markteinfüh-
rungsphase eine größere Rolle zukam.
Im Fall des MP3-Players und des Mini-Beamers 
als spezifische Anwendungen und Produktinnova-
tionen war keine weitere technologische Eingren-
zung nötig. Eine direkte Analyse konnte in den vier 
Hemmnis dimensionen erfolgen. Diese zeigte, dass 
Blockaden insbesondere in den Phasen der Umset-
zung bzw. Markteinführung und Diffusion vorlie-
gen.
Die abzuleitetenden technologiespezifischen und 
-übergreifenden Handlungsempfehlungen bewegen 
sich ebenfalls auf den drei zentralen Ebenen, auf wel-
chen sich Schlüsseltechnologien entwickeln. Damit 
soll verdeutlicht werden, dass ein Ineinandergreifen 
geeigneter Maßnahmen und Beiträge durch Akteure 
aus Wissenschaft, Wirtschaft und Politik entlang der 
Innovationsphasen wichtig ist.
»Kostenfaktoren« werden stets als größte Innova-
tionshemmnisse genannt. Deutlich wird, dass die 
Phasen FuE und die Herstellung bzw. Fertigung 
von Produkten auch nach der Prototypentwicklung 
in fast allen Technologiebereichen kontinuierlich 
kostenintensiver werden. Diese steigenden Kosten 
können meist nicht mehr von wenigen Akteuren 
allein getragen werden. Das führt zunehmend dazu, 
dass sie sich strategisch fokussieren, um durch Koo-
perationen bzw. Defragmentierung der Aktivitäten 
und (Infra-)Strukturen eine kritische Masse in den 
strategisch wichtigen Technologien bzw. Sektoren 
zu erzeugen.
Hinsichtlich der Dimension »Wissensfaktoren« wer-
den eine noch stärkere Profilschärfung, die strate-
gische Ausrichtung und Vernetzung sowie thema-
tische, organisatorische und inhaltliche Abstimmung 
und Arbeitsteilung der Akteure entlang der Wert-
schöpfungskette und somit die Nutzung von Syner-
gieeffekten empfohlen. Dabei sind auch Querver-
bindungen und Komplementaritäten zu unterstützen 
und »Kreuzbefruchtungen« über Akteursgruppen 
und Fachdisziplinen hinweg zu ermöglichen. 
In Bezug auf die Dimension »Marktfaktoren« wird 
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Im Kontext der »institutionellen Faktoren« wird betont, 
dass ein stärkerer politischer Einsatz erforderlich sei, 
um geeignete Rahmenbedingungen zur Umsetzung der 
zuvor genannten Maßnahmen bzw. Handlungsoptio-
nen entlang der Wertschöpfungskette zu schaffen, was 
eine Abstimmung der Aktivitäten auf Landes-, Bundes- 
und z.T. auch transnationaler und EU-Ebene erfordern 
würde.
Märkte und Besetzen von Weltmarktnischen als 
wichtig benannt. Der Aufbau und die Förderung von 
Vermarktungspartnerschaften oder Verwertungs-
konsortien durch die Erweiterung des Förderspek-
trums um nachfrageorientierte Verwertungsaspekte 





ÖFFENTLICHE ELEKTRONISCHE PETITIONEN UND
BÜRGERSCHAFTLICHE TEILHABE
Stärken-Schwächen-Analyse des Modellversuchs 
»Öffentliche Petition«
Zebralog e.V., Berlin
Entwicklungen und Perspektiven des Petitions wesens 
in Deutschland
Institut für Politikwissenschaft, Universität Duisburg-
Essen, Duisburg
Das Petitionswesen im internationalen Vergleich 
unter besonderer Berücksichtigung neuer Informa-
tions- und Kommunikationstechnologien
nexus – Institut für Kooperationsmanagement und 
interdisziplinäre Forschung GmbH, Berlin
Bekanntheit und Ansehen des Petitionsausschusses 
des Deutschen Bundestages und Nutzung des
Petitionsrechts
Institut für Informationsmanagement Bremen (ifib) 
GmbH, Bremen
Teilgutachten zur Barrierefreiheit des neuen Soft-
waresystems für die ›Öffentlichen Petitionen‹ des 
Deutschen Bundestages
Institut für Informationsmanagement Bremen (ifib) 
GmbH, Bremen
Softwareergonomische Beurteilung des neuen Soft-
waresystems für die ›Öffentlichen Petitionen‹
des Deutschen Bundestages
Zebralog e.V., Berlin
TRANSGENES SAATGUT IN ENTWICKLUNGSLÄNDERN
Auswirkungen des Einsatzes transgenen Saatguts
auf die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Strukturen in Brasilien
R. Rehaag; KATALYSE e.V. Institut für angewandte
Umweltforschung, Köln
Auswirkungen des Einsatzes transgenen Saatguts
auf die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Strukturen in China
Dr. M. Schmidt, Wien
Auswirkungen des Einsatzes transgenen Saatguts
auf die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und
politischen Strukturen in Costa Rica
U. Sprenger; Gen-ethisches Netzwerk e.V., Berlin
GENDOPING
Gendoping: Techniken, potentielle biologische Ziele 
und Möglichkeiten des Nachweises
Deutsche Sporthochschule Köln, Institut für Kreis-
laufforschung und Sportmedizin, Abteilung moleku-
lare und zelluläre Sportmedizin, Köln
Stand und Perspektiven dopingrelevanter Ergebnisse 
der Genomforschung und entsprechender genthera-
peutischer Verfahren
Klinikum rechts der Isar der Technischen Universi-
tät München, Anstalt des öffentlichen Rechts, Lehr-
stuhl und Poliklinik für Präventive und Rehabilitative 
Sportmedizin, München
Dopingstrukturen im Sport unter besonderer Berück-
sichtigung der Möglichkeiten und Grenzen des 
Dopingnachweises
Dr. H. Striegel, Bietigheim-Bissingen
Doping in demokratischen Gesellschaftssystemen
Andreas Singler, Gerhard Treutlein, Mainz/Heidel-
berg
Natürlichkeit und Enhancement. Zur ethischen Beur-
teilung des Gendopings
Institut für Wissenschaft und Ethik e.V. (IWE), Bonn
Das Täter-Opfer-Verhältnis in seiner ethischen 
Dimension und damit verbundene Grenzen und 
Möglichkeiten von Antidopingstrategien
Prof. Dr. Nikolaus Knoepffler, Freising
Gendoping. Potenzielle Anbieter und Möglichkeiten 
der Kontrolle – Konzept einer neuen Anti-Doping-
Strategie
Institut für Biologische Sicherheitsforschung GmbH, 
Halle
Doping – ein nichtzufälliges Dilemma: Die (traditio-
nelle) Athletenverantwortung in der (globalisierten) 
Systemwelt des Sports 
Prof. Dr. E. Franke, Osnabrück
Rechtliche Aspekte des Gendopings im Sport










Stand und Perspektiven von Forschung und Entwick-
lung bei den kritischen Technologiefeldern unbe-
mannter Systeme
Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelli-
genz (DFKI) GmbH, Rheinmetall Defence Electronics 
GmbH, Bremen
CHANCEN UND HERAUSFORDERUNGEN NEUER
ENERGIEPFLANZEN
Züchtung von Energiepflanzen für die Nutzung
spezifischer Inhaltsstoffe und zur Nutzung als
Energiequelle aus Ganzpflanzen
Dr. H. Klein; Pflanzenzüchtung und Biotechnologie/
Gentechnik, Büro für unabhängige Wirtschafts- und 
Politikberatung/Kommunikation, in Kooperation mit 
Dr. E. Kesten, Bonn/Einbeck-Negenborn
Ansätze und Herausforderungen der pflanzenzüchte-
rischen Optimierung von Energiepflanzen – Schwer-
punkt schnellwachsende Baumarten
Dr. B. Degen, Bargteheide
Zielvorgaben und Förderpolitiken zu Bioenergie 
(insbesondere Energiepflanzen) im internationalen 
Vergleich
Dr. D. Thrän, K. Schreiber, T. Seidenberger, E. Thier-
bach, A. Weiske; Institut für Energetik und Umwelt 
gGmbH (IE), Leipzig
Ausbau der Energiepflanzen und regionale Flächen-
konkurrenz
Leibnitz-Institut für Agrartechnik Potsdam-Bornim 
e.V. (ATB), Potsdam
Dimension einer umweltverträglichen Energiepflan-
zenproduktion
Institut für ökologische Wirtschaftsforschung (IÖW) 
gGmbH, Berlin
Ausbau der Energiepflanzennutzung und Flächen-
konkurrenz national und international




Fallstudie zur Auswirkung des Einsatzes von trans-
genem Saatgut auf die wirtschaftlichen, gesellschaft-
lichen und politischen Strukturen in Chile
Dr. H. Lehmann-Danzinger, Göttingen
CHANCEN UND PERSPEKTIVEN BEHINDERUNGSKOM-
PENSIERENDER TECHNOLOGIEN AM ARBEITSPLATZ
Behinderungskompensierende Technologien am 
Arbeitsplatz – Markt- und Potentialanalyse für 
Deutschland
DIAS GmbH, Hamburg
Überblick und Analyse der (sozial-)gesetzlichen und 
sozialpolitischen Rahmenbedingungen für den Ein-





kompensierende Technologien am Arbeitsplatz: 
Schnittstellen, Wechselwirkungen und Synergien
Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg, Halle/
Saale
Beschreibung und Erörterung der zur Kompensie-
rung von Behinderungen sich abzeichnender inno-
vativer Forschungen und relevanter Entwicklungen 
bzw. Produkte – insbesondere für die Bereiche Infor-
mation und Kommunikation sowie Mobilität/Moto-
rik –, ihrer Perspektiven und Potenziale sowie ihrem 
arbeitsmarktrelevanten Stellenwert (bei Berücksich-
tigung einer internationalen Perspektive)
Forschungsinstitut Technologie und Behinderung der 
Evangelischen Stiftung Volmarstein, Wetter
STAND UND PERSPEKTIVEN DER MILITÄRISCHEN
NUTZUNG VON UNBEMANNTE SYSTEME
Stand und Perspektiven der militärischen Nutzung 
von unbemannten Systemen
Universität Dortmund, Experimentelle Physik III, 
Dortmund
Sicherheitspolitische und militärische Konzepte und 
ihre Relevanz für unbemannte Systeme
Forschungsgesellschaft für Angewandte Naturwissen-
schaften e.V. (FGAN), Forschungsinstitut für Kom-
munikation, Informationsverarbeitung und Ergono-
mie (FKIE), Wachtberg
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Die Entgrenzung der Medizin und die Optimierung 
der menschlichen Natur
Dr. Willy Viehöver, Grevenbroich
Neuro-Enhancement – Die Argumente
Westfälischen Wilhelms-Universität Münster,
Centrum für Bioethik, Münster
Enhancement in Medizin und Alltag: Eine erste
Sondierung der ethischen Implikationen und des 
rechtlichen Regulierungsbedarfs
Prof. Dr. Jürgen Simon, Bardowick
Psychopharmakologisches Neuroenhancement – 
Aktuelle Möglichkeiten, Risiken und Perspektiven
Klinik und Hochschulambulanz für Psychiatrie und 
Psychotherapie, Charité-Universitätsmedizin Berlin,
NACHHALTIGE ENERGIEVERSORGUNG –
REGENERATIVE ENERGIETRÄGER ZUR SICHERUNG DER 
GRUNDLAST IN DER STROMVERSORGUNG – BEITRAG, 
PERSPEKTIVEN, INVESTITIONEN
Regenerative Energieträger zur Sicherung der Grund-
last in der Stromversorgung – Beitrag, Perspektiven, 
Investitionen
Ecofys Germany GmbH, Berlin
GEFÄHRDUNG UND VERLETZBARKEIT MODERNER
GESELLSCHAFTEN AM BEISPIEL EINES
GROSSRÄUMIGEN AUSFALLS DER
STROMVERSORGUNG
Kurzgutachten für den Themenbereich »Risiko- und 
kommunikationspsychologische Bestimmungsfak-
toren des Umgangs mit einem großräumigen Ausfall 
der Stromversorgung in der Bevölkerung«
Vierboom & Härlen Wirtschaftspsychologen GbR, 
Köln
Konzeptstudie/Machbarkeitsstudie »Gefährdung und 
Verletzbarkeit moderner Gesellschaften – am Beispiel 
eines großräumigen Ausfalls der Stromversorgung«
Prognos AG, Henric-Petri-Str. 9, 4010 Basel, Schweiz
PHARMAKOLOGISCHE UND TECHNISCHE
INTERVENTIONEN ZUR LEISTUNGSSTEIGERUNG –
PERSPEKTIVEN EINER WEITER VERBREITETEN
NUTZUNG IN MEDIZIN UND ALLTAG
Marktangebot von Lebensmitteln, die mit Aussagen 
zur Leistungssteigerung oder über die Beeinflussung 
des optischen Erscheinungsbildes beworben werden
Christina Rempe, Berlin
Der Stand der psychologischen Forschung zu
Enhancement-Trainings im Vergleich zu pharma-
kologischen und technischen Interventionen




NR. 128 Transgenes Saatgut in Entwicklungsländern – Erfahrungen, Herausforderungen,
Perspektiven (Endbericht zum TA-Projekt »Auswirkungen des Einsatzes transgenen
Saatguts auf die wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen 
Strukturen in Entwicklungsländern«) Nov. 2008
NR. 127 Öffentliche elektronische Petitionen und bürgerschaftliche Teilhabe
(Endbericht zum TA-Projekt) Sep. 2008
NR. 126 Individualisierte Medizin und Gesundheitssysteme (Zukunftsreport) Juni 2008
NR. 125 Tätigkeitsbericht 2007 Mai 2008
NR. 124 Gendoping (Endbericht zum TA-Projekt) April 2008
NR. 123 Energiespeicher – Stand und Perspektiven 
(Sachstandsbericht zum Monitoring »Nachhaltige Energieversorgung«) Feb. 2008
NR. 122 Mediennutzung und eLearning in der Schule
(Sachstandsbericht zum Monitoring »eLearning«) Dez. 2007
NR. 121 Chancen und Herausforderungen neuer Energiepflanzen (Basisanalysen) Dez. 2007
NR. 120 CO2-Abscheidung und -Lagerung bei Kraftwerken
(Sachstandsbericht zum Monitoring »Nachhaltige Energieversorgung«) Nov. 2007
NR. 119 Tätigkeitsbericht 2006 Juni 2007
NR. 118 Internetkommunikation in und mit Entwicklungsländern – Chancen für die
Entwicklungszusammenarbeit am Beispiel Afrika (Endbericht zum TA-Projekt) Juni 2007
NR. 117 Hirnforschung (Endbericht zum TA-Projekt) April 2007
NR. 116 Forschungs- und wissensintensive Branchen: Optionen zur Stärkung ihrer
internationalen Wettbewerbsfähigkeit (Innovationsreport) März 2007
NR. 115 Zielgruppenorientiertes eLearning für Kinder und ältere Menschen
(Sachstandsbericht zum Monitoring »eLearning«) März 2007
NR. 114 Industrielle stoffliche Nutzung nachwachsender Rohstoffe
(Sachstandsbericht zum Monitoring »Nachwachsende Rohstoffe«) März 2007
NR. 113 Arbeiten in der Zukunft – Strukturen und Trends der Industriearbeit
(Zukunftsreport) Jan. 2007
NR. 112 Biobanken für die humanmedizinische Forschung und Anwendung
(Endbericht zum TA-Projekt) Dez. 2006
NR. 111 Perspektiven eines CO2- und emissionsarmen Verkehrs – Kraftstoffe und
Antriebe im Überblick (Vorstudie zum TA-Projekt) Juli 2006
NR. 110 Tätigkeitsbericht 2005 Juni 2006
NR. 109 Akademische Spin-offs in Ost- und Westdeutschland und ihre Erfolgsbedin-
gungen (Politik-Benchmarking) Mai 2006
NR. 108 Potenziale und Anwendungsperspektiven der Bionik (Vorstudie) April 2006
NR. 107 eLearning in Forschung, Lehre und Weiterbildung in Deutschland
(Sachstandsbericht zum Monitoring »eLearning«) März 2006
Die im Folgenden aufgeführten TAB-Arbeitsberichte, TAB-Diskussions- und TAB-Hintergrundpapiere können 
schriftlich per E-Mail oder Fax im Sekretariat des TAB kostenlos bestellt werden. Bitte beachten Sie aber, dass 
ein Großteil der hier aufgeführten Publikationen mittlerweile vergriffen ist. Zahlreiche TAB-Arbeitsberichte 
sind allerdings in der Reihe »Studien des Büros für Technikfolgen-Abschätzung beim Deutschen Bundestag« 
bei edition sigma, teilweise auch in anderen Verlagen, erschienen und weiterhin über den Buchhandel zu bezie-
hen. Außerdem findet sich im Webangebot des TAB unter »www.tab.fzk.de/de/publikation.htm« eine vollstän-
dige Liste der Publikationen mit der Möglichkeit des Downloads von Zusammenfassungen und ausgewählten 
Berichten sowie des TAB-Briefs. Der TAB-Brief erscheint in der Regel zweimal pro Jahr. Er informiert über das 
Arbeitsprogramm des TAB und berichtet über die Ergebnisse von Projekten und aktuelle Aktivitäten. Näheres 
findet man auf der Internetseite »www.tab.fzk.de/de/tabbrief.htm«.
NR. 106 Precision Agriculture (2. Bericht zum TA-Projekt »Moderne Agrartechniken
und Produktionsmethoden – ökonomische und ökologische Potenziale«) Dez. 2005
NR. 105 eLearning in der beruflichen Aus- und Weiterbildung
(Sachstandsbericht zum Monitoring »eLearning«) Dez. 2005
NR. 104 TA-Projekt »Grüne Gentechnik – transgene Pflanzen der 2. und
3. Generation«(Endbericht) Juli 2005
NR. 103 Alternative Kulturpflanzen und Anbauverfahren (1. Bericht zum
TA-Projekt »Moderne Agrartechniken und Produktionsmethoden –
ökonomische und ökologische Potenziale«) Juni 2005
NR. 102 Tätigkeitsbericht 2004 Juli 2005
NR. 101 TA-Projekt »Zukunftstrends im Tourismus« (Endbericht zu TA-Projekt) Mai 2005
NR. 100 Internet und Demokratie (Endbericht zum TA-Projekt »Analyse netzbasierter
Kommunikation unter kulturellen Aspekten) Mai 2005
NR. 99 Nachfrageorientierte Innovationspolitik (Politik-Benchmarking) Juni 2006
NR. 98 TA-Projekt »Reduzierung der Flächeninanspruchnahme – Ziele, Maßnahmen,
Wirkungen« (Endbericht) Juni 2006
NR. 97 Leichter-als-Luft-Technologie – Innovations- und Anwendungspotenziale
(Sachstandsbericht) Nov. 2004
NR. 96 Partizipative Verfahren der Technikfolgen-Abschätzung und parlamentarische
Politikberatung – Neue Formen des Dialogs zwischen Wissenschaft, Politik
und Öffentlichkeit Okt. 2004
NR. 95 Tätigkeitsbericht 2003 Sep. 2004
NR. 94 Präimplantationsdiagnostik – Praxis und rechtliche Regulierung in
sieben ausgewählten Ländern (Sachstandsbericht) Feb. 2004
NR. 93 Biometrie und Ausweisdokumente – Leistungsfähigkeit, politische
Rahmenbedingungen, rechtliche Ausgestaltung (2. Sachstandsbericht) Dez. 2003
NR. 92 TA-Projekt »Nanotechnologie« (Endbericht) Juli 2003
NR. 91 Tätigkeitsbericht 2002 Juni 2003
NR. 90 Qualität, Regionalität und Verbraucherinformation bei Nahrungsmitteln
(Zusammenfassender Endbericht zum TA-Projekt »Entwicklungstendenzen
bei Nahrungsmittelangebot und -nachfrage und ihre Folgen«)
(nur als PDF-Datei abrufbar) Juni 2003
NR. 89 Potenziale für eine verbesserte Verbraucherinformation
(Endbericht zum TA-Projekt »Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittel-
angebot und -nachfrage und ihre Folgen«) Mai 2003
NR. 88 Potenziale zum Ausbau der regionalen Nahrungsmittelversorgung
(Endbericht zum TA-Projekt »Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittel-
angebot und -nachfrage und ihre Folgen«) Apr. 2003
NR. 87 Potenziale zur Erhöhung der Nahrungsmittelqualität
(Endbericht zum TA-Projekt »Entwicklungstendenzen bei Nahrungsmittel-
angebot und -nachfrage und ihre Folgen) Apr. 2003
NR. 86 Langzeit- und Querschnittsfragen in europäischen Regierungen und
Parlamenten (aus dem TAB-Arbeitsbereich »Konzepte und Methoden«) Feb. 2003
NR. 85 Militärische Nutzung des Weltraums und Möglichkeiten der
Rüstungskontrolle im Weltraum (Sachstandsbericht) Feb. 2003
NR. 84 Möglichkeiten geothermischer Stromerzeugung in Deutschland
(Sachstandsbericht) Feb. 2003
NR. 83 Monitoring »Technikakzeptanz und Kontroversen über Technik« –
Positive Veränderung des Meinungsklimas – konstante Einstellungsmuster
(Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage des TAB zur Einstellung der

















NR. 82 Gesundheitliche und ökologische Aspekte bei mobiler Telekommunikation
und Sendeanlagen – wissenschaftlicher Diskurs, regulatorische Erfordernisse
und öffentliche Debatte (Sachstandsbericht) Nov. 2002
NR. 81 TA-Projekt »Entwicklungstendenzen von Nahrungsmittelangebot und
-nachfrage und ihre Folgen« (Basisanalysen) Aug. 2002
NR. 80 Tätigkeitsbericht 2001 Sep. 2002
NR. 79 Monitoring »Maßnahmen für eine nachhaltige Energieversorgung im
Bereich Mobilität« (Sachstandsbericht) Juni 2002
NR. 78 TA-Projekt »E-Commerce« (Endbericht) Juni 2002
NR. 77 TA-Projekt »Tourismus in Großschutzgebieten – Wechselwirkungen und
Kooperationsmöglichkeiten zwischen Naturschutz und regionalem Tourismus«
(Endbericht) März 2002
NR. 76 Biometrische Identifikationssysteme (Sachstandsbericht) Feb. 2002
NR. 75 Kernfusion (Sachstandsbericht) März 2002
NR. 74 TA-Projekt »Neue Medien und Kultur« – Bisherige und zukünftige
Auswirkungen der Entwicklung Neuer Medien auf den Kulturbegriff, die
Kulturpolitik, die Kulturwirtschaft und den Kulturbetrieb (Vorstudie) Nov. 2001
NR. 73 TA-Projekt »Bioenergieträger und Entwicklungsländer« (Endbericht) Nov. 2001
NR. 72 Tätigkeitsbericht 2000 Okt. 2001
NR. 71 Folgen von Umwelt- und Ressourcenschutz für Ausbildung, Qualifikation
und Beschäftigung (Vorstudie) Mai 2001
NR. 70 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.09.1998 bis 31.12.1999 Dez. 2000
NR. 69 TA-Projekt »Elemente einer Strategie für eine nachhaltige Energieversorgung«
(Vorstudie) Dez. 2000
NR. 68 Risikoabschätzung und Nachzulassungs-Monitoring transgener Pflanzen
(Sachstandsbericht) Nov. 2000
NR. 67 TA-Projekt »Brennstoffzellen-Technologie« (Endbericht) Juni 2000
NR. 66 Stand und Perspektiven der genetischen Diagnostik (Sachstandsbericht) Apr. 2000
NR. 65 TA-Projekt »Klonen von Tieren« (Endbericht) März 2000
NR. 64 TA-Monitoring »Xenotransplantation« (Sachstandsbericht) Dez. 1999
NR. 63 TA-Projekt »Umwelt und Gesundheit« (Endbericht) Sep. 1999
NR. 62 TA-Projekt »Neue Materialien zur Energieeinsparung und zur
Energieumwandlung« (Vorstudie) Juli 1999
NR. 61 Monitoring »Nachwachsende Rohstoffe« – Einsatz nachwachsender
Rohstoffe im Wohnungsbau (4. Sachstandsbericht) Juli 1999
NR. 60 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.09.1997 bis 31.08.1998 Juli 1999
NR. 59 TA-Projekt »Entwicklung und Folgen des Tourismus«
(Bericht zum Abschluss der Phase II) März 1999
NR. 58 TA-Projekt »Forschungs- und Technologiepolitik für eine nachhaltige
Entwicklung« (Zwischenbericht) Juni 1998
NR. 57 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.09.1996 bis 31.08.1997 Apr. 1998
NR. 56 TA-Projekt »Entwicklung und Analyse von Optionen zur Entlastung des
Verkehrsnetzes und zur Verlagerung von Straßenverkehr auf umwelt-
freundlichere Verkehrsträger« (Endbericht) Okt. 1998
NR. 55 TA-Projekt »Gentechnik, Züchtung und Biodiversität« (Endbericht) Apr. 1998
NR. 54 Monitoring »Technikakzeptanz und Kontroversen über Technik« –
Ambivalenz und Widersprüche: Die Einstellung der deutschen Bevölkerung
zur Technik (Ergebnisse einer repräsentativen Umfrage des TAB)
(2. Sachstandsbericht) Dez. 1997
NR. 53 Monitoring »Nachwachsende Rohstoffe« – Pflanzliche Öle und andere
Kraftstoffe aus Pflanzen (3. Sachstandsbericht) Nov. 1997
NR. 52 TA-Projekt »Entwicklung und Folgen des Tourismus«
(Bericht zum Abschluss der Phase I) Okt. 1997
NR. 51 Monitoring »Zum Entwicklungsstand der Brennstoffzellen-Technologie«
(Sachstandsbericht) Sep. 1997
NR. 50 Monitoring »Forschungs- und Technologiepolitik für eine nachhaltige
Entwicklung« (Sachstandsbericht) Juni 1997
NR. 49 Monitoring »Nachwachsende Rohstoffe« – Vergasung und Pyrolyse von
Biomasse (2. Sachstandsbericht) Apr. 1997
NR. 48 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.09.1995 bis 31.08.1996 Feb. 1997
NR. 47 Vorstudie zum TA-Projekt »Umwelt und Gesundheit« März 1997
NR. 46 Monitoring »Stand und Perspektiven der Katalysatoren- und Enzymtechnik«
(Sachstandsbericht) Dez. 1996
NR. 45 TA-Projekt »Kontrollkriterien für die Bewertung und Entscheidung
bezüglich neuer Technologien im Rüstungsbereich« (Endbericht) Sep. 1996
NR. 44 Machbarkeitsstudie zu einem »Forum für Wissenschaft und Technik«
(Endbericht) Sep. 1996
NR. 43 TA-Projekt »Möglichkeiten und Probleme bei der Verfolgung und
Sicherung nationaler und EG-weiter Umweltschutzziele im Rahmen der
europäischen Normung« (Endbericht) Sep. 1996
NR. 42 Monitoring »Exportchancen für Techniken zur Nutzung regenerativer
Energien« (Sachstandsbericht) Aug. 1996
NR. 41 Monitoring »Nachwachsende Rohstoffe« – Verbrennung von Biomasse
zur Wärme- und Stromgewinnung (1. Sachstandsbericht) Juli 1996
NR. 40 Monitoring »Gentherapie« – Die rechtliche Regelung der Gentherapie im
Ausland – eine Dokumentation (2. Sachstandsbericht) Apr. 1996
NR. 39 TA-Monitoring »Stand der Technikfolgen-Abschätzung im Bereich der
Medizintechnik« Apr. 1996
NR. 38 TA-Studien im Bereich Informationstechnologie – eine Auswertung von
sechs Studien europäischer parlamentarischer TA-Einrichtungen Jan. 1996
NR. 37 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.09.1994 bis 31.08.1995 Jan. 1996
NR. 36 Deutschlands Erdgaswirtschaft im europäischen Verbund
(Energiemonitoring zu aktuellen Fragen der Energiepolitik) Juni 1995
NR. 35 TA-Projekt »Umwelttechnik und wirtschaftliche Entwicklung« –
Integrierte Umwelttechnik: Chancen erkennen und nutzen (Endbericht) Nov. 1995
NR. 34 TA-Projekt »Auswirkungen moderner Biotechnologien auf Entwicklungs-
länder und Folgen für die zukünftige Zusammenarbeit zwischen Industrie-
und Entwicklungsländern« (Endbericht) Mai 1995
NR. 33 Multimedia – Mythen, Chancen und Herausforderungen (Endbericht) Mai 1995
NR. 32 TA-Projekt »Neue Werkstoffe« (Endbericht) Jan. 1995
NR. 31 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.09.1993 bis 31.08.1994 Okt. 1994
NR. 30 TA-Projekt »Umwelttechnik und wirtschaftliche Entwicklung« (Zwischenbericht) Sep. 1994
NR. 29 Sicherung einheimischer Energiequellen in Europa: Ein Ländervergleich im
Binnenmarkt (Energiemonitoring zu aktuellen Fragen der Energiepolitik) Aug. 1994
NR. 28 TA-Monitoring Bericht III – »Informations- und Kommunikationstechnologien – 
Ausgewählte Technology Assessments des OTA –« (Auswertung von sieben
OTA-Studien) Juni 1994
NR. 27 TA-Projekt »Möglichkeiten und Probleme bei der Verfolgung und
Sicherung nationaler und EG-weiter Umweltschutzziele im Rahmen der
Europäischen Normung« (Bericht zum Stand der Arbeit) Juni 1994

















NR. 25 Monitoring »Gentherapie« – Stand und Perspektiven naturwissenschaftlicher
und medizinischer Problemlösungen bei der Entwicklung gentherapeutischer
Heilmethoden (1. Sachstandsbericht) Mai 1994
NR. 24 Monitoring »Technikakzeptanz und Kontroverse über Technik« – Ist die
deutsche Öffentlichkeit 'technikfeindlich'? (Ergebnisse der Meinungs- und
der Medienforschung) (1. Sachstandsbericht) März 1994
NR. 23 Auf dem Weg zu einem Europäischen Binnenmarkt für leitungsgebundene
Energie (Energiemonitoring zu aktuellen Fragen der Energiepolitik) Jan. 1994
NR. 22 TA-Projekt »Neue Werkstoffe« – Wege zur integrierten Werkstofforschung
(Zwischenbericht) Jan. 1994
NR. 21 Tätigkeitsbericht des TAB für die Zeit vom 01.07.1992 bis 31.08.1993 Sep. 1993
NR. 20 Biologische Sicherheit bei der Nutzung der Gentechnik (Endbericht) Aug. 1993
NR. 19 TA-Monitoring Bericht II – Technikfolgen-Abschätzung zu neuen
Biotechnologien (Auswertung ausgewählter Studien ausländischer
parlamentarischer TA-Einrichtungen) Juli 1993
NR. 18 TA-Projekt »Genomanalyse« – Chancen und Risiken genetischer Diagnostik
(Endbericht) Sep. 1993
NR. 17 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« – Entwicklungs-
perspektiven der Wasserwirtschaft (Zusammenfassender Endbericht) Dez. 1993
NR. 17 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« – Zukunfts-
perspektiven der Wasserversorgung (Teilbericht VI) Mai 1993
NR. 17 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« – Grundwasser-
defizitgebiet durch Braunkohlentagebau in den neuen Bundesländern
(Teilbericht V) Sep. 1993
NR. 17 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« –
Grundwassersanierung (Teilbericht IV) Juni 1993
NR. 17 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« – Problemanalyse
zum Grundwasserschutz im Verkehrssektor (Teilbericht III) Juni 1993
NR. 17 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« – Vorsorgestrategien
zum Grundwasserschutz für den Bausektor (Teilbericht II) Dez. 1993
NR. 17 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« – Vorsorgestrategien
zum Grundwasserschutz für den Bereich Landwirtschaft
(Teilbericht I) (Kurz- und Langfassung) Dez. 1993
NR. 16 TA-Projekt »Abfallvermeidung und Hausmüllentsorgung« – Vermeidung und
Verminderung von Haushaltsabfällen«. Abfallvermeidung: Strategien,
Instrumente und Bewertungskriterien (Endbericht) (Kurz- und Langfassung) Juli 1993
NR. 15 »Neue Werkstoffe« – Politische Herausforderung und technologische Chancen
(Hintergrundpapier) Nov. 1992
NR. 14 Technikfolgen-Abschätzung zum Raumtransportsystem »SÄNGER« Okt. 1992
NR. 13 TA-Projekt »Risiken bei einem verstärkten Wasserstoffeinsatz«
(Kurz- und Langfassung) Nov. 1992
NR. 12 Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwicklung
(Ergebnisse des dritten Technikreports des FhG-ISI im Auftrag des TAB) Aug. 1992
NR. 11 Tätigkeitsbericht des TAB für den Zeitraum vom 01.04.1991 bis 30.06.1992 Aug. 1992
NR. 10 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« zum 
Untersuchungsbereich »Vorsorgestrategien zum Schutz des Grundwassers
im Verursacherbereich Landwirtschaft« (Zwischenbericht) (Langfassung) Mai 1992
NR. 10 TA-Projekt »Grundwasserschutz und Wasserversorgung« zum Untersuchungsbereich
»Vorsorgestrategien zum Schutz des Grundwassers im Verursacherbereich
Landwirtschaft« (Zwischenbericht) (Kurzfassung) Apr. 1992
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NR. 9 Projekt »Biologische Sicherheit bei der Nutzung der Gentechnik«
(Zwischenbericht) Jan. 1992
NR. 8 TA-Projekt »Abfallvermeidung und Hausmüllentsorgung« – Vermeidung und
Verminderung von Haushaltsabfällen (Vorstudie) (Langfassung) Mai 1992
NR. 8 TA-Projekt »Abfallvermeidung und Hausmüllentsorgung« – Vermeidung und
Verminderung von Haushaltsabfällen (Vorstudie) (Kurzfassung) Jan. 1992
NR. 7 TA-Relevanz ausgewählter Teilgebiete im Bereich »Neue Werkstoffe«
(Gutachten des FhG-INT im Auftrag des TAB) Jan. 1992
NR. 6/91 Beobachtung der technisch-wissenschaftlichen Entwicklung
(Ergebnisse des zweiten Technikreports des FhG-ISI im Auftrag des TAB) Nov. 1991
NR. 5/91 TA-Monitoring Bericht I – Parlamentarische Einrichtungen und ihre
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